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1. Einführung 

Fast vier Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg beginnt die zeithistorische For­
schung in Deutschland den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf die Vorgeschichte der 
beiden deutschen Staaten und deren Gründerjahre zu verlagern. Dies gilt nicht nur 
für Monographien und Aufsätze, sondern auch für umfassende Akteneditionen1. Da­
durch tritt die Beschäftigung mit der nationalsozialistischen Epoche zwar noch nicht 
in den Hintergrund, kann aber nicht mehr den Umfang und Aufwand beanspruchen, 
die in den ersten drei Jahrzehnten nach dem Krieg aus moralischen, politischen und 
historiographischen Gesichtspunkten erforderlich waren. Gewichtige Aspekte der 
Geschichte des NS-Regimes werden jedoch weiterhin lebhaft diskutiert2. 

Auch eine quellenkritische Prüfung läßt es als zumindest fraglich erscheinen, ob die 
Zahl der sogenannten „abschließenden" Darstellungen zur Geschichte des National­
sozialismus wirklich hinreichend ist. Denn selbst nach fast vier Jahrzehnten konnten 
die durch Krieg und Kriegsfolgen entstandenen Lücken in der Quellenbasis, auf die 
sich die Erforschung der Jahre 1933 bis 1945 stützen muß, nicht geschlossen werden. 
Trotz der Rückführung umfangreicher beschlagnahmter deutscher Akten aus alliier­
tem Gewahrsam in deutsche Archive in West und Ost sowie intensiver Bemühungen 
um die Herstellung bestimmter Ersatzüberlieferungen blieb die Quellenlage nicht nur 

1 Vgl. Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, 1945-1949, hrsg. vom Bundesar­
chiv und Institut für Zeitgeschichte, bisher 3 Bände, München/Wien 1976 ff.; dazu Wolfram 
Werner, Probleme zeitgeschichtlicher Editionen am Beispiel der Publikation „Akten zur Vorge­
schichte der Bundesrepublik Deutschland". In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs. Beiträge zum 
Archivwesen, zur Quellenkunde und Zeitgeschichte, hrsg. von Heinz Boberach und Hans Booms 
( = Schriften des Bundesarchivs 25), Boppard 1977, S. 480-486. Vgl. weiter Der Parlamentarische 
Rat 1948-1949. Akten und Protokolle, hrsg. für den Deutschen Bundestag von Kurt Georg Wer-
nicke, für das Bundesarchiv von Hans Booms, bisher 2 Bände, Boppard 1975 ff.; Kabinettsproto­
kolle der Bundesregierung, bisher Band 1, 1949, Boppard 1982. 

2 Vgl. zuletzt Peter Hüttenberger, Bibliographie zum Nationalsozialismus ( = Arbeitsbücher zur 
modernen Geschichte 8), Göttingen 1980. 
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für die Forschung, sondern auch für die Archivare so unübersichtlich3, daß nicht sel­
ten sogar methodisch sauber gearbeitete Studien wesentliche Quellen ungenutzt lie­
ßen, unwesentliche dagegen überbewerteten. 

Archivare und Historiker haben in zahlreichen Beiträgen eine Fülle von Informa­
tionen zur Quellenlage im einzelnen veröffentlicht. Manche Archive haben darüber 
hinaus umfassendere Bestandsübersichten4 vorgelegt, um dem Historiker die notwen­
dige Orientierung zu erleichtern. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang auch 
die von Wolfgang Benz besorgte Beschreibung in- und ausländischer Institutionen, 
die Quellengut zur Zeitgeschichte verwahren5. Nicht geschrieben ist trotz der grund­
legenden Aufsätze von Wilhelm Rohr6 und Heinz Boberach7 eine zusammenfassende 
Darstellung des Schicksals der deutschen Archivalien im Inferno des Krieges, unmit­
telbar nach dessen Ende sowie in den folgenden Jahrzehnten, die von der Rückfüh­
rung deutscher Akten aus dem Ausland und von dem Aufspüren in Deutschland selbst 
verbliebener Archivalien und Behördenakten gekennzeichnet waren8. Auch die hier 

3 In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß unabhängig von Krieg und 
Kriegsfolgen Quellenüberlieferungen in der NS-Zeit in ihrem Provenienzzusammenhang gestört 
wurden, z.B. durch die Sammlungstätigkeit des Reichsinstituts für die Geschichte des neuen 
Deutschlands und des Hauptarchivs der NSDAP (vgl. Helmut Heiber, Walter Frank und sein 
Reichsinstitut für die Geschichte des neuen Deutschlands, Stuttgart 1966; NSDAP-Hauptarchiv, 
Guide to the Hoover Institution Microfilm Collection, compiled by Grete Heinz and Agnes F. Pe-
terson, Stanford 1964). Zum Grundsätzlichen vgl. Harald Jaeger, Problematik und Aussagewert 
der überlieferungsgestörten Schriftgutbestände der NS-Zeit. In: Der Archivar28 (1975), Sp. 
275-292. 

4 Vgl. z.B. neuerdings Das Bundesarchiv und seine Bestände, 3. ergänzte und neu bearbeitete Auf­
lage von Gerhard Granier, Josef Henke, Klaus Oldenhage ( = Schriften des Bundesarchivs 10), 
Boppard 1977; Quellen zur Zeitgeschichte in den staatlichen Archiven des Landes Nordrhein-
Westfalen. Nichtstaatliches Schriftgut, nichtschriftliches Archivgut, Nationalsozialismus (= Ver­
öffentlichungen der staatlichen Archive des Landes Nordrhein-Westfalen, Reihe B Archivführer 
und Kurzübersichten, Heft 6), Münster 1978; Widerstand und Verfolgung in Bayern 1933-1945, 
Archivinventare, hrsg. von der Generaldirektion der staatlichen Archive Bayerns, München 
1975 ff.; Klaus Wisotzky, Das Schriftgut der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen 
Verbände in der Überlieferung staatlicher Behörden im Bereich des heutigen Landes Nordrhein-
Westfalen, 3Teile, Düsseldorf 1981. Zum Geheimen Staatsarchiv in Berlin-Dahlem vgl. unten 
S. 617, Anm.264. 

5 Wolfgang Benz, Quellen zur Zeitgeschichte (= Deutsche Geschichte seit dem Ersten Weltkrieg 
III), Stuttgart 1973. 

6 Wilhelm Rohr, Schicksal und Verbleib des Schriftguts der obersten Reichsbehörden. In: Der Ar­
chivar 8 (1955), Sp. 161-174. 

7 Heinz Boberach, Das Schriftgut der staatlichen Verwaltung, der Wehrmacht und der NSDAP aus 
der Zeit von 1933-1945. Versuch einer Bilanz. In: Der Archivar 22 (1969), Sp. 137-152; ders., Die 
schriftliche Überlieferung der Behörden des Deutschen Reiches 1871-1945. Sicherung, Rückfüh­
rung, Ersatzdokumentation. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), S. 50-61. 

8 Aus amerikanischer Sicht vgl. die von Robert Wolfe, dem Spezialisten des Nationalarchivs der 
Vereinigten Staaten für beschlagnahmtes deutsches Archivgut, herausgegebene Veröffentlichung 
Captured German and Related Records. A National Archives Conference, Athens, Ohio 1974. 
Eine Bilanz der Arbeit des Bundesarchivs zog Hans Booms 1977 sowohl im Vorwort zur dritten 
Auflage der Beständeübersicht (s. Anm.4), S. V f., als auch in seinem Aufsatz Das Bundesarchiv. 
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vorgelegte Darstellung kann nicht einen umfassenden Katalog über den Verbleib 
oder die Vernichtung der Akten aller deutschen Behörden und sonstiger Einrichtun­
gen bis hin zu privaten Papieren und audiovisuellen Überlieferungen enthalten. Dies 
ist für die Archivalien des Deutschen Reiches auch insoweit nicht erforderlich, als das 
Bundesarchiv die ihm bekannten einschlägigen Informationen zu Einzelheiten der 
Überlieferungsgeschichte in der 3. Auflage seiner Beständeübersicht9 veröffentlicht 
hat und zur Beantwortung weitergehender Fragen zur Verfügung steht. Ebensowe­
nig kann es Ziel dieser Darstellung sein, die zahlreichen, vor allem in den archivischen 
Fachzeitschriften veröffentlichten Aufsätze zu bestimmten Überlieferungskomplexen 
und deren Schicksal erneut zu referieren10. Sie will vielmehr die wesentlichen Ge­
schehnisse in der Geschichte der Bestände vorwiegend auf der Ebene der obersten 
und oberen Reichsbehörden, der Wehrmacht und der NSDAP in einem Gesamtzu­
sammenhang darstellen. Damit ersetzt sie einen umfassenden zentralen Nachweis 
nicht, soll indessen dem Historiker die Möglichkeit geben, einen Überblick über die 
Quellengeschichte dieser Periode zu gewinnen und mit Unterstützung zuständiger 
Institutionen und deren Hilfsmittel die Quellenlage für sein jeweiliges Projekt zu 
beurteilen und schließlich die einschlägigen Quellen im einzelnen zu ermitteln. 

2. Deutsche Maßnahmen zur Sicherung von Archivalien und 
Behördenschriftgut seit 1942 

Bis zum Frühjahr 1942 hielten die deutschen Archivverwaltungen besondere kriegs­
bedingte Schutzmaßnahmen zugunsten von Archiven und Archivalien nicht für erfor­
derlich. Man begnügte sich mit den ohnehin notwendigen konventionellen Luft­
schutzvorrichtungen und -Vorkehrungen. Auslagerungen fanden generell noch nicht 
statt, wenn man von den frühen Verlagerungen aus den westlichen, insbesondere 
saarländischen Grenzgebieten in die Festung Ehrenbreitstein bei Koblenz im Herbst 

Ein Zentralarchiv 25 Jahre nach der Gründung. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), 
S. 11-49. Die Situation in der DDR und in der Bundesrepublik Deutschland schildert Friedrich 
P. Kahlenberg, Deutsche Archive in West und Ost. Zur Entwicklung des staatlichen Archivwesens 
seit 1945, Düsseldorf 1974, S. 25 ff., 55 ff. Im Rundgespräch „Geschichtsquellen zur Reichs- und 
preußischen Politik 1871-1945 in Archiven der Bundesrepublik Deutschland". In: Der Archi-
var31 (1978), Sp.35-46, behandelte Friedrich Benninghoven, Sp.35-38, Verbleib, Vernichtung 
und Ersatz Reichs- und preußischer Behördenüberlieferungen. 

9 Vgl. oben Anm. 4. 
10 Das Bundesarchiv hat in der zweiten, von Hans Booms und Heinz Boberach bearbeiteten Auflage 

seiner Beständeübersicht (s. Anm. 4), Boppard 1968, S. 293 ff., die ältere Literatur zusammenge­
stellt; neuere Literatur wurde in der Veröffentlichung „Aus der Arbeit des Bundesarchivs" (s. 
Anm. 1) von Hans-Dieter Fricke 1977 erfaßt, insbesondere S.539f. Vgl. auch die fortlaufende 
„Bibliographie zum Archivwesen" in der Fachzeitschrift „Der Archivar". 
Auf das Schicksal ausländischer Archivalien, die während des Zweiten Weltkrieges von deutschen 
Stellen betreut, gesichert, geraubt oder vernichtet wurden, kann die vorliegende Darstellung nicht 
eingehen (vgl. dazu u. a. Joachim Meyer-Landrut, Die Behandlung von staatlichen Archiven und 
Registraturen nach Völkerrecht. In: Archivalische Zeitschrift 48 (1953), S. 45-120). 
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1939 einmal absieht. Diese waren allerdings nicht aus Gründen des Luftschutzes, son­
dern aus Furcht vor einer Offensive der Westmächte zu Kriegsbeginn erfolgt. Ver­
meintlich fernab von allen Fronten zu Lande, zu Wasser und in der Luft hatte zum 
Beispiel das Preußische Geheime Staatsarchiv in Berlin-Dahlem eine Auslagerung sei­
ner Archivalien nicht in Betracht gezogen11. Der Gesichtspunkt, daß die Archivalien 
für den laufenden Geschäftsgang der Ministerien und zentralen Behörden, insbeson­
dere in der Reichshauptstadt Berlin, erreichbar sein sollten12, und der „Horror, den 
man davor empfand, größere Mengen von Archivgut der friedensmäßigen Obhut 
entgleiten" zu lassen13 und der bei Transport und Einlagerung in die Ausweichquar­
tiere unvermeidlichen Unordnung auszusetzen, ließen die Gefahr möglicher Verluste 
durch die erst allmählich zunehmenden Luftangriffe auf deutsche Städte noch als ge­
ringeres Übel erscheinen. Ein Heranrücken feindlicher Streitkräfte schien zu jener 
Zeit noch recht unwahrscheinlich. Dieser Meinung hatte sich nicht zuletzt der 1940 
als zentrale Lenkungsinstanz eingesetzte Kommissar für den Archivschutz 
(K.f.d.A.)14, der Direktor des Reichsarchivs in Potsdam und Generaldirektor der 
preußischen Staatsarchive Ernst Zipfel, angeschlossen. Erst unter dem Eindruck der 
massierten Bombardierung deutscher Städte - jedoch vor der Zerstörung bedeuten­
derer Archivgebäude — verfügte Zipfel, der noch Anfang Oktober 1941 vor den Di­
rektoren der preußischen Staatsarchive den Wert einer „Flüchtung" von Archivalien 
als zweifelhaft angesehen hatte, im Mai 1942 die Auslagerung von Beständen in der 
Reihenfolge ihrer Bedeutung15. Als Bergungsstätten kamen neben der bereits genann­
ten Festung Ehrenbreitstein und anderen vergleichbaren oberirdischen Lagerungsor­
ten dann zunehmend unterirdische Stätten, insbesondere die geräumigen, sauberen 
und in großer Tiefe gelegenen Stollen stillgelegter Kali- und Salzbergwerke in Be­
tracht. Dort brauchte man zudem Feuchtigkeitsschäden nicht zu befürchten. 

Die in ruhigem Tempo begonnenen Auslagerungen entwickelten sich zu einer sy­
stematischen, vom K.f.d.A. zentral gelenkten und koordinierten Aktion, gerieten 
aber später unter den Druck der katastrophalen Kriegsereignisse. Zusätzliche Proble­
me gab es schließlich, als den Archiven und den Auslagerungsorten selbst durch die 
herannahenden Fronten besonders im Osten unmittelbare Gefahren drohten. Die zu-

11 Wilhelm Rohr, Die zentrale Lenkung deutscher Archivschutzmaßnahmen im Zweiten Weltkrieg. 
In: Der Archivar3 (1950), Sp. 105-122. Die Handakten Rohrs aus seiner Tätigkeit im Archiv­
schutz sind im Bundesarchiv erhalten (Bestand R 146 „Reichsarchivverwaltung"). Vgl. Walter 
Vogel, Wilhelm Rohr. In: Der Archivar 22 (1969), Sp.352-357. Zum Archivschutz vgl. weiterhin 
Walter Nissen, Das Schicksal der ausgelagerten Bestände des Preußischen Geheimen Staatsar­
chivs und des Brandenburg-Preußischen Haus-Archivs und ihr heutiger Zustand. In: Archivali-
sche Zeitschrift 49 (1954), S. 139-150. 

12 Gerhard Schmid, Die Verluste in den Beständen des ehemaligen Reichsarchivs im Zweiten Welt­
krieg. In: Archivar und Historiker. Studien zur Archiv- und Geschichtswissenschaft zum 65. Ge­
burtstag von H.O. Meisner, Berlin (Ost) 1956, S. 176-207, hier S. 180. 

13 Rohr (s. Anm. 11), Sp. 107. 
14 Vgl. Erlaß des Reichsministers des Innern vom 22. Mai 1940. In: Mitteilungsblatt des Generaldi­

rektors der Preußischen Staatsarchive 1940, S. 61; vgl. auch S. 77 ff. und 101 ff. 
15 Rohr (s. Anm. 11), Sp. 109 u. ff. 
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nehmende Hektik und die im Strudel der Ereignisse notwendigen Improvisationen 
sind bereits vor Jahrzehnten einprägsam geschildert worden; einige Einzelheiten sind 
es wert, beispielhaft an dieser Stelle noch einmal wiedergegeben zu werden16. 

Als Sammelstelle für geflüchtete Archivalien aus dem Osten bot das zunächst dafür 
vorgesehene Staatsarchiv Marburg nach dem Rückzug aus Frankreich und infolge 
der Verschärfung des Luftkriegs bald nicht mehr genügend Sicherheit. Die Transpor­
te wurden in das Salzbergwerk Grasleben bei Helmstedt geleitet, auch das schon nach 
Marburg gebrachte Archivgut dorthin überführt. Der Umfang der geflüchteten Be­
stände überschritt teilweise das ursprünglich geforderte Maß bei weitem. Dem Staats­
archiv Königsberg gelang es, insgesamt sieben Eisenbahnwaggons mit Archivalien 
nach Grasleben zu bringen. So befinden sich heute das Deutschordensarchiv, das Ar­
chiv der Herzöge von Preußen und andere wichtige ostpreußische Bestände im Ge­
wahrsam der Stiftung Preußischer Kulturbesitz. Das Reichsarchiv Danzig schickte 
fünf Waggons auf den gleichen Weg, darin auch die im letzten möglichen Augenblick 
noch verladenen hochwertigen Bestände, die es bisher auf der Marienburg und dem 
Bismarckschen Gut Varzin geborgen hatte. 

Ein schlimmes Hemmnis war verschiedentlich der von hochgestellten Vertretern 
des NS-Regimes ausgehende Widerstand gegen jede Verlagerung von Wertobjekten 
aus den Grenzlandschaften heraus, insbesondere der Makel des Defaitismus, mit dem 
sie solche Bemühungen brandmarkten. Dies wirkte sich in Schlesien verhängnisvoll 
aus. Das Staatsarchiv Breslau mußte die Zeit, in der es noch mit Erfolg hätte handeln 
können, ungenutzt verstreichen lassen. Als ein nach Breslau entsandter Mitarbeiter 
des K. f. d. A. diese und andere Schwierigkeiten aus dem Wege geräumt hatte und drei 
Waggons mit Archivgut aus der Ausweichstelle Neukirch a. d. Katzbach nun endlich 
am 26. Januar 1945 abgehen sollten, wurde dies durch die krisenhafte Entwicklung 
der militärischen Lage vereitelt. Ende März 1945 unternahm im Auftrage des 
K.f.d.A. ein Archivar einen letzten Versuch, einige in die Kampfzone geratene, von 
den sowjetischen Truppen noch nicht besetzte Ausweichstellen des Staatsarchivs 
Breslau mit Hilfe der Wehrmacht zu räumen. Dies gelang ihm bei einigen kleineren 
Depots, doch sind diese auf dem Transport nach Westdeutschland leider verschollen. 

Als die Rote Armee die Oder erreichte, wurden auch in Pommern und in der Mark 
Brandenburg größte Anstrengungen gemacht, bedrohtes Archivgut zu retten. Ein 
Waggon mit Archivalien des Staatsarchivs Stettin erreichte Grasleben; andere Bestän­
de des Archivs konnten gerade noch aus Ausweichstellen in Hinterpommern über die 
Oder zurückgeschafft werden. Das Geheime Staatsarchiv Berlin-Dahlem holte im 
Februar 1945 wertvollstes Archivgut aus dem frontnahen Lübben und brachte es wei­
ter in das Bergwerk bei Schönebeck a. d. Elbe. Dort und in dem Schacht zu Staßfurt 
hatte das preußische Zentralarchiv zusammen mit dem Reichsarchiv Potsdam schon 
längst den überwiegenden Teil seiner Archivalien geborgen. Bis in den April 1945 
hinein setzte es die Transporte nach Schönebeck fort; zwei Lastkraftwagen mußten 
am 12. April umkehren, weil bereits die Amerikaner an der Elbe standen. 

16 Die Darstellung folgt der Beschreibung Rohrs (s. Anm. 11), Sp. 119-121. 
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Im westlichen Deutschland hatten vor allem die preußischen Staatsarchive in den 
letzten Monaten des Krieges noch umfangreiche Verlagerungen wertvollen Archiv­
guts aus oberirdischen Ausweichstellen in Bergwerke durchgeführt, in erster Linie 
nach Grasleben und Salzdetfurth, wo der Generaldirektor ihnen Raum zur Verfü­
gung stellte. Südwestdeutsche Archive benutzten das Salzbergwerk Kochendorf bei 
Heilbronn. Ein Schacht des Kalibergwerks Unterbreizbach (Rhön), das der Ober­
berghauptmann im Reichswirtschaftsministerium dem K.f.d.A. auf seine persönlich 
vorgetragene dringende Bitte im Dezember 1944 zuwies, mußte erst für die Aufnah­
me von Archivgut hergerichtet werden. Bis März 1945 waren dort mehrere tausend 
qm Bergungsraum gewonnen, die aber nicht mehr belegt werden konnten. 

Als Befestigung unmittelbar am Rhein, die als scheinbar idealer Bergungsort zu ei­
ner zentralen Auslagerungsstätte für die Bestände der westdeutschen Staatsarchive 
ausgestaltet worden war, konnte die Festung Ehrenbreitstein bei Koblenz nur allzu­
leicht das Objekt heftiger Kämpfe werden. Seit dem September 1944 war man be­
müht, einen Sonderbeauftragten, möglichst im Rahmen der Wehrmacht, für die Räu­
mung des Ehrenbreitsteins, aber auch für andere dringende Archivgutbergungen im 
westlichen Grenzgebiet einzusetzen, einen mit wirksamen Vollmachten ausgestatte­
ten, an keinen festen Ort gebundenen erfahrenen Archivar, der den bedrängten Ar­
chiven beispringen sollte. Die Verhandlungen darüber zogen sich monatelang hin, bis 
schließlich die allgemeine Verkehrskatastrophe die Tätigkeit eines solchen Beauftrag­
ten illusorisch machte. Am 19. Dezember 1944 endlich konnten von Ehrenbreitstein 
erste Archivalientransporte abgehen. Im ganzen zwölf Eisenbahnwaggons mit wert­
vollsten Beständen der Staatsarchive Koblenz und Düsseldorf wurden nach und nach 
beladen und nach Salzdetfurth abgeschickt. Das Staatsarchiv Düsseldorf konnte ei­
nen Teil seiner linksrheinischen Ausweichstellen rechtzeitig zurücknehmen, ehe sie 
Schauplatz von Kämpfen wurden; Ende 1944 und Anfang 1945 beförderte es zwei 
große Lastkähne voll Archivalien nach Grasleben, ferner zwei Waggonladungen 
nach Salzdetfurth. 

Der letzte Akt in der Entwicklung des Archivschutzes, das auf so vielen Schauplät­
zen gleichzeitig angefachte Bemühen, unter der Erde Sicherheit zu finden, war im 
allgemeinen noch nicht zu dem erstrebten Abschluß gediehen, an manchen Stellen 
über bloße Ansätze nicht hinausgekommen, als der schnelle Vormarsch der alliierten 
Truppen, hier früher, dort später, Einhalt gebot. 

Der Arbeitsstab Zipfel war seit Beginn des Jahres 1945 durch Einberufungen und 
durch Verlegung immer weiterer Teile aus Berlin heraus allmählich zusammenge­
schmolzen und verlor durch die Ereignisse seine Wirkungsmöglichkeiten mehr und 
mehr, bis er am 21. April 1945 die Tätigkeit einstellte. 

Zweifellos ist es auf die geschilderten Auslagerungsmaßnahmen zurückzuführen, 
daß wertvolle Archivalien in großem Umfang das Kriegsende überdauerten. So wur­
den wesentliche Teile der für die Geschichte des Deutschen Reiches wichtigen Be­
stände des Reichsarchivs in Potsdam17 und des Geheimen Staatsarchivs in Berlin-

17 Vgl. Schmid (s. Anm. 12) und Gerlinde Grahn/Helmut Lötzke/Johanna Weiser, Die Hilfe und 
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Dahlem18 in die Stollen von Staßfurt und Schönebeck a. d. Elbe verbracht und geret­
tet. Dagegen wurden zum Beispiel durch einen einzigen Luftangriff im April 1945 die 
reichhaltigen historischen Unterlagen des Heeresarchivs in Potsdam, für das der 
Kommissar für den Archivschutz keine Zuständigkeit besaß, nahezu vollständig ver­
nichtet19. Für die Kriegstagebücher aus dem Zweiten Weltkrieg gilt dies allerdings 
nur bedingt, da diese Unterlagen teilweise ausgelagert wurden. Auch die Bestände des 
Marinearchivs einschließlich der Unterlagen der Kriegswissenschaftlichen Abteilung 
der Kriegsmarine waren - nach Schloß Tambach bei Coburg - verlagert worden20 

und sind daher größtenteils erhalten. Das Schriftgut des Luftarchivs und der Dienst­
stellen der Luftwaffe wurde bei Kriegsende dagegen von deutscher Seite zum großen 
Teil vernichtet. Eine Berechnung, die den Stand vom 1. Juni 1944 festhielt, läßt erken­
nen, daß damals von insgesamt 96 vom K.f.d.A. beaufsichtigten Archiven 20 über 
90% ihrer Gesamtbestände geborgen hatten, 7 zwischen 80 und 90%, 53 mehr als 
50%. Diese 96 Archive hatten bis zum 1. März 1944 in 550 Ausweichstellen etwa 
2 Millionen Urkunden, 450000 Handschriften und Bücher, 1 460 000 Aktenpakete 
verlagert. Man rechnete aus, daß diese Menge etwa das Dreifache dessen darstellte, 
was die ganze bayerische Archivverwaltung an Archivalien besaß. Diese Ergebnisse 
wurden im Laufe des Jahres 1944 noch beträchtlich gesteigert. Aus dem November 
1944 liegen noch einmal die Zahlen für 54 staatliche und 35 städtische, also im ganzen 
89 Archive vor. Sie hatten damals zusammen 2 1/4 Millionen Urkunden, 550 000 Hand­
schriften und Amtsbücher, 400 000 Karten und Pläne, VA Millionen Aktenpakete 
nach auswärts gebracht21. 

In erster Linie galten die geschilderten Rettungsmaßnahmen den schon in die Ob­
hut der großen Archive gegebenen archivreifen Unterlagen. Dabei handelte es sich 
nur zu einem kleinen Teil um seit 1933 entstandene Akten amtlicher und parteiamtli-

Unterstützung der UdSSR für den Schutz und die Sicherung des Staatlichen Archivfonds der 
DDR. In: Archivmitteilungen 25 (1975), S.47-52. 

18 Die geretteten Archivalien befinden sich heute im Zentralen Staatsarchiv der DDR in Merseburg 
(vgl. Eckhart Henning, Das Geheime Staatsarchiv in Berlin-Dahlem. Rückblick anläßlich seines 
Doppeljubiläums 1874-1924-1974. In: Der Archivar 28 1975, Sp. 143-152, hier: Sp.148). Vgl. 
auch die ausführlichere Darstellung bei Nissen (s. Anm. 11) und Grahn/Lötzke/Weiser (s. 
Anm.17). 

19 Karl Ruppert, Heeresarchiv Potsdam 1936-1945. In: Der Archivar 3 (1950), Sp. 177-180; Bern­
hard Poll, Vom Schicksal der deutschen Heeresakten und der amtlichen Kriegsgeschichtsschrei­
bung. In: Der Archivar6 (1953), Sp. 66-75; Erich Murawski, Das Bundesarchiv-Militärarchiv. In: 
Der Archivar 13 (1960), Sp. 187-198; Gerhart Enders, Die ehemaligen deutschen Militärarchive 
und das Schicksal der deutschen Militärakten nach 1945. In: Zeitschrift für Militärgeschichte 8 
(1969), S. 559-608; Friedrich-Christian Stahl, Die Organisation des Heeresarchivwesens in 
Deutschland 1936-1945. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), S. 69-101. 

20 Paul Heinsius, Der Verbleib des Aktenmaterials der deutschen Kriegsmarine. In: Der Archivar 8 
(1955), Sp.75-86; Howard M. Ehrmann, The German Naval Archives (Tambach). In: Captured 
German and Related Records (s. Anm. 8), S. 157-162; Gert Sandhofer, Von der preußisch-deut­
schen Militärgeschichtsschreibung zur heutigen Militärgeschichte - Teilstreitkraft Marine. In: 
Geschichte und Militärgeschichte. Wege der Forschung, Frankfurt/Main 1974, S. 55-66. 

21 Rohr (Anm. 11), Sp. 116. 
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cher (NSDAP-) Provenienz. Zu ihnen zählten vor allem Akten von Landesbehörden, 

die 1934/35 im Zuge der „Gleichschaltung" mit Reichsbehörden vereinigt oder auf­

gehoben wurden, Verfahrensakten von Militärgerichten sowie Kriegstagebücher, die 

von allen selbständigen Verbänden der Wehrmacht vierteljährlich an die drei militäri­

schen Archive (Heeresarchiv, Marinearchiv, Luftarchiv) abgegeben werden mußten. 

Die Masse jener Materialien indes, die in erster Linie späteren Generationen System, 

Struktur und Politik des NS-Regimes würden dokumentieren können, befanden sich 

noch in den Registraturen der Dienststellen des Reiches und der NSDAP. Unter dem 

Eindruck der Luftangriffe hatten jedoch auch die Berliner Ministerien und zentralen 

Reichsbehörden Auslagerungen von Teilen ihrer Dienststellen und deren Akten vor­

genommen. Während in der Reichshauptstadt lediglich Ministerbüros und wichtige 

Referate verblieben, gelangten viele Fachabteilungen sowie vor allem Altregistraturen 

seit 1943/44 in Ausweichquartiere, die man vornehmlich in Brandenburg, Sachsen, 

Thüringen, Schlesien, Österreich, im Sudetenland und im übrigen Böhmen ausfindig 

gemacht hatte22. Diese Akten überdauerten so zu großen Teilen das Kriegsende eben­

falls. 

Weder systematische noch improvisierte Auslagerungen konnten jedoch verhin­

dern, daß unersetzliche Kulturgüter - sowohl Archivalien als auch Altregistraturen 

und laufende Behördenakten - zu beträchtlichen Teilen durch Bombenhagel, Trans­

porte und Erdkämpfe vernichtet wurden oder verlorengingen. Bei den Behördenak­

ten kam hinzu, daß durch planmäßige und spontane Zerstörungsmaßnahmen durch 

deutsche Instanzen das Ausmaß der Verluste noch erheblich größer wurde. Diese Art 

von Selbstvernichtung wurde sowohl von höchster Stelle zur Verwischung der „Spu­

ren" des NS-Regimes angeordnet23 als auch durch „wilde" Aktionen nachgeordneter 

Beamter verursacht. Bei den obersten Reichsbehörden nachweisbare Vernichtungs­

aktionen betrafen vor allem Geheimakten sowie Unterlagen über politische und rassi­

sche Verfolgungen, Widerstand, Besatzungspolitik, Rüstungswirtschaft und militäri­

sche Maßnahmen. Im Bestand „Rechnungshof des Deutschen Reiches" waren die 

Reichshaushaltspläne und einschlägige Teilpläne zur Vernichtung vorgesehen und 

wurden auch großenteils vernichtet24. Als weiteres Beispiel sei die Vernichtung von 

Akten und Karteien des Reichssicherheitshauptamtes genannt, in denen zahllose 

Schicksale von Verfolgten des NS-Regimes dokumentiert waren25. Andererseits wur­

den bestimmte Aktenarten - zum Beispiel Personalunterlagen von existentieller Be-

22 Boberach (s. Anm.7), Sp. 137 f. bzw. S.59. 
23 Der Erlaß des Reichsministers des Innern an die Reichsverteidigungskommissare vom U.Okto­

ber 1944 über das „Verhalten der Behörden bei Feindbesetzung" sah bei drohendem Feindein­
bruch die Vernichtung aller „wichtigen Akten, insbesondere solcher geheimer und politischer Art 
und solcher, die für den Feind von Bedeutung für seine Kriegsführung sein können", vor. Vgl. die 
Schilderung der Auswirkungen des Erlasses bei Hans-Stephan Brather, Aktenvernichtung durch 
deutsche Dienststellen beim Zusammenbruch des Faschismus. In: Archivmitteilungen 8 (1958), 
S. 115-117. 

24 Brather (s. Anm. 23), S. 117 f. 
25 Boberach (s. Anm. 7), S. 51. 
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deutung - ausdrücklich unter den Schutz besonderer Vorschriften gestellt26. Schließ­

lich blieben aber auch Registraturen erhalten, die nach den Vorschriften hätten ver­

nichtet werden müssen, weil die Schnelligkeit des alliierten Vormarsches die Zerstö­

rung vereitelte. Mengenmäßig geringere Schäden entstanden durch Transportverlust, 

Verschüttung, Witterungseinfluß, Verwahrlosung, Plünderung, Diebstahl und nicht 

zuletzt durch die Verwendung von Akten als Brennstoff vor allem im Winter 1945/ 

4627. 

Wert- und zahlenmäßig am größten waren selbstverständlich die Verluste durch 

alliierte Bombenangriffe, die Verwaltungen wie Archive gleichermaßen trafen. Die 

seit Herbst 1943 auch Berlin verstärkt heimsuchenden Luftangriffe richteten um so 

größeren Schaden an, als sie zeitlich vor den planmäßigen Verlagerungen von Behör­

denakten erfolgten oder jene Registraturteile trafen, die aus administrativen Gründen 

am Sitz der Dienststelle hatten verbleiben müssen. Vollständige Verluste von Abtei­

lungsregistraturen gab es zum Beispiel bei den Akten des Reichsministeriums des In­

nern, des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, des 

Volksgerichtshofes und der Reichsleitung der NSDAP in München28. Bei nicht aus­

gelagerten Archivalien waren die Bombenschäden umfangmäßig erheblich, hielten 

sich jedoch qualitativ in Grenzen, was auf eine im ganzen richtige Prioritätensetzung 

der Archive bei der Auslagerung hindeutet. Totalverluste traten in erster Linie dort 

ein, wo man von Auslagerungen generell Abstand genommen hatte; das Potsdamer 

Heeresarchiv sei hier als Beispiel erneut angeführt29. Das Reichsarchiv und die Berli­

ner Zentralarchive Preußens konnten dagegen große und wertvolle Bestände retten. 

Diese Feststellung30 schließt auch die nicht unerheblichen Schäden, welche 1944/45 

durch die Kämpfe an allen Fronten innerhalb des Reichsgebietes verursacht wurden, 

ausdrücklich ein, wobei die Endkämpfe um Berlin eine besonders bedeutsame Rolle 

spielten. 

Eine Würdigung der Verluste mußte unmittelbar nach Kriegsende mit vielen Unsi-

cherheitsfaktoren rechnen, weil nicht bekannt war, in welchem Umfang fehlende Ar­

chivalien oder Behördenakten an den Auslagerungsorten gesichert, von dort weg­

transportiert, beschlagnahmt, in alliierten Gewahrsam übergegangen oder - auf wel-

26 Brather (s. Anm.23), S. 116. 
27 Vgl. Rohr (s. Anm.6), Sp. 163 f.; Boberach (s. Anm.7), Sp. 139. Die Behauptung, die Berliner Be­

völkerung habe im April 1945 „wahllos geplündert" (Gerhard Ritter, Ergebnis meiner Archivreise 
nach Berlin 11.-18.10. 1950. In: Der Archivar 4/1951/, Sp.49-55, hier Sp.53), ist von J. Lach-
mann (ebd. Sp. 141) mit Recht zurückgewiesen worden. 

28 Boberach (s. Anm.7), Sp. 137. 
29 Vgl. oben S. 562 f. 
30 Vgl. oben Anm. 17 und 18. Eine detaillierte Aufstellung über die Kriegsschäden in den einzelnen 

deutschen Archiven bietet neben den ersten Ermittlungen Gerhard Ritters (s. Anm. 27) und den in 
den ersten Jahrgängen des „Archivar" veröffentlichten „Lageberichten der Archive der drei West-
zonen" (vgl. Inhaltsverzeichnisse der Jahrgänge 1-3/1947-1950) die umfassende Zusammenstel­
lung bei Heinrich Neu, Die Verluste an Kulturgut in Deutschland durch den Zweiten Weltkrieg. 
In: Dokumente deutscher Kriegsschäden I, hrsg. vom Bundesministerium für Vertriebene, 1958, 
hier S. 479-480. 
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che Weise auch immer - verloren oder vernichtet waren. Hinzu kam das Fehlen nahe­
zu jeglicher Verwaltungskontinuität auf Reichs- bzw. oberhalb der Zonenebene, so 
daß Behördenakten der obersten und oberen Reichsbehörden zentralen Funktions­
nachfolgern nicht übergeben, geschweige denn fortgeführt werden konnten. Perso­
nal- und Raummangel machten sich erschwerend bemerkbar. Anfängliche Bemühun­
gen ehemaliger Beamter der alten Ministerien, ihre Behörden wenigstens als Abwick­
lungsstellen in Gang zu halten, führten nur in wenigen Fällen (z. B. Reichsfinanzmini­
sterium, Geschäftsbereich Todt/Speer) zum ununterbrochenen Verbleib von Akten 
in deutscher Verwaltung31. 

Von Unsicherheit überschattet waren auch zahlreiche, sehr früh einsetzende Ver­
suche der deutschen Archivare, versprengte Archivalien und Akten zu bergen, provi­
sorisch zu sichern oder gar in die zuständigen Archive zurückzubringen. Vor allem 
die Beamten des Geheimen Staatsarchivs in Berlin-Dahlem haben sich hier Verdien­
ste erworben. Dabei ist besonders hervorzuheben, daß sie stillschweigend Akten auch 
von Reichsbehörden aus allen vier Sektoren Berlins unter erheblichen persönlichen 
Belastungen auf Trümmergrundstücken und Straßen auflasen, nach Dahlem brach­
ten und damit Funktionen des Reichsarchivs übernahmen. Sie sicherten z.B. die in 
den Gebäuden verbliebenen Aktenreste der Reichsministerien des Innern, für Arbeit 
sowie für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung32. Noch 1960 wurden auf dem 
Gelände des zerstörten Volksgerichtshofgebäudes in Berlin verkohlte Urteile des 
Freislerschen Tribunals sichergestellt33 und dem Bundesarchiv übergeben. Ebenfalls 
damals auf Ruinengrundstücken gefundene Akten der „Parteiamtlichen Prüfungs­
kommission zum Schutze des NS-Schrifttums" wurden, bevor das Dahlemer Archiv 
eingreifen konnte, vom Berliner Senator des Innern an das US Document Center wei­
tergeleitet. Auch österreichische Archivare sicherten in ihr Land eingelagerte Akten 
des Reiches34 und übergaben sie später größtenteils der Bundesrepublik Deutschland. 

Bilanzierend wird man sagen können, daß die bereits vor 1945 an das Reichsarchiv 
abgegebenen Bestände aus der Zeit bis 1933/34 als Folge der Auslagerungen nach 
Staßfurt und Schönebeck im wesentlichen im Zentralen Staatsarchiv der DDR in 
Potsdam erhalten sind. Für die bei den Behörden verbliebenen Akten läßt sich alles in 
allem feststellen, daß der umfangmäßig größte Teil der Ministerialbestände und der 
Unterlagen der NSDAP vernichtet worden ist, ein genauer Prozentsatz läßt sich 
schon deshalb nicht ermitteln, weil der Gesamtumfang der Schriftproduktion bis 1945 
nicht bekannt ist. Einzelheiten des Schicksals bestimmter Bestände bis hin zu konkre­
ten Zahlen über das Verhältnis von Verlust, Vernichtung, Selbstvernichtung, Be­
schlagnahme und Verbleib in deutschem Gewahrsam können in einem umfangrei-

31 Rohr (s.Anm.6), Sp. 166. 
32 Gerhard Zimmermann, Das Hauptarchiv (ehemal. Preuß. Geh. Staatsarchiv) in den ersten Nach­

kriegsjahren. In: Der Archivar8 (1955) Sp. 173-180. 
33 J. Lachmann, Neue Aktenfunde bei Aufräumungsarbeiten in Berlin. In: Der Archivar 14 (1961), 

Sp.53 ff. 
34 Boberach (s. Anm.7), Sp. 139. 
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chen Nachweissystem des Bundesarchivs in vielen Fällen ermittelt werden. Eine 
Hochrechnung im Sinne eines Gesamtergebnisses ist aber nicht möglich, weil in zu 
vielen Fällen die Basisdaten fehlen. 

3. Beschlagnahmung von deutschen Akten durch die westlichen Alliierten 

Die am Ende von Kriegen übliche Beschlagnahmung von Akten des besiegten Geg­
ners nimmt im Falle einer bedingungslosen Kapitulation verständlicherweise den Um­
fang an, den die Siegermächte schon aus Gründen der Verwaltung des eroberten Ge­
bietes für erforderlich halten35. Formale Grundlage für diese Maßnahmen am Ende 
des Zweiten Weltkrieges war das Gesetz Nr. 2 des Alliierten Kontrollrats vom 10. Ok­
tober 194536, nach dem Archive und Akten der damals aufgelösten 52 „Naziorganisa­
tionen", zu denen die Dienststellen der NSDAP, deren Gliederungen und ange­
schlossenen Verbände, bestimmte Dienststellen der SS und Polizei, die Organisation 
Todt, die Reichskulturkammer und einige weitere staatliche Einrichtungen gehörten, 
zu beschlagnahmen waren. Dabei war besonders der Gesichtspunkt zu berücksichti­
gen, daß die furchtbaren Verbrechen des NS-Regimes auch für diejenigen dokumen­
tiert werden mußten, die nicht durch Augenschein etwa bei der Befreiung von Häft­
lingen aus Konzentrationslagern einen unmittelbaren Eindruck hatten gewinnen 
können. Nicht zuletzt als Beweismaterialien für die geplanten Prozesse gegen die 
Hauptverantwortlichen der NS-Verbrechen kam deutschen Akten ein aktuelles In­
teresse der Siegermächte zu37. Es erstreckte sich vornehmlich auf Schriftgut oberster 
Reichsbehörden, aller Sparten der Polizei, der Wehrmacht, der NSDAP, der SS und 
der Wirtschaft38. 

35 Zur völkerrechtlichen Seite der Problematik von Akten- und Archivalienbeschlagnahmungen vgl. 
H. H. Maschke, Die Deutschen Akten und das Kriegsrecht. In: Der Archivar 3 (1950) Sp. 27-34, 
und den in Anm. 10 angeführten Aufsatz von J. Meyer-Landrut. Gegenüber dem Bundesminister 
des Innern erstattete der Göttinger Völkerrechtler Herbert Kraus mit Begleitschreiben vom 29.4. 
1950 ein Gutachten „Der völkerrechtliche Schutz von Archivalien gegen Erbeutung im Land­
krieg". Bemerkenswert sind folgende Feststellungen im Begleitschreiben: „Nach reiflicher Überle­
gung habe ich die Frage, ob Archivalien nach Völkerrecht zum Gegenstand von Repressalien ge­
macht werden dürfen, nicht behandelt. Grundsätzlich wird das bejaht werden müssen. Was aber 
unmittelbar vor und nach der deutschen militärischen Kapitulation erfolgte Konfiskationen an­
langt, so ist die Zulässigkeit m.E. zu verneinen" (Bundesarchiv, DA 1620/1). 

36 Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland 1, S. 19. 
37 Vgl. Wolfgang Mommsen, Die Akten der Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse und die Mög­

lichkeit ihrer historischen Auswertung. In: Der Archivar 3 (1950), Sp. 14-25; Telford Taylor, The 
Use of Captured German and Related Records in the Nürnberg War Crimes Trials. In: Captured 
German and Related Records (s. Anm. 8), S. 92-100; Hans-Günther Seraphim, Die Erschließung 
der Nürnberger Prozeßakten. In: Der Archivar 28 (1975), Sp.417-422; Josef Henke, Bemerkun­
gen zum Verbleib und zur Erschließung der Unterlagen der Nürnberger Prozesse. In: Der Archi­
var 35 (1982), Sp.231 f., sowie insbesondere die noch nicht veröffentlichte Dissertation von John 
Mendelsohn, Trial by Documents. The Use of Seized Records in the United States Proceedings at 
Nuernberg, die an der Universität von Maryland gefertigt wurde und in die Schriftenreihe des 
Bundesarchivs übernommen werden soll. 

38 Vgl.Boberach(s.Anm.7), Sp.138. 
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In französischen Gewahrsam gerieten neben Akten der deutschen Besatzungs­

dienststellen in Frankreich aus den Jahren 1940 bis 1944/45, die intensiv in Verfahren 

gegen deutsche Kriegsverbrecher genutzt wurden39, nur wenige Unterlagen, meist re­

gionaler Provenienz. Über Art und Umfang der von französischen Besatzungsdienst­

stellen und -einheiten nach dem 1. Juli 1945 in Südwestdeutschland beschlagnahmten 

Materialien lagen lange Zeit nur insoweit sichere Informationen vor, als die Verwen­

dung einzelner Dokumente zum Beispiel der Geheimen Staatspolizeistelle Koblenz in 

französischen Kriegsverbrecherprozessen als nachgewiesen angesehen werden konn­

te. Dies hat sich durch die Bereitschaft des französischen Nationalarchivs, dem Bun­

desarchiv Findmittel zur Verfügung zu stellen, 1981 geändert. Zu beachten ist, daß 

Frankreich darüber hinaus in nicht ganz geringem Umfang deutsche Akten von den 

Vereinigten Staaten erhielt, so zum Beispiel Unterlagen des Volksgerichtshofes aus 

Verfahren gegen Franzosen40. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritannien hatten bereits vor Ende 

des Krieges bei der Planung der Besetzung Deutschlands die Bedeutung von deut­

schen Akten dadurch unterstrichen, daß entsprechende Spezialisten bei ihren Nach­

richten- und Abwehrdienststellen eingesetzt wurden. In deren Hände gerieten schon 

seit 1943 deutsche Dokumente; im März 1943 bildeten der britische und der amerika­

nische Generalstab eine Military Intelligence Records Section (MIRS)41. 1944 ent­

wickelte die amerikanische Armee ein Handbuch für eine künftige Militärregierung 

in Deutschland, in dem die Bedeutung der Sicherung von schriftlichen Unterlagen für 

die siegreiche Beendigung des Krieges, die Entmilitarisierung, Entnazifizierung und 

Verwaltung von Nachkriegsdeutschland hervorgehoben wurde. Bei Kriegsende tra­

fen beide Staaten dann eine formale Vereinbarung über die Behandlung und Auswer­

tung beschlagnahmter deutscher Akten42, bei der besonderer Wert darauf gelegt wur­

de, den Registraturzusammenhang, in dem ein bestimmtes Schriftstück entstanden 

war, zu beachten oder nach Auswertung wieder herzustellen. 

In die Hand der beiden westlichen Großmächte fielen bei der Eroberung Deutsch­

lands die Massen der im Krieg aus dem Berliner Raum in westliche und südliche 

Richtungen verlagerten deutschen Akten43. Dabei ist es für die spätere Entwicklung 

von nicht zu unterschätzender Bedeutung, daß die amerikanischen Truppen durch 

die Eroberung des westlichen Teils der Mark Brandenburg und des thüringisch-

39 Der Verfasser hatte im Oktober 1981 Gelegenheit, die Bestände des Depot Central d'Archives de 
la Justice Militaire in Meaux bei Paris hinsichtlich ihrer historischen Aussagekraft zu überprüfen. 

40 Boberach (s. Anm.7), Sp. 141 f. Vgl. unten S.606, Anm.202; zum Volksgerichtshof vgl. Chr. Wils-
dorf, Inventaire des archives du Volksgerichtshof remises à la France (Vervielfältigung), 1953. 

41 Vgl. Seymour J. Pomrenze, Policies and Procedures for the Protection, Use and Return of Cap-
tured German Records. In: Captured German and Related Records (s. Anm. 8) S. 5-30; außerdem 
Boberach (s. Anm.7), Sp. 139 ff. 

42 Das sog. Bissell-Sinclair-Agreement ist in Faksimile z.T. abgebildet in Captured German and Re­
lated Records (s. Anm. 8), nach S. 172. Das Nürnberger Dokument PS 001 a schildert im einzel­
nen die von den beiden Westmächten angewandte Methode der Erfassung, Behandlung und 
Sammlung dokumentarischen Beweismaterials (Meyer-Landrut, s. Anm. 10, S.74). 

43 Rohr (s. Anm.6), S.74. 
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sächsischen Raumes auch in Gebieten, die heute zur D D R gehören44, Behörden­

schriftgut beschlagnahmten und es im Sommer 1945 beim Verlassen dieser Gebiete 

mitführten. Unabhängig davon wurden indes die für die deutsche und preußische Ge­

schichte hochbedeutsamen Bestände des Reichsarchivs und des Geheimen Staatsar­

chivs in den Auslagerungsdepots von Staßfurth und Schönebeck unverändert der 

nachrückenden sowjetischen Besatzungsmacht überlassen. Sie bilden heute die 

Schwerpunkte der beiden Abteilungen des Zentralen Staatsarchivs der D D R in Pots­

dam (Reich)45 und Merseburg (Preußen)46. Die Beschlagnahmeaktionen der Ameri­

kaner dienten also in erster Linie der durch Dokumente abgestützten Beweisführung 

bei der Aburteilung der NS-Kriegsverbrechen, nicht der willkürlichen Erbeutung von 

nationalem Kulturerbe eines besiegten Volkes47. So wurden auch die Bestände der 

Staats- und Stadtarchive in der Regel von den Amerikanern ebensowenig angetastet 

wie von den Engländern. Ob hingegen die Tatsache, daß die Gesamtheit der erbeute­

ten Archivalien und Akten des Auswärtigen Amtes einschließlich der Vorakten des 

Preußischen Außenministeriums in die Beschlagnahmung mit einbezogen wurde, le­

diglich als eine - allerdings gravierende - Ausnahme anzusehen ist, mag dahingestellt 

bleiben48. Orientiert man sich an der politischen Rolle, welche in der Weimarer Repu­

blik die Edition der „Großen Politik der Europäischen Kabinette" für die Diskussion 

der Kriegsschuldfrage spielte49, so wird es verständlich, daß man Aktenpublikationen 

zur Entfesselung des Zweiten Weltkrieges in alliierter Regie vornehmen wollte und 

sich dazu die Quellen gerade zur auswärtigen Politik sicherte50, auch um dabei ver­

meintliche Traditionslinien von Bismarck bis Hitler aufzuspüren und nachzuzeich­

nen51. 

In westalliierte Hände fielen ferner die nach Blankenburg/Harz und Tambach bei 

Coburg verbrachten Bestände der Marine, ausgelagerte Reste des im übrigen ver­

brannten Heeresarchivs sowie die vor allem im bayerisch-österreichischen Raum si­

chergestellten Akten zentraler Dienststellen der NSDAP einschließlich ihrer Gliede­

rungen und angeschlossenen Verbände52. Schließlich sind auch zu nennen zahlreiche 

44 So finden sich im Bundesarchiv z.B. Akten regionaler SS- und SD-Dienststellen aus Thüringen 
(vgl. Beständeübersicht, s. Anm. 4, S. 376, und den dort nicht genannten Bestand NS 29). 

45 Das Potsdamer Archiv hat eine - inzwischen leider veraltete - Übersicht über die Bestände des 
Deutschen Zentralarchivs Potsdam, Berlin 1957, veröffentlicht (vgl. unten S.615ff.). 

46 Für die preußischen Bestände im Zentralen Staatsarchiv Merseburg liegt eine zusammenfassende 
Übersicht leider noch immer nicht vor. 

47 Gegen Grahn/Lötzke/Weiser (s. Anm. 17), Sp.48. Vgl. Boberach (s. Anm.7), Sp. 139. 
48 George O. Kent, The German Foreign Ministry Archives. In: Captured German and Related Rec-

ords (s. Anm. 8), S. 119-130; Hans Philippi, Das Politische Archiv des Auswärtigen Amtes. Rück­
führung und Übersicht über die Bestände. In: Der Archivar 13 (1960), Sp. 199-218. 

49 Die Große Politik der Europäischen Kabinette 1871-1914. Sammlung der diplomatischen Akten 
des Auswärtigen Amtes, 40 Bände, Berlin 1926/27. 

50 Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik 1918-1945, 1949ff. 
51 Vgl. die frühe Darstellung dieser umstrittenen Problematik bei Gerhard Ritter, Europa und die 

deutsche Frage, München 11948, 21962. 
52 Vgl. Boberach (s. Anm. 7), Sp. 142. 
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Behördenakten einer Vielzahl von Dienststellen, Einrichtungen und Einheiten aus 
Verwaltung, Wirtschaft, Wehrmacht und Partei, und dies hinunter bis auf die lokale 
Ebene. 

Die aus alliierter Sicht wichtigen Akten wurden in zentrale Sammelstellen ge­
bracht53. Unter diesen ist für die Bestände vor allem der obersten Reichsbehörden das 
Ministerial Collecting Center in einer ehemaligen Munitionsfabrik im Raum Fürsten­
hagen/Hessisch Lichtenau südlich von Kassel zu erwähnen54. Weitere Collecting 
Centers bzw. Document Centers befanden sich in Berlin und vor allem im südlichen 
Hessen (Darmstadt, Frankfurt und Offenbach). Die Bearbeitung der Ministerialak-
ten im Ministerial Collecting Center erfolgte mit Hilfe internierter höherer und höch­
ster Beamter der Reichsministerien. Dabei wurden erste Entscheidungen über Rück­
gaben von Akten getroffen, die für Verwaltungszwecke von deutschen Stellen benö­
tigt wurden. Bereits 1945 gelangten daher Unterlagen zum Beispiel der Eisenbahn aus 
amerikanischem Gewahrsam in deutsche Hand55. Später erhielten einige Landeskul­
tusministerien die ihr Territorium betreffenden Akten des Reichsministeriums für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, das Zentraljustizamt für die britische 
Zone General- und Personalakten des Reichsjustizministeriums und mehrere bizona­
le Dienststellen Akten vorwiegend der Wirtschaftsverwaltungen56. Aus historischer 
Sicht bemerkenswert war vor allem die Überlassung der Akten der Geheimen Staats­
polizei-Leitstelle Düsseldorf an das dortige Hauptstaatsarchiv57. Die Masse der Ak­
ten von Dienststellen und Gliederungen der NSDAP, insbesondere der SS, wurde be­
reits im Januar 1946 in das als zentrale Sammelstelle von parteiamtlichem Schriftgut 
eingerichtete Document Center in Berlin-Zehlendorf gebracht. Umfangreiche staatli­
che Bestände gelangten ebenfalls nach Berlin, so daß bereits Anfang 1946 das Mini­
sterial Collecting Center seine Selbständigkeit verlor und dem Berlin Document Cen­
ter unterstellt wurde58. 

4. Die Nürnberger Prozesse 

Der Zustand der Akten und sonstigen Unterlagen - dies gilt vor allem für das Docu­
ment Center in Berlin - wurde durch die Aufarbeitung in den alliierten Sammelstellen 
häufig verschlechtert, weil - aus der damaligen Situation verständlich, aus heutiger 
Sicht bedauerlich - den jeweiligen Erfordernissen des Tages ohne Berücksichtigung 
archivisch-historischer Belange allzu bedenkenlos der Vorzug gegeben wurde59. 

53 Pomrenze (s. Anm.41), S. 18 ff.; Boberach (s. Anm.7), Sp. 142; Bundesarchiv, DA 1600/2. 
54 Lester K. Born, The Ministerial Collecting Center near Kassel, Germany. In: The American Ar-

chivist XIII (1950), S.237-258. 
55 Pomrenze (s. Anm. 41), S. 24. 
56 Rohr (s. Anm. 6), Sp. 167; Boberach (s. Anm. 7), Sp. 143. 
57 Vgl. Quellen zur Zeitgeschichte in den staatlichen Archiven des Landes Nordrhein-Westfalen (s. 

Anm. 4), S. 24 f. 
58 Vgl. Born (s. Anm. 54, S. 257 f.) und James S. Beddie, The Berlin Document Center. In: Captured 

German and Related Records (s. Anm. 8), S. 131-142. 
59 Vgl. Jaeger (s. Anm. 3), Sp. 277 ff. 
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Der Provenienzzusammenhang litt vor allem bei historischen Schlüsseldokumen­
ten, die im Original in die Nürnberger Verfahren - in den Hauptkriegsverbrecher­
prozeß vor dem Internationalen Militärtribunal (IMT) sowie in die zwölf Nachfolge­
prozesse vor ausschließlich amerikanischen Militärgerichten - eingeführt wurden60. 
Die für die Beweisführung der Anklagebehörden in den verschiedenen Aufbewah­
rungsorten, Sammelstellen und - zumeist amerikanischen - Dokumentenzentralen 
ausgewählten und vorbereiteten Unterlagen wurden in insgesamt 25 Dokumentenrei­
hen organisiert, von denen 10 für den IMT-, 15 für die US-Nachfolgeprozesse be­
stimmt waren. Innerhalb dieser mit einem Buchstaben bzw. einer Buchstabenkombi­
nation gekennzeichneten Reihen bildeten die Materialien, deren genaue Herkunft in­
folge der Kriegseinwirkungen, der häufigen Aus- und Umlagerungen sowie der mit­
unter wenig sorgfältigen Behandlung nach der Beschlagnahme oft nicht mehr bis ins 
letzte rekonstruierbar war, in der Regel keine zusammenhängenden Registraturteile 
oder organisch gewachsenen Vorgänge, sondern zumeist aus dem Registraturzusam­
menhang herausgelöste, numerisch aneinandergereihte Einzeldokumente oder gar 
Dokumententeile. Auch die inhaltliche Bedeutung des so organisierten Beweismate­
rials differierte erheblich. Es reichte von grundlegenden Führerweisungen bis hin zu 
belanglosen hektographierten Verfügungen zur Dienststellenverwaltung oder Pres­
seausschnitten, es umfaßte nicht nur Akten, sondern in beträchtlichem Umfang auch 
Publikationen, Abhandlungen, Artikel, Bilder, Film- und Tondokumente sowie Ver­
nehmungsprotokolle. 

Die für den IMT-Prozeß zusammengestellten Dokumentenreihen seien hier kurz 
vorgestellt, wobei die Umfangsangaben keine präzisen Vorstellungen vermitteln kön­
nen, da einerseits viele Nummern nicht belegt wurden, andererseits auch eine Doku­
mentennummer häufig mehrere Einzelstücke umfassen konnte. 
PS („Paris Storey"): die umfangmäßig und qualitativ bedeutendste Nürnberger 

Dokumentenserie mit zahlreichen für die Darstellung und Erforschung grund­
legender Züge des NS-Regimes bedeutsamen „Schlüsseldokumenten". Be­
nannt ist die Reihe nach dem amerikanischen Obersten Robert G. Storey, dem 
Leiter der Dokumentenabteilung des IMT, sowie nach der Stadt Paris, wo die 
Zusammenstellung der Reihe begann (über 4000 Dokumentennummern). 

EC („Economics"): Wirtschaftsdokumente verschiedener Provenienzen (620 
Nummern) 

ECH („Economics Heidelberg"): Wirtschaftsdokumente, gesammelt in der Doku­
mentensammelstelle Heidelberg (über 30 Nummern) 

ECR („Economics Rosenheim" oder „Economics Reichskreditkasse"): Wirtschafts-
dokumente aus der Dokumentensammelstelle Rosenheim (fast 200 Nummern) 

D Dokumente der britischen Anklagebehörde überwiegend zu den Bereichen In­
dustrie, Zwangsarbeit, wirtschaftliche Ausbeutung (knapp 1 000 Nummern) 

60 Vgl. die oben in Anm. 37 zitierte Literatur, insbes. die detaillierte Beschreibung der einzelnen Do­
kumentenreihen und ihrer Verwendung bei den Prozessen in John Mendelsohns noch nicht publi­
zierter Untersuchung. 
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C („Crimes"): von einem britisch-amerikanischen Team gesammelte Unterlagen 
über die deutsche Marine (fast 200 Nummern) 

TC („Treaty Committee"): Unterlagen über internationale Verträge und Überein­
kommen (fast 100 Nummern) 

M („Melvin"): von der britischen Anklagebehörde gesammelte Dokumente, ins­
besondere Auszüge aus deutschen Zeitungen und Publikationen u. a. zum The­
ma Antisemitismus, benannt nach dem zweiten Ankläger des Vereinigten Kö­
nigreiches Melvin Jones (230 Nummern) 

R („Rothschild"): von Leutnant Walter Rothschild im Londoner Büro des Office 
of Strategic Services (OSS) gesammelte Dokumente (ca. 180 Nummern) 

L („London"): im Londoner Büro des amerikanischen Chef-Anklägers (Chief of 
Counsel) zusammengestellte Dokumente vorwiegend über Konzentrationsla­
ger (ca. 360 Nummern) 

Hauptsächlich aus diesen über 7 500 Einzelnummern umfassenden Serien stamm­
ten jene Dokumente, die vor dem IMT von den amerikanischen, britischen, französi­
schen und sowjetischen Anklagevertretern als Beweisstücke (Exhibits) vorgelegt bzw. 
vom Gerichtshof als Beweisstücke angenommen wurden. Von ca. 4 000 im IMT-
Prozeß präsentierten Beweisstücken hatte der Gerichtshof ca. 2 700 angenommen. 
Dabei erhielt das betreffende Dokument eine Exibit-Nummer, die gleichzeitig auch 
die Anklagebehörde kennzeichnete, von der das Dokument präsentiert worden war: 
GB (ca. 600 Nummern), RF (ca. 700 Nummern), US (ca. 900 Nummern), USSR (ca. 
300 Nummern), sonstige Beweisstücke (ca. 200 Nummern). Unter dieser Exhibit-
Signatur fand der Text des Dokuments Eingang in die nach sachthematischen Ge­
sichtspunkten organisierten Dokumentenbücher der Anklage, die Teil der Verfah­
rensakten im engeren Sinne wurden. So erhielt das Dokument PS-3751, das Tage­
buch des Reichsjustizministers Gürtner vom 5. 10. 1934 bis 23. 12. 1935, die Beweis­
stück-Nummer US-858, die Tagebücher vom 4.1.1936 bis 5. 1. 1937 (PS-3758) wur­
den vom britischen Ankläger eingeführt und wurden zu Beweisstück GB-516, wäh­
rend andere Tagebuchteile nicht als Beweismittel dienten und folglich allein unter der 
„alten" Dokumenten-Nummer PS 3759 bzw. 3757 geführt werden. Dieses Beispiel 
zeigt darüber hinaus, daß die von einem Land beschafften und zusammengestellten 
Dokumente durchaus auch von den Vertretern der übrigen anklagenden Mächte ver­
wendet werden konnten, d. h. aus der „amerikanischen" PS-Serie konnten auch GB-, 
RF- oder USSR-Beweisstücke hervorgehen. 

Es ist begreiflich, daß die Verteidigung bei der Beschaffung und Vorlage der in der 
Regel nach den einzelnen Angeklagten bzw. der angeklagten Organisation bezeich­
neten Verteidigungsbeweisstücke überwiegend auf in eigener Regie beschaffte oder -
wie die eidesstattlichen Erklärungen - eigens hergestellte Entlastungsmaterialien zu­
rückgreifen mußte und nur in vergleichsweise wenigen Fällen sich der ausschließlich 
für die Zwecke der Anklage zusammengestellten Dokumentenreihen der Alliierten 
bedienen konnte. Letzteres war nur im Rahmen eines besonderen, langwierigen Ver­
fahrens möglich, das sogar eine Stellungnahme der Anklagebehörde erforderlich 
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machte. Nur 150 von ca. 23 000 Verteidigungsdokumenten der IMT-Prozesse 
stammten daher aus der Dokumentenreihe der Anklagebehörden. 

Die von den einzelnen Stellen der Anklagebehörde in den zwölf amerikanischen 
Nachfolgeprozessen, des Office of Chief of Counsel for War Crimes (OCCWC), zu­
sammengestellten 15 Dokumentenreihen weisen ca. 50 000 Einzeldokumente auf, 
darunter allerdings zahlreiche Doppelstücke bzw. bereits für den IMT-Prozeß unter 
einer anderen Signatur (PS etc.) vorbereitete Dokumente. Vorgestellt seien hier le­
diglich die mengen- und qualitätsmäßig bedeutenden, in der Nürnberger OCCWC-
Dienststelle zusammengestellten N-(„Nürnberg")Reihen: 
NG („Nürnberg-Government"): zumeist Dokumente des Auswärtigen Amtes 

und anderer oberster und oberer Reichsbehörden mit ca. 5 900 Einzelnum­
mern 

NI („Nürnberg - Industry" oder ,,-Industrialists"): umfangreiche Materialien 
zu den Bereichen Wirtschaft, Industrie, Finanzen und Arbeit; dabei tragen 
Dokumente mit Bezug zur Dresdner Bank - ohne eigene Zählung - die be­
sondere Kennzeichnung NID, die Unterlagen über Krupp entsprechend die 
Signatur NIK. Der Gesamtumfang ist mit über 15 000 Einzelnummern an­
zusetzen. 

NO („Nürnberg - Organization"): vorwiegend Unterlagen der bzw. über die 
NSDAP, ihre Gliederungen - insbesondere die SS — und angeschlossener 
Verbände mit über 6 000 Einzelnummern 

NOKW („Nürnberg - Oberkommando der Wehrmacht"): Unterlagen über die 
deutsche Wehrmacht bzw. militärische Ereignisse im Gesamtumfang von 
ca. 3 500 Nummern 

NP („Nürnberg - Propaganda"): vorwiegend Quellen über die Auslandsorgani­
sation der NSDAP bzw. den Chef der Auslandsorganisation im Auswärti­
gen Amt mit nur 119 Einzelnummern 

NM („Nürnberg - Miscellaneous"): vorwiegend Eidesstattliche Erklärungen 
von Gewerkschaftsfunktionären (20 Nummern) 

Die übrigen Reihen seien der Vollständigkeit halber lediglich erwähnt: BB („Berlin 
Branch"), BBH („Berlin Branch-Heath"), BBT („Berlin Branch-Thayer"), F („Finan-
ce"), SS („SS") und WA, die in der Berlin Branch des OCCWC, sowie WB („Wa-
shington-B") und WC („Washington-C"), die in der Washington-Branch des 
OCCWC zusammengestellt wurden, schließlich eine eigene OCC-Reihe wahr­
scheinlich aus dem Büro des amerikanischen Chefanklägers (Office of Chief of 
Counsel) des IMT-Prozesses oder dem Dokumentenraum des Nürnberger Gerichts­
hofes. Ein Teil der W-Dokumente ging in die N-Reihen ein und erhielt entsprechen­
de NI-, NG-, NO- oder NOKW-Signaturen. 

Auch bei den US-Nachfolgeprozessen erhielten die einzelnen Dokumente bei der 
Vorlage als Beweisstücke - es wurden ca. 15 000 Einzeldokumente als Beweisstücke 
angeboten - gesonderte Exhibit-Nummern: ein eigenes Länderkennzeichen war frei­
lich nunmehr entbehrlich. Die Beweisstücke gingen in der Reihenfolge der Exhibit-
Nummern wiederum in sachthematisch organisierte Dokumentenbücher ein und 
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wurden in dieser Form Teil der Verfahrensakten. Auch die Verteidigungsdokumente, 
die weitaus häufiger als im IMT-Prozeß aus den Serien der Anklagevertretung 
stammten, wurden wiederum nach den Namen der einzelnen Angeklagten und mit 
einer laufenden Nummer benannt. Daraus ergibt sich, daß in den Verfahrensakten im 
eigentlichen Sinne keine Anklagedokumente unter der ursprünglichen Dokumenten­
nummer, sondern lediglich Beweisstücke unter der Exhibit-Nummer ermittelt wer­
den können, während die nach Reihen organisierten Dokumente sich in den Unterla­
gen der Anklagebehörden finden. 

Im Hinblick auf die seit vielen Jahren diskutierte und politisch bedeutsame Frage 
nach dem Verbleib der „Originale" der Nürnberger Beweisdokumente ist es in diesem 
Zusammenhang von Bedeutung, daß ein zum Beweisstück gewordenes Dokument 
nicht im Original bzw. in der der Anklage zur Verfügung stehenden Überlieferungs-
art, sondern als Kopie, Abschrift, hektographierter Umdruck etc. in das Dokumen­
tenbuch aufgenommen wurde. Daraus folgt, daß Originale von Beweisdokumenten 
deutscher Provenienz in aller Regel nicht in den eigentlichen Verfahrensakten - diese 
enthalten Originale lediglich der Protokolle, der Schriftsätze der Anklage und Ver­
teidigung, sowie der Urteile —, sondern grundsätzlich in den Unterlagen der Anklage­
behörde erwartet werden können, falls - und das ist eine entscheidende Bedingung -
die entsprechenden Dokumente überhaupt als „Originale" und nicht lediglich als Ko­
pien, Abschriften, Umdrucke u. dgl. in die Dokumentenreihen der Anklagebehörden 
Eingang fanden und in dieser Form dem Gericht als Beweisstück angeboten wurden. 

Grundsätzlich lassen sich die komplizierten Verhältnisse im Zusammenhang mit 
dem Verbleib der „Originale" durch folgende Feststellungen skizzieren: 
a) Die Nürnberger Beweisdokumente werden in der für die Prozesse verwandten 

Überlieferungsform von den Anklagebehörden bzw. den für diese zuständigen 
staatlichen Archiven verwaltet. Sie wurden von den späteren großen Rückführun­
gen der beschlagnahmten deutschen Aktenbestände aus (west-)alliiertem Gewahr­
sam an Archive und Dienststellen der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
ausgenommen, da sie als integraler Bestandteil der Überlieferung der jeweiligen 
Anklagebehörde angesehen wurden. In Nürnberg hergestellte Kopien, Vervielfäl­
tigungen und vor allem Umdrucke der Beweisdokumente sowie der übrigen Un­
terlagen der Gerichte (Protokolle, Schriftsätze, Plädoyers, Urteile), der Anklage 
und der Verteidigung sind hingegen an vielen Stellen in und außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland zugänglich. 

b) Hatten die Nürnberger Anklagebehörden in ihre Dokumentenreihen Originale -
dabei sind nicht nur Ausfertigungen, sondern auch zeitgenössische Durchschriften 
bzw. Abschriften oder Mehrfachausfertigungen ebenfalls als „Originale" zu ver­
stehen - als Beweisdokumente aufgenommen, so sind sie in erster Linie im Natio­
nalarchiv der Vereinigten Staaten in Washington zu finden. Dies ist darauf zu­
rückzuführen, daß für den IMT-Prozeß der weitaus größte Teil der Beweisdoku­
mente von amerikanischen Dienststellen beschafft worden war und die zwölf 
Nachfolgeprozesse ohnehin eine ausschließlich amerikanische Angelegenheit wa­
ren. 
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Daß „Originale", die im IMT-Prozeß von den Anklagevertretungen bzw. Delega­
tionen anderer Länder nicht nur präsentiert, sondern selbst beschafft worden wa­
ren, d. h. nicht aus den großen amerikanischen Reihen stammten, in außerameri­
kanische Archive, insbesondere in die Archive der anderen Anklagemächte, ge­
langt sind, ist nachweisbar. Die Wahrscheinlichkeit liegt allerdings nur bei ca. 
15%. Es wurde schon gezeigt, daß die anderen Anklagevertreter auch oft die von 
amerikanischen Dienststellen gesammelten Dokumente für ihre Beweisführung 
benutzten. Damit konnte ein z. B. aus der „amerikanischen" PS-Serie stammendes 
Originaldokument durchaus eine GB- oder gar USSR-Exhibit-Nummer bekom­
men und als Abschrift, Umdruck, Kopie in die Dokumentenbücher dieser Ankla­
gemächte Eingang finden, während das Original im Zusammenhang der „ameri­
kanischen" PS-Reihe verblieb, sich also heute vermutlich in Washington befindet. 

c) Falls in Nürnberg der Anklage Beweisdokumente nicht im „Original', sondern als 
Kopie bzw. Abschrift oder Umdruck zur Verfügung standen, so verwahren das 
amerikanische Nationalarchiv bzw. die für die anderen Anklagebehörden zustän­
digen Archive das entsprechende Beweisdokument folglich nur in dieser Überlie­
ferungsart, also nicht im Original. Das „Originaldokument" verblieb dann zumeist 
im ursprünglichen Aktenzusammenhang und ist heute am jeweiligen Aufbewah­
rungsort des Aktenbestandes zu suchen. Dafür kommen in erster Linie das Bun­
desarchiv und das Auswärtige Amt in Bonn in Frage, falls die Bestände - wovon 
grundsätzlich auszugehen ist - in den späten fünfziger und frühen sechziger Jah­
ren von den großen, im einzelnen noch zu schildernden Aktenrückführungen aus 
westalliiertem, vor allem britischem und amerikanischem Gewahrsam in die Bun­
desrepublik Deutschland erfaßt wurden. Ferner sind zu nennen amerikanische 
und andere ausländische Institutionen, das YlVO-Institute for Jewish Research in 
New York und das Centre de Documentation Juive Contemporaine in Paris, die 
in ihre Hände gelangte Akten deutscher Provenienz grundsätzlich nicht an deut­
sche Dienststellen zurückgegeben haben, schließlich das US-Document Center in 
Berlin, das noch heute personenbezogene Unterlagen deutscher Provenienz ver­
wahrt, sowie die Archive all jener Länder, die sich bislang ebenfalls nicht oder nur 
in Einzelfällen zur Rückführung der von ihnen beschlagnahmten oder auf andere 
Weise in ihren Besitz geratenen deutschen Dokumente entschließen konnten. 
Da ca. 10% der in den Nachfolgeprozessen benutzten Beweisdokumente bereits -
unter anderer Signatur natürlich - vor dem IMT Verwendung gefunden hatten, ist 
auch mit der Möglichkeit zu rechnen, daß das Original z.B. eines NO-Doku­
ments in der PS-Reihe im Nationalarchiv ermittelt werden kann. 

d) Zu der Frage, inwieweit die Originale der von der sowjetischen Anklagebehörde 
im IMT-Prozeß vorgelegten Beweisdokumente, die nicht aus den „amerikani­
schen" oder „britischen" Reihen, sondern aus den von der Roten Armee beschlag­
nahmten Aktenbeständen deutscher Provenienz stammten, in die sowjetischen 
Rückführungen in die DDR zu Anfang und Mitte der fünfziger Jahre einbezogen 
wurden oder in sowjetischem Gewahrsam verblieben, liegen gesicherte Erkennt­
nisse nicht vor. 
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e) Bei der für die Ermittlung bestimmter Originale entscheidenden Frage, wann in 

Nürnberg Originale als Beweisdokumente vorgelegt wurden und wann nicht, ist 

davon auszugehen, daß im IMT-Prozeß in aller Regel Originale deutscher Akten 

als Beweisdokumente präsentiert wurden. Andere Überlieferungsarten betreffen 

meistens Abschriften von Gesetzesblättern, Verordnungsblättern, Buchauszüge, 

Vernehmungsprotokolle, Eidesstattliche Erklärungen. In den Nachfolgeprozes­

sen überwiegen - mit Ausnahme der NI-Reihe - dagegen ganz deutlich Kopien, 

Abschriften, Umdrucke etc. 

Mit anderen Worten: Originale aus den großen Dokumentenreihen des IMT-

Prozesses - das gilt insbesondere für die quantitativ und qualitativ überragende 

amerikanische PS-Reihe - sind zunächst und in erster Linie in Washington zu su­

chen. Bei den großen Reihen der „Nachfolgeprozesse" (NO, N G , N O K W , NI) 

sind dagegen die Chancen, die „Originale" in Washington zu finden, weitaus ge­

ringer. Eine Anfrage dorthin ist jedoch als zusätzliche Maßnahme bei weiteren Er­

mittlungen angebracht, insbesondere wenn mit der Möglichkeit zu rechnen ist, 

daß es sich um ein ehemaliges PS- oder sonstiges IMT-Dokument handeln könn­

te. Grundsätzlich wird man jedoch bei Dokumenten der Nachfolgeprozesse -

nicht also bei PS-Dokumenten - nach Prüfung von Provenienz, Inhalt und alter 

Signatur das mühsame Unternehmen auf sich nehmen müssen, in den Beständen 

vor allem des Bundesarchivs und des Auswärtigen Amtes das Original zu ermit­

teln. 

f) Eine gewisse Ausnahme bildet die Nürnberger Nl-Serie, die trotz der Tatsache, 

daß sie sich zu einem großen Teil aus „Originalen" zusammensetzt, nicht bei den 

Akten der Anklage verblieb, sondern mindestens teilweise im März 1960 dem 

Bundesarchiv übergeben wurde, das seinerseits das Schriftgut der privaten Wirt­

schaft und den zuständigen Stellen bzw. Firmen weiterleitete. 

g) Nicht nur Umdrucke, sondern in der Regel auch Fotokopien der Beweisdoku­

mente in der in Nürnberg präsentierten Überlieferungsform verwahrt in der Bun­

desrepublik Deutschland das Staatsarchiv Nürnberg. Alle anderen deutschen Ver­

wahrstellen verfügen durchweg lediglich über Umdrucke. 

h) Der Internationale Gerichtshof im Haag, der das Archiv des Internationalen Mili­

tärtribunals, das sind die Verfahrensakten im engeren Sinn, also nicht die Materia­

lien der Anklagebehörden, auch nicht die Unterlagen der Nachfolgeprozesse, 

übernahm, verfügt entgegen landläufigen Vorstellungen nicht über originale Be­

weisdokumente deutscher Provenienz61. 

i) Auch für die zahlreichen Kriegsverbrecherprozesse, die nach dem Zweiten Welt­

krieg außerhalb Nürnbergs im In- und Ausland vor ausländischen Gerichten statt­

fanden, gilt grundsätzlich, daß im Original benutzte Dokumente deutscher Prove-

61 Eine entsprechende Mitteilung von Gerhard Ritter (s. Anm. 27, Sp. 53) geriet zwischenzeitlich of­
fensichtlich in Vergessenheit; sie trifft jedoch nachweislich zu, wovon sich der Verfasser im De­
zember 1977 im Haag überzeugen konnte. Vgl. das Inventory of International Military Tribunal 
Archives Nuernberg as transferred to International Court of Justice, The Hague (1950) (Bundes­
archiv, FA 136). 
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nienz - wobei es sich zu einem großen Teil um Unterlagen deutscher Besatzungs­
dienststellen in den jeweiligen Ländern handelt - von etwaigen Rückführungsak-
tionen ausgenommen blieben und heute von den für die Aktenüberlieferung der 
Anklagebehörden und auch der Gerichte zuständigen Archiven bzw. Aktenver-
wahrstellen verwaltet werden. 

Zu erwähnen ist schließlich, daß auch einige Unterlagen - wie zum Beispiel Akten 
des Reichsfinanzministeriums, des Reichsministeriums für Rüstung und Kriegspro­
duktion, des Reichswirtschaftsministeriums, des Reichsluftfahrtministeriums, mehre­
rer Einrichtungen der SS sowie der Konzentrationslager Buchenwald und Mauthau­
sen - , die offenbar für Beweiszwecke nicht benötigt worden waren, 1949 von der al­
liierten Gerichtsbarkeit in Nürnberg unmittelbar an das Staatsarchiv Nürnberg abge­
geben wurden und über das Personenstandsarchiv II des Landes Nordrhein-Westfa­
len bereits 1952 an das damals gegründete Bundesarchiv gelangten62. 

5. Die Verbringung deutscher Akten nach England und in die Vereinigten Staaten 

Während der Berliner Blockade von 1948/49 wurden die wichtigsten beschlagnahm­
ten staatlichen Bestände von Berlin nach Großbritannien überführt63, wo sie in 
Whaddon Hall, Buckinghamshire, gemeinschaftlich vom britischen Foreign Office 
und dem amerikanischen State Department verwaltet wurden. Es handelte sich in er­
ster Linie um Akten des Auswärtigen Amtes und der deutschen Auslandsvertretungen 
sowie politische Nachlässe und Handakten ehemaliger Beamter dieser obersten 
Reichsbehörde, um Unterlagen des Reichsstatthalters Epp und des Generalgouver­
neurs Frank sowie umfangreiche Bestände der Reichskanzlei und aus dem Geschäfts­
bereich Todt/Speer, Unterlagen der Präsidialkanzlei, der Kanzlei des Stellvertreters 
des Reichskanzlers, der Adjutantur des Führers, der Marine und des Luftfahrtmini­
steriums64. In die Vereinigten Staaten gelangte dagegen das Schriftgut anderer ziviler 
staatlicher Dienststellen sowie insbesondere die Überlieferungen der Wehrmachtfüh­
rung, des Heeres, der Luftwaffe und vieler oberster Parteidienststellen einschließlich 
der SS. Dieses Material wurde offenbar mit den Beständen vereinigt, die unmittelbar 
nach Kriegsende zunächst in Camp Ritchie im amerikanischen Bundesstaat Mary­
land etwa 120 km nördlich von Washington unter dem Gewahrsam der Abwehr des 
amerikanischen Heeres als „German Military Documents Section" vorläufig zusam­
mengefaßt und für die Nürnberger Prozesse von der Washington Branch der ameri­
kanischen Anklagebehörde der Nürnberger Nachfolgeprozesse OCCWC auf be­
weiskräftige Dokumente hin überprüft worden waren; dabei entstanden die WB- und 
WC-Reihen65. Von dort verlagerte man die Bestände in das amerikanische Verteidi-

62 Bundesarchiv, DA 2022/1. 
63 Vgl. Kent (s. Anm.48), S. 125. 
64 Boberach(s.Anm.7), Sp.143. 
65 Herman G. Goldbeck, The German Military Document Section and the Captured Records Secti­

on. In: Captured German and Related Records (s. Anm. 8), S. 31-61. 
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gungsministerium (Departmental Records Branch) in Arlington, Virginia, unmittel­
bar südlich von Washington. Rechtlich wurden sie dort als „United States Records" 
betrachtet. Doch behandelten die amerikanischen Bearbeiter sie aufgrund ihres 
Ursprungs als Akten des nationalsozialistischen Deutschland anders als originäre 
„public records" der Vereinigten Staaten. Dies kam vor allem dadurch zum Aus­
druck, daß die Unterlagen nachrichtendienstlich ausgewertet und interessierten ame­
rikanischen Dienststellen auf Dauer ausgeliehen wurden. Die erste Übersicht über 
diese Akten erschien im April 1950. 

Bis Oktober 1953 dauerte der wegen Raummangels im Gebäude des amerikani­
schen Verteidigungsministeriums, dem sogenannten Pentagon, erforderliche Umzug 
des Schriftguts nach Alexandria, Virginia, wenige Meilen vom Pentagon entfernt, in 
ein Gebäude am Ufer des Potomac, welches das dortige Federal Records Center von 
einer Torpedofabrik übernommen hatte. Eine jüngere amerikanische Darstellung 
hebt in diesem Zusammenhang auf den damals als Folge des Korea-Krieges gestiege­
nen nachrichtendienstlichen Wert der deutschen Akten insbesondere im Hinblick auf 
die Sowjetunion ab66. 

Die Beutebestände bezeichnete man ab September 1953 als Captured Records Sec-
tion, die 1958 als Military Records Branch bzw. World War II Records Division vom 
Nationalarchiv der Vereinigten Staaten übernommen wurde. In Alexandria nutzte 
man die deutschen Akten im Interesse der amerikanischen und anderer westlicher Re­
gierungen vielfältig, wobei das von der Columbia University durchgeführte War Do-
cumentation Project, das u.a. auch zur Publikation zweier Bestandsübersichten67 

über nicht in Alexandria verwaltete deutsche Bestände führte, besonders hervorzuhe­
ben ist68. 

Ein mengenmäßig geringer, inhaltlich keineswegs unbedeutender Anteil der be­
schlagnahmten deutschen Akten wurde - wie bereits im Zusammenhang mit den 
Nürnberger Prozessen angedeutet - in den Vereinigten Staaten nichtstaatlichen pri­
vaten Einrichtungen übergeben, wo sie im Unterschied zu den später im Nationalar­
chiv verwalteten Archivalien bis heute verblieben sind69. Die Rückgabe der in die Li­
brary of Congress gelangten deutschen Akten - sowohl staatlicher wie vor allem par­
teiamtlicher (NSDAP) Provenienz70 - steht indessen unmittelbar bevor. Das Yiddish 

66 Ebd. S. 38 ff. 
67 Gerhard L.Weinberg u.a. Guide to Captured German Documents ( = War Documentation Pro­

ject Study No. 1), Columbia University New York 1952; ders., Supplement to the Guide to Cap­
tured German Documents, National Archives and Records Section, Washington 1959. 

68 Goldbeck (s. Anm. 65), S. 44 ff., vor allem Anm. 49. Zur Nutzung der Akten für Zwecke der ame­
rikanischen Streitkräfte vgl. Detmar H. Finke, The Use of Captured German and Related Records 
in: Official Military Histories, und Harry R. Fletcher, The Use of Captured German and Related 
Records by the United States Air Force, beide in: Captured German and Related Records (s. 
Anm. 8), S. 65-72 bzw. 73-91. 

69 Vgl. unten S. 607 f. 
70 Vgl. zur Übernahme in die Library of Congress Fritz T. Epstein, Zur Quellenkunde der Neuesten 

Geschichte. Ausländische Materialien in den Archiven und Bibliotheken der Hauptstadt der Ver-
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Scientific Institute for Jewish Research (YIVO) in New York wurde als Rechtsnach­
folger eines entsprechenden Instituts in Wilna angesehen und erhielt auf diese Weise 
nicht nur Unterlagen, die von deutschen Dienststellen während des Krieges in den be­
setzten Ostgebieten beschlagnahmt worden waren, sondern auch deutsche Akten, die 
für die Geschichte der deutschen Besetzung Osteuropas und die Verfolgung der dor­
tigen Juden von besonderer Bedeutung waren71. Weitere Bestände wurden 1947/48 
von der amerikanischen Armee in Berlin u. a. an die Hoover Library in Stanford, Ca-
lif., übergeben72. 

In alliiertem Gewahrsam innerhalb Deutschlands verblieben neben den meist per­
sonenbezogenen Unterlagen des Berlin Document Center auch Unterlagen über 
Konzentrationslagerhäftlinge, deportierte Juden und ausländische Opfer des NS-
Regimes, die das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen, später der Internatio­
nale Suchdienst, eine Stelle des Roten Kreuzes, in Arolsen/Waldeck übernahm73. 

6. Beschlagnahme und Rückgabe deutscher Akten durch die Sowjetunion 

Auch die Sowjetunion hat - in den von der Roten Armee besetzten Teilen Deutsch­
lands - Behördenakten und Archivalien beschlagnahmt. Nach dem Abrücken der 
amerikanischen Truppen aus dem Gebiet der nachmaligen sowjetischen Besatzungs­
zone Deutschlands gerieten u. a. die großen Ausweichlager des Reichsarchivs und des 
Geheimen Staatsarchivs in Staßfurt und Schönebeck in ihre Hände. Hinzu kamen 
Behördenregistraturen, die aus Berlin nach Brandenburg, Schlesien, Pommern und 
Mecklenburg ausgelagert worden waren. Von den beschlagnahmten Archivalien und 
Behördenakten gelangten einige in die Sowjetunion, da, wie es später hieß, „in Pots­
dam zunächst keine Voraussetzungen für eine langfristige fachgerechte Aufbewah­
rung gegeben waren". Insgesamt war und ist über Art und Umfang der sowjetischen 
Beschlagnahmung, die vergleichsweise frühen Rückgaben und möglicherweise noch 

einigten Staaten. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 2 (1954), S. 313-325. Vgl. Bundesarchiv, 
B 198/122. 

71 Pomrenze (s. Anm. 41), S. 22 ff.; Bruno Blau, Das Yiddish Scientific Institute YIVO in New York. 
In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 2 (1954), S. 326 f.; Benz (s. Anm. 5), S.69. Zum Inhalt der 
deutschen Akten siehe die in Anm. 67 genannten Guides. 

72 Helmut Dahm, Das Hoover-Institut für Krieg, Revolution und Frieden an der Stanford-Universi­
tät in Palo Alto. In: Der Archivar 11 (1958), Sp.268f.; Pomrenze (s. Anm.41), S. 25 ff.; Benz (s. 
Anm. 5), S. 42 ff. Zu den deutschen Akten vgl. außer Heinz/Peterson (s. Anm. 3) und den in 
Anm. 67 genannten Guides vor allem Agnes F. Peterson, Western Europe. A Survey of Holdings 
at the Hoover Institution on War, Revolution, and Peace, Stanford, Calif. 1970, und neuerdings 
Charles G.Palm and Dale Reed, Guide to the Hoover Institution Archives, Stanford, Calif. 1980 
(Bundesarchiv, FA 761). 

73 Neben den seit 1955 fortlaufend erstatteten Tätigkeitsberichten (Rapports d'Activité) des Interna­
tionalen Suchdienstes (Bundesarchiv-Signatur FA 57) sowie den Darstellungen im Archivar 3 
(1955), Sp. 3-10, und bei Benz (s. Anm. 5), S. 50f., vgl. auch das „Verzeichnis der Haftstätten un­
ter dem Reichsführer-SS (1933-1945)", hrsg. vom Internationalen Suchdienst, Arolsen o.D. 
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immer zurückgehaltene Akten nur schwer ein präzises Bild zu gewinnen74. Immerhin 

konnte das Reichsarchiv unter der Bezeichnung „Deutsches Zentralarchiv" seine Tä­

tigkeit in Potsdam 1946 wieder aufnehmen und erhielt bereits bis 1950 über einige 

Umwege in Trotha bei Halle und Merseburg den Kern seiner alten Bestände aus so­

wjetischer Hand zurück75. Die ausgelagerten Archivalien des in den Westsektoren 

Berlins gelegenen ehemaligen Preußischen Staatsarchivs wurden nach einer Zwi­

schenlagerung in Trotha unter den Bezeichnungen Deutsches Staatsarchiv (Dez. 

1948), ab Februar 1950 Deutsches Zentralarchiv Zweigstelle Merseburg bzw. Deut­

sches Zentralarchiv, Historische Abteilung II in Merseburg zusammengefaßt76, da die 

Sowjetische Militäradministration (SMA) die Übergabe an deutsche Dienststellen 

u. a. davon abhängig gemacht hatte, daß die Bestände im Lande Sachsen-Anhalt zu 

verbleiben hätten. 1957 publizierte das Deutsche Zentralarchiv in Potsdam eine Be­

ständeübersicht, die insoweit befriedigen kann, als sie einen informativen Überblick 

über die meisten vom Reichsarchiv übernommenen Bestände gibt77; dagegen scheinen 

die von der Sowjetunion vor allem in den Jahren 1953 und 1955 zurückgegebenen 

Behördenakten nicht vollständig berücksichtigt zu sein78. Ebenfalls unklar bleibt der 

Anteil der Archivalien des 1973 in „Zentrales Staatsarchiv der D D R " umbenannten 

Deutschen Zentralarchivs, die ohne Beschlagnahmung durch die sowjetische Besat­

zungsmacht unmittelbar in das Archiv gelangten79. Hier ist man in erster Linie auf 

Aufsätze und kleine Notizen aus den „Archivmitteilungen" und andere vereinzelte 

Publikationen aus der D D R angewiesen. Da die Sowjetunion keine Übersichten, die 

mit den „Guides to German Records Microfilmed at Alexandria, Va."80 vergleichbar 

wären, über die erbeuteten Akten veröffentlichte, geschweige denn Mikrofilme ange­

boten hat, lichtet sich das Dunkel über noch in der Sowjetunion vorhandene Akten 

nur dann ein wenig, wenn z. B. Staatsanwälte der Zentralen Stelle der Landesjustiz­

verwaltungen in Ludwigsburg bestimmte Kopien insbesondere von Akten aus dem 

Bereich von Sicherheitspolizei und SD aus Moskau für NS-Gewaltverbrechenspro-

74 Zitat nach Grahn/Lötzke/Weiser (Anm. 17), S.48. Rohr (s. Anm.6), Sp. 164, hielt im Jahre 1955 
die Situation für „schwer durchschaubar"; auch Akteneditionen, z.B. „Dokumente und Materia­
lien aus der Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges", 2 Bände, Moskau 1948, und [Verbrecheri­
sche Ziele - Verbrecherische Mittel. Dokumente über die Besatzungspolitik des faschistischen 
Deutschland auf dem Territorium der UdSSR 1941-1944], Moskau 1963, sowie die archivfachli­
che Literatur der DDR (s. Anm. 17) bringen keine grundsätzliche Klarheit. 

75 Vgl. neben Rudolf Holzhausen, Die Quellen zur Erforschung der Geschichte des „Dritten Rei­
ches". In: Archivalische Zeitschrift 46 (1950), S. 196-206, und den Arbeiten von Ritter (s. 
Anm.27), Nissen (s. Anm. 11) und Boberach (s. Anm.7, Sp. 141, S.56) die zuletzt durch Grahn/ 
Lötzke/Weiser (s. Anm. 17) zusammengefaßte DDR-Literatur, insbesondere die Aufsätze von 
Helmut Lötzke. 

76 Vgl. oben Anm. 18. 
77 Vgl. oben Anm. 45. 
78 Zu den Etappen der Rückführung durch die Sowjetunion vgl. abschließend Grahn/Lötzke/ 

Weiser (s. Anm. 17) und die dort zusammengefaßte Literatur. 
79 Vgl. z.B. Rohr (Anm.6), Sp. 166. 
80 Vgl. unten S. 597. 
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zesse in der Bundesrepublik Deutschland erhalten81. Unabhängig davon läßt sich sa­
gen, daß die Rückführung von Archivalien aus der Sowjetunion in den fünfziger Jah­
ren vergleichsweise früh im wesentlichen abgeschlossen war. So wurden allein am 
30. Juni 1955 einer Minister-Delegation der DDR in Moskau 140 000 Archivalienein­
heiten überwiegend aus dem Bereich der auswärtigen Politik übergeben. Nicht uner­
wartet wurde vor dem Hintergrund der noch nicht erfolgten Aktenrückführung aus 
westalliiertem Gewahrsam dieses Ereignis auf einer internationalen Pressekonferenz 
in Potsdam „als weitere echte Freundschaftstat der Sowjetunion" gewürdigt und pro­
pagandistisch genutzt. Weitere 21 500 Archivalieneinheiten wurden 1957, ebenfalls in 
Moskau, einer Regierungsdelegation der DDR übergeben. Es folgten 1957/58 Rück­
gaben durch das Ministerium für Kultur der UdSSR im Zusammenhang mit Kunst­
sammlungen und Bibliotheksbeständen. 1959 kam es zur umfangmäßig größten 
Rückgabeaktion (ca. 1,5 Millionen Akteneinheiten) von Unterlagen vor allem aus 
den Bereichen Außenpolitik, Wirtschaft, Unternehmen der Privatwirtschaft und Ju­
stiz sowie von zahlreichen Nachlässen bedeutender Persönlichkeiten. Zusammen mit 
weiteren Restübergaben umfaßten die sowjetischen Rückgaben bis 1960/61 etwa 
3 Millionen Archivalieneinheiten. Es kann nicht bestritten werden, daß diese Rück­
führungen, die jeweils in den Publikationen der DDR-Archivverwaltungen - in den 
fünfziger Jahren auch noch im „Archivar" - ihr gebührendes Echo fanden, für die Be­
mühungen der westdeutschen Stellen um die Rückgabe deutscher Akten aus westal­
liiertem Gewahrsam von nicht zu unterschätzender politischer Bedeutung waren. Ge­
wiß war die Benutzung und Auswertung der rückgeführten Archivalien an die vom 
marxistischen Ansatz bestimmten politischen Aufgaben gebunden, die die DDR-
Staatsführung an die Geschichtswissenschaft stellte. Die tatsächliche oder angebliche 
„Entlarvung von Nazi- und Kriegsverbrechern, die in Staat, Wirtschaft und Gesell­
schaft der Bundesrepublik Deutschland wieder eine aktive Rolle spielten", die „Aus­
arbeitung einer neuen Geschichtsbildung vom Standpunkt der Arbeiterklasse", „um­
fassende Forschungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung", „umfassende Analy­
sen über die Kolonialpolitik des deutschen Imperialismus", das waren Themenberei­
che, zu deren Erarbeitung die nunmehr zur Verfügung stehende Quellenbasis vor­
dringlich herangezogen wurde. 

Unbekannt ist, über welche Akten aus der Zeit vor 1945 Verwaltungsbehörden der 
DDR heute noch verfügen82. Sicher ist lediglich, daß Akten mehrerer Abwicklungs­
stellen von Reichsministerien von der „Deutschen Zentralverwaltung" der Sowjeti­
schen Besatzungszone übernommen wurden. Vergleichsweise präzise sind dagegen 
Informationen über die Akten aus der Zeit vor 1945, die vom Zentralen Parteiarchiv 
der SED, das Bestandteil des Instituts für Marxismus-Leninismus ist, verwahrt wer­
den83. So verfügt das Archiv der SED vor allem über Unterlagen zur Geschichte der 

81 Boberach (s. Anm.7), Sp. 141. Zum folgenden Zitate nach Grahn/Lötzke/Weiser (s. Anm. 17). 
82 So ist auch heute nicht festzustellen, ob in der DDR erhaltene Unterlagen z. B. der Deutschen 

Reichsbank und des Reichspostministeriums (vgl. Beständeübersicht des Bundesarchivs, s. Anm. 4, 
S.86f. und 138) noch immer bei Verwaltungsbehörden der DDR verwahrt werden. 

83 Heinz Voßke, Das Zentrale Parteiarchiv der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. In: Ar­
chivmitteilungen 17 (1967), S. 44-46; Benz (s. Anm.5), S. 85 ff. 
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Arbeiterbewegung, wobei der Anteil staatlicher Provenienzen (Reichskanzlei, 

Reichsinnenministerium, Reichssicherheitshauptamt, Preußisches Staatsministerium, 

Regierungspräsidien und Staatspolizeistellen, Volksgerichtshof) beträchtlich ist. 

Westliche Bemühungen um die Herausgabe deutschen Archivguts gelten vor allem 

den ostwärts ausgelagerten und von den Sowjets beschlagnahmten mittelalterlichen 

Beständen der Staatsarchive Bremen und Hamburg sowie des Archivs der Hansestadt 

Lübeck. So berichtete der Düsseldorfer Staatsarchivdirektor Bernhard Vollmer84 dem 

Deutschen Bundestag bereits 1950, daß seitens der UdSSR die Rückgabe der Lübek-

ker, Bremer und Hamburger Archivalien gegen die Abgabe der damals im Zonalen 

Archivlager in Goslar lagernden Deutsch-Ordens-Archivalien angeboten worden 

sei85. Da die drei alliierten Hohen Kommissare die Übernahme der Kosten für eine 

Mikroverfilmung des Deutschordensarchivs abgelehnt hatten, trug Vollmer die Bitte 

vor, gegen Abgabe des vorher zu verfilmenden Deutschordensarchivs auf den Vor­

schlag einzugehen. Die Rückführung der Lübecker, Bremer und Hamburger Archi­

valien stelle für die norddeutsche und nordeuropäische Handels-, Wirtschafts-, See­

verkehrs- und Rechtsgeschichte einen außerordentlich großen Gewinn dar. Der Aus­

tausch kam nicht zustande86. Der größere Teil der Hansearchivalien wurde 1952 der 

D D R überlassen. Rückführungsverhandlungen wurden später seitens der zuständi­

gen Archive zwar angestrebt, seitens der Bundesregierung aber bisher nicht aufge­

nommen87. 

7. Die Rückführung deutscher Archivalien aus westalliiertem Gewahrsam 

Der Frage der Rückgabe deutscher Archivalien aus alliiertem Gewahrsam hatte sich 

bereits sehr früh der Deutsche Archivausschuß zugewandt, der als Aktionsausschuß 

des 1947 in Bamberg gegründeten Vereins deutscher Archivare88 bezeichnet werden 

kann. Noch bevor die Masse der Archivalien von den Siegermächten nach England 

oder in die Vereinigten Staaten verbracht worden war, kennzeichnete der Ausschuß­

vorsitzende, Staatsarchivdirektor Vollmer, die Bedeutung der Aufgabe treffend, als 

er im ersten Heft der neugegründeten Fachzeitschrift „Der Archivar" in einer Art 

Proklamation feierlich erklärte: „Infolge der schweren Verluste unersetzlichen Kul-

84 Bernhard Vollmer (1886-1958), seit 1929 Direktor des (Haupt-)Staatsarchivs Düsseldorf, hat 
sich erfolgreich um die überregionale Zusammenarbeit der deutschen Archivare bemüht (Kahlen-
berg, s. Anm. 8, S. 52 f., Anm. 103). 

85 Bundesarchiv, DA 1620/1. Vgl. Kurt Forstreuter, Das Preußische Staatsarchiv in Königsberg. Ein 
geschichtlicher Überblick mit einer Übersicht über seine Bestände, Göttingen 1955, S. 93-106. 
Zum Revaler Stadtarchiv vgl. unten Anm. 199. 

86 Vgl. unten S. 605. 
87 Helmut Lötzke, Die Übergabe deutscher Archivbestände durch die Sowjetunion an die Deutsche 

Demokratische Republik. In: Der Archivar 9 (1956), Sp.31, Anm.2. Vgl. auch Grahn/Lötzke/ 
Weiser (s. Anm. 17), S. 50. 

88 Zum Verein deutscher Archivare vgl. Kahlenberg (s. Anm. 8), S. 34 ff. 
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turguts durch den hinter uns liegenden Krieg haben die schriftlichen Denkmäler un­
serer vaterländischen Vergangenheit erhöhte Bedeutung und unschätzbaren Wert er­
langt. Der hohen Verpflichtung ihrer Rettung, Erhaltung und Erschließung dienen 
unsere Bestrebungen"89. An dieser Stelle verdient Erwähnung, daß das deutsche In­
teresse an einer Rückgabe beschlagnahmter Archivalien, die damals „von Kalifornien 
bis Moskau und von Jerusalem bis New York verstreut" waren90, von Anfang an auf 
das Verständnis vor allem amerikanischer Archivare traf, unter denen der deutsch­
jüdische Emigrant Ernst Posner91 besonders hervorzuheben ist. 

Im Oktober 1948 leitete der Deutsche Archivausschuß der Konferenz der Kultus­
minister einen Antrag zu, in dem die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen zu Gun­
sten der deutschen Akten gefordert wurden. Er verlangte zugleich, daß eine „Akten­
sammelstelle für Reichsakten" in den Westzonen eingerichtet werde92. Darüber hin­
aus bemühte sich Vollmer, Kontakte zu internationalen Gremien wie dem 1946 durch 
die UNESCO in Paris gegründeten Internationalen Archivrat im Sinne des deutschen 
Anliegens zu knüpfen93. Der 28. Deutsche Archivtag faßte auf Vollmers Betreiben am 
31. Mai 1949 in Wiesbaden eine Entschließung, welche die Rückgabe der deutschen 
Archivbestände nach einem Friedensvertrag forderte94. Angesichts des ungewissen 
Termins für einen solchen Friedensvertrag beantragte dann der 20. Deutsche Histori­
kertag, der erste nach dem Zweiten Weltkrieg, am 12. September 1949 in München 
eine beschleunigte Rückgabe der deutschen Archivalien und wies gleichzeitig auf den 
politisch wie wissenschaftlich bedenklichen Zustand hin, daß der weitaus größte und 
wichtigste Teil des deutschen Quellenmaterials aus der Zeit nach 1919, in einzelnen 
Bereichen sogar aus der Bismarck-Zeit, sich außerhalb Deutschlands befinde und da­
mit der deutschen Forschung praktisch unzugänglich sei95. 

Auf Antrag von zehn Abgeordneten des Deutschen Bundestages, unter denen sich 
neben einem Unabhängigen die fünf Mitglieder der Gruppe der sog. „Nationalen 
Rechten" sowie je zwei Vertreter der FDP und der Wirtschaftlichen Aufbau-Vereini­
gung (WAV) befanden96, hatte sich das Parlament erstmals am 10. November 1949 
mit der Rückgabe der deutschen Archive aus ausländischem Gewahrsam beschäf­
tigt97. In einer kurzen Aussprache im Plenum unterstrich der Historiker und Archivar 
Ludwig Bergstraeßer (SPD)98 die Notwendigkeit, sehr bald ein Bundesarchiv zu 

89 Der Archivar 1 (1947/48), Sp. 1 f. 
90 Boberach (s. Anm.7), Sp. 137. 
91 Pomrenze (s. Anm.41), S.25. Vgl. den Nachruf von Meyer H. Fishbein, Ernst Posner 1892-1980. 

In: The American Archivist XLIII (1980), S. 427 f., sowie Wolfgang A.Mommsen, Ernst Posner. 
Mittler zwischen deutschem und amerikanischem Archivwesen. In: Der Archivar 20 (1967), 
Sp. 217-230. 

92 Kahlenberg (s. Anm. 8), S.56. 
93 Bundesarchiv, DA 1620/1. Vgl. Pomrenze (s. Anm.41), S.25 f. 
94 Der Archivar 2 (1949), Sp.48. 
95 Der Archivar 3 (1950), Sp.40. 
96 Deutscher Bundestag, 1. Wahlperiode 1949, Drucksache 149. 
97 Deutscher Bundestag, 1.Wahlperiode 1949, Stenographische Berichte, Band 1, S.378. 
98 Ludwig Bergstraeßer (1883-1960) war seit 1920 Archiv- bzw. Oberarchivrat am Reichsarchiv in 
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gründen und diesem eine „Fahndungsabteilung" zu geben, die systematisch versu­
chen müsse, die „Akten des Reichsarchivs oder der Reichsbehörden wieder herbeizu­
schaffen". Bergstraeßer, der in Anlehnung an die preußische Verwaltungstradition 
für die Unterstellung dieses Bundesarchivs unter den Bundeskanzler selbst eintrat, be­
tonte ferner, die Leitung des Bundesarchivs müsse auch personell die Sicherheit ge­
ben, daß „wir uns mit der jüngsten Vergangenheit kritisch auseinandersetzen kön­
nen". Das Plenum beschloß die Überweisung des Antrages an den Ausschuß für das 
Besatzungsstatut und Auswärtige Angelegenheiten sowie an den Ausschuß für Kul­
turpolitik. In der Sitzung des letztgenannten Ausschusses vom 25. Januar 1950 berich­
tete Staatsarchivdirektor Vollmer als Sachverständiger ausführlich über die ge­
schichtliche Entwicklung und den Verbleib der deutschen Archive. Die Ausschußmit­
glieder erkannten die Berechtigung des Anliegens an und beschlossen, dem Ausschuß 
für das Besatzungsstatut und Auswärtige Angelegenheiten zu empfehlen, den Antrag 
dahingehend zu ergänzen, daß die Bundesregierung bei den alliierten Hohen Kom­
missaren nähere Angaben über den Verbleib deutscher Archivalien und deren Rück­
gabe an die Bundesrepublik Deutschland erbitten solle". 

Am 11. Mai 1950 erstattete der Ausschuß für das Besatzungsstatut und Auswärtige 
Angelegenheiten durch den Abgeordneten Hermann Brill (SPD) dem Plenum des 
Deutschen Bundestages einen umfassenden mündlichen Bericht100. Darin bezeichnete 
der Berichterstatter die Beschlagnahme der deutschen Akten durch die Siegermächte 
als „beinahe einzig in der Geschichte" und schilderte detailliert nach dem damaligen 
Kenntnisstand den Umfang der Vernichtungen und den Verbleib der erhaltenen Ma­
terialien. Er schätzte, daß sich etwa 40% der Unterlagen in sowjetischer, 60% in an-
glo-amerikanischer Verwaltung befänden. Er begründete, warum der Ausschuß der 
Empfehlung des Wiesbadener Archivtages, die Archive erst nach einem Friedens­
schluß an Deutschland zurückzugeben, nicht glaubte folgen zu sollen. Brill gab die 
einstimmige Auffassung des Ausschusses wieder, „daß in Bezug auf die Erforschung 
der geschichtlichen Wahrheit diesmal mehr geschehen müsse, als in der Weimarer 
Republik geschehen ist". Daher habe der Ausschuß den ursprünglichen Antrag durch 
die Forderung an die Bundesregierung ergänzt, das Material der Archive der wissen­
schaftlichen Forschung sofort dienstbar zu machen101. Dies sei unbedingt notwendig, 
damit es nach der Tragödie „im besten Sinne der griechischen Antike zu einer wirkli­
chen Katharsis" komme, „zu einer Läuterung im deutschen Geschichtsbewußt­
sein"102. 

Für die Fraktion der KPD begründete der Abgeordnete Renner einen Zusatzan-

Potsdam und Frankfurt, 1924-1928 MdR (DDP), trat 1930 zur SPD über und wurde 1933 aus 
politischen Gründen aus dem Reichsdienst entlassen; dem Bundestag gehörte er von 1949-1953 
an. Vgl. den Nachruf von Helmuth Rogge. In: Der Archivar 14 (1961), Sp. 83-87. 

99 Kurzprotokoll der 5. Sitzung des Ausschusses für Kulturpolitik am 25. Januar 1950, Deutscher 
Bundestag, Parlamentsarchiv; Bundesarchiv, DA 1620/1. 

100 Deutscher Bundestag, 1.Wahlperiode 1949, Stenographische Berichte, Band 3, S. 2310-2313. 
101 Deutscher Bundestag, 1. Wahlperiode 1949, Drucksache 844. 
102 Vgl. Anm. 100, hier S.2313A. 
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trag103, durch den seine Partei sicherstellen wollte, daß die zurückgegebenen Mate­

rialien „bis zur Wiederherstellung der nationalen Einheit Deutschlands einer ge­

mischten Treuhandkommission unterstellt" werden sollten, die „aus einer gleichgro­

ßen Anzahl von Vertretern der Deutschen Demokratischen Republik und der Bun­

desrepublik Deutschland" bestehen solle. Gegen diesen Antrag wandte sich vor allem 

der CDU-Abgeordnete und spätere Bundestagspräsident Hermann Ehlers mit dem 

Argument, eine gemischte Treuhandkommission sei nur dann erwägenswert, wenn 

man annehmen könne, daß die Deutsche Demokratische Republik „auch nur für ei­

nen Teil Deutschlands eine unabhängige und rechtmäßige Vertretung sei"104. Unter 

archivfachlichen Gesichtspunkten war es damals allerdings unumstritten, daß die 

Rückführung deutscher Akten aus alliiertem Gewahrsam nur eine Vorstufe zu einer 

Vereinigung mit den Potsdamer Beständen des früheren Reichsarchivs darstellen sol­

le105. Ehlers wandte sich darüber hinaus gegen die auf Weisung der Besatzungsmäch­

te erfolgte Auslieferung deutscher Archivalien an polnische, belgische und niederlän­

dische Stellen. Er verlangte daher, den Antrag entsprechend zu ergänzen, um weitere 

Abgaben dieser Art zu verhindern106. In der bei Stimmenthaltung der KPD-Frakti­

on107 im übrigen einstimmig angenommenen Fassung lautete der Antrag dann wie 

folgt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. bei der Hohen Kommission umgehend vorstellig zu werden, damit die aus 

Deutschland weggebrachten deutschen Archive schnellstens der Bundesrepublik 

Deutschland zurückgegeben werden und die Wegbringung weiterer Archivbestän­

de verhindert wird, 

2. das Material dieser Archive der wissenschaftlichen Forschung dienstbar zu ma­

chen"108. 

Dieser Beschluß vom 11. Mai 1950 führte schon bald zu einem entsprechenden 

Schritt der Bundesregierung. Mit Schreiben an den geschäftsführenden Vorsitzenden 

der Alliierten Hohen Kommission, den Franzosen Andre Francois-Poncet, vom 

17. Juni 1950 erklärte Bundeskanzler Adenauer, daß er „eine wissenschaftliche Auf­

klärung des deutschen Volkes über die Vorgänge unter der nationalsozialistischen 

Herrschaft für eine wichtige Aufgabe der Bundesrepublik Deutschland" halte. „Eine 

einwandfreie Forschung", so fuhr Adenauer fort, sei „ohne die erforderlichen Unter-

103 Deutscher Bundestag, 1.Wahlperiode 1949, Drucksache 923. Vgl. Anm. 100, hier S.2313f. 
104 Vgl. Anm. 100, hier S. 2314 f. 
105 Vgl. Georg Winter, Das Bundesarchiv. Fachprobleme eines Zentralarchivs im Aufbau. In: Der Ar­

chivar 9 (1956), Sp. 1-18, hier Sp.6. 
106 Vgl. Anm. 100, hier S. 2315 A. Zur Übergabe deutscher Archivalien an Polen vgl. neben Forstreu­

ter (s. Anm. 85), S.94, C.A.F. Meekings, Rückgabe von Archiven an Polen. In: Der Archivar 1 
(1947/48), Sp.71-74; Ahasver von Brandt, Schicksalsfragen deutscher Archive, ebd. Sp. 133-140. 
Zur „Lage der deutschen Ostarchive", die - wie oben z.T. geschildert - in die Westzonen gelangt 
waren, berichtete umfassend Adolf Diestelkamp in Der Archivar 3 (1950), Sp. 78-94. 

107 Vgl. Anm. 100, hier S. 2315 C. 
108 Deutscher Bundestag, 1. Wahlperiode 1949, Drucksache 848. 
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lagen nicht möglich." Er unterstütze daher den Wunsch des Deutschen Bundestages 
nach Rückgabe der deutschen Archive109. 

Die Rückführung deutscher Archivalien aus alliiertem Gewahrsam gehörte - wie 
von dem Abgeordneten Bergstraeßer gefordert - von Anfang an zu den vornehmsten 
Aufgaben des durch Kabinettsbeschluß vom 24. März 1950 gegründeten Bundesar­
chivs, das am 3. Juni 1952 seine Tätigkeit in Koblenz aufnahm110. Im ersten Jahrfünft 
nach dem Kriege war letztlich nur wenig über den Verbleib beschlagnahmter deut­
scher Archivalien und Behördenakten bekannt geworden. Man wußte sicherlich, daß 
historisch wertvolle Unterlagen in größerem Umfang in die Vereinigten Staaten und 
nach Großbritannien gelangt waren, mußte sich jedoch nahezu ausschließlich auf in­
offizielle Informationen stützen. Weitere Schwierigkeiten ergaben sich dadurch, daß 
sich innerhalb der Bundesregierung ein gewisser Ressortegoismus der Dienststelle für 
auswärtige Angelegenheiten im Bundeskanzleramt bemerkbar machte. So teilte das 
Bundeskanzleramt mit Schreiben vom 17. November 1950 dem für das Bundesarchiv 
verantwortlichen Bundesminister des Innern mit, er erscheine nicht erforderlich, daß 
der Deutsche Archivausschuß unter Vollmer seine Bemühungen um die in Aussicht 
gestellten „verwaltungsmäßigen Teile" der Archive des ehemaligen Auswärtigen Am­
tes fortsetze, da diese angeblich zum Teil bereits zurück- bzw. freigegeben worden 
seien. Gegen eine Fortsetzung der Bemühungen Vollmers um die Rückgabe anderer 
Archive, an denen die Dienststelle für auswärtige Angelegenheiten nicht unmittelbar 
interessiert war, wurden keine Einwände erhoben111. Der Bundesminister des Innern, 
Robert Lehr, stellte sich mit Schreiben vom 19. Dezember 1950 deutlich auf die Seite 
der Archivare, indem er feststellte, daß er an Vollmers weiteren Bemühungen um die 
Rückgabe anderer Archive „stets interessiert" sei112. Als dann im Dezember 1950 die 
ersten - vom Inhalt her nicht besonders bedeutenden - Akten des Auswärtigen Amtes 
per Schiff von London nach Bremen gebracht wurden, beharrte die Dienststelle für 
auswärtige Angelegenheiten im Bundeskanzleramt trotz entsprechender Vorstellun­
gen des Bundesministers des Innern mit Schreiben vom 1. Februar 1951 auf der Auf­
fassung, daß die zurückgegebenen Akten bei der Dienststelle für auswärtige Angele­
genheiten zu verbleiben hätten und nicht dem Bundesarchiv zu überlassen seien113. 
Damit wurde der Keim für die spätere Rivalität zwischen dem Auswärtigen Amt und 
dem Bundesminister des Innern als der vorgesetzten obersten Bundesbehörde für das 
Bundesarchiv schon damals gelegt; eine entsprechende Entwicklung war auch für die 
Zeit der Weimarer Republik zu verzeichnen114. Immerhin sagte die Dienststelle für 

109 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
110 Zur Geschichte des Bundesarchivs vgl. die Literaturzusammenstellung von Fricke (s. Anm. 10), 

S. 534 ff., insbesondere die Arbeit von Kahlenberg (s. Anm. 8), sowie den Aufsatz von Booms (s. 
Anm. 1, S. 11-49). 

111 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
112 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
113 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
114 Schon damals versuchte das Auswärtige Amt, zu Gunsten des Reichsarchivs erlassene Verhal­

tungsvorschriften aus archivfachlich wenig einleuchtenden Ressortgründen möglichst zu umge­
hen. 
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auswärtige Angelegenheiten am 16. März 1951 zu, daß später über eine Abgabe „ein­
zelner" Akten an das im Aufbau befindliche Bundesarchiv gesprochen werden kön­
ne115. Mit Schreiben vom 30. April 1951 unterrichtete das inzwischen gegründete Aus­
wärtige Amt den Bundesminister des Innern darüber, daß bisher nur Haushalts- und 
Kassenakten des Auswärtigen Amtes, nicht aber politische Akten zurückgegeben 
worden seien. Es empfahl ferner eine Umfrage bei den übrigen Bundesministerien, 
die an die Stelle ehemaliger Reichsministerien getreten seien, was ihnen über den 
Verbleib der Akten ihrer jeweiligen Vorgängerbehörde bekannt sei, insbesondere, ob 
sich nach deren Kenntnis Teile der Archive in alliierter Hand befänden116. 

Inzwischen hatten Wissenschaftler in Frankfurt und München die Frage erörtert, 
ob die Rückgabe der Akten nicht dadurch beschleunigt werden könne, daß den West­
mächten genehme Forscher die Auswertung übernähmen117. Diese Auffassung lehnte 
der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Walter Hallstein, mit Schreiben vom 
17. Mai 1951 nachdrücklich ab. Er teilte Staatssekretär a. D. Wende vom Bundesmini­
sterium des Innern mit, daß die Bundesregierung einer Verzögerung der Rückgabe 
der Akten des früheren Auswärtigen Amtes um drei bis vier Jahre - diese Zeit sollte 
nach alliierten Vorstellungen für die Ausweitung der Akten durch alliierte Histori­
ker-Komitees genutzt werden - für unannehmbar halte. Er kündigte einen Brief Bun­
deskanzler Adenauers an den amerikanischen Hohen Kommissar McCloy an, in dem 
die Notwendigkeit einer „beschleunigten Rückgabe der politischen Akten" des Aus­
wärtigen Amtes begründet werden solle118. Die Bundesregierung hat damals ihre For­
derungen gegenüber der amerikanischen Regierung offenbar ständig und nachdrück­
lich erhoben; so wenigstens lassen sich amerikanische Akten der Jahre 1951/52 inter­
pretieren119. 

Dem damaligen Deutschen Institut für die Geschichte der nationalsozialistischen 
Zeit, dem heutigen Institut für Zeitgeschichte, gelang es im Sommer 1951, seinen Ge­
neralsekretär Hermann Mau mit Unterstützung des amerikanischen Hohen Kom­
missars in Deutschland John McCloy in die Vereinigten Staaten zu entsenden. Noch 
heute sehr aufschlußreich sind die Gesichtspunkte, die Mau damals gegenüber ameri­
kanischen Stellen geltend machte120: 
1. Die deutsche Geschichtswissenschaft brauche zur Erforschung der Geschichte der 

nationalsozialistischen Zeit den „freien Zugang zu allen Archiven", da sie nur so 
vor dem Verdacht gesichert werden könne, in ihrer Darstellung der Geschichte des 

115 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
116 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
117 Vgl. Schreiben des Staatssekretärs a. D. Wende vom Bundesministerium des Innern an Staatsse­

kretär Hallstein vom Bundeskanzleramt vom 11. Januar 1951 (Bundesarchiv, DA 1620/1). 
118 Bundesarchiv, DA 1620/1. 
119 Pomrenze (s. Anm.41) kommentiert: „Practically every time a high-level German official visited 

Washington, D. C , the question of the return was raised, and the Department of the Army was 
invited (by State Department) to comment" (S.27). 

120 Reisebericht Maus von Anfang August 1951, Bundesarchiv, B 198/113. Vgl. auch Pomrenze (s. 
Anm. 41), S. 26; Goldbeck (s. Anm. 65), S. 48; Bernhard Vollmer, Bundesarchiv und Rückgabe der 
ins Ausland verbrachten deutschen Archive. In: Der Archivar 4 (1951), Sp. 136-138, hier Sp. 136. 
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Nationalsozialismus auf eine beschränkte und möglicherweise nicht objektiv ge­
wählte Quellenbasis angewiesen zu sein. 

2. Es sei mangels authentischer Nachrichten ein dringendes deutsches Interesse vor­
handen, eine Übersicht über alle seit 1945 in amerikanische Verwahrung übernom­
menen deutschen Dokumente zu erhalten und in Deutschland zu publizieren. 

3. Besonders wichtiges Quellenmaterial solle sofort der deutschen Forschung zu­
gänglich gemacht werden, wobei Unterlagen zur inneren Geschichte der national­
sozialistischen Zeit Vorrang hätten gegenüber Quellen zur auswärtigen Politik 
und Kriegsgeschichte. 

4. Die Nürnberger Prozeßakten, so aufschlußreich sie auch immer sein mochten, 
könnten aus sachlichen und psychologischen Erwägungen heraus nicht einen Er­
satz für die bislang unzugänglichen Archive darstellen. 
Mau unterstrich ferner, daß im Nationalarchiv der Vereinigten Staaten und in der 

Library of Congress, beide in "Washington, sowie in zwei Universitätsbibliotheken in 
Kalifornien und Pennsylvania zwar deutsche Akten öffentlich zugänglich seien, diese 
aber nur untergeordnete Bedeutung beanspruchen könnten. Als Ergebnis seiner Re­
cherchen bestätigte sich die Vermutung, daß alle wirklich wichtigen deutschen Akten, 
darunter all jene Archive, aus denen Beweismaterialien der Nürnberger Kriegsverbre­
cherprozesse stammten, auch der amerikanischen Öffentlichkeit damals noch nicht 
zugänglich waren. Eine Änderung des derzeitigen Status, der auf dem sog. Bisseil-
Sinclair-Abkommen beruhe, könne nur im Einvernehmen mit Großbritannien erfol­
gen. Mau erfuhr, daß die amerikanische Seite gerade begonnen hatte, eine Übersicht 
über die von ihr verwalteten deutschen Akten zusammenzustellen. Als das wichtigste 
Ergebnis seiner Reise sah er die Tatsache an, daß die Vereinigten Staaten selbst mit 
der Erörterung des aus deutscher Sicht wichtigsten Problems, der Rückgabe der 
deutschen Archive und anderer Dokumente, begonnen hatten. Unter Federführung 
des amerikanischen Außenministeriums war ein Regierungsausschuß gebildet wor­
den, in dem alle an den deutschen Archivalien interessierten amerikanischen Regie­
rungsstellen vertreten waren. Ein entsprechender britischer Ausschuß existierte be­
reits vorher. Die Kontakte zwischen den beiden Ausschüssen betrafen auch die in 
England lagernden Akten des deutschen Auswärtigen Amtes, aus denen ein Stab von 
amerikanischen, britischen und französischen Historikern bereits seit einiger Zeit die 
bekannte Aktenpublikation zur deutschen auswärtigen Politik bearbeitete. 

Mit Note vom 29. März 1952 an den Vorsitzenden der alliierten Delegation für die 
Ablösung des Besatzungsstatutes hatte Staatssekretär Hallstein eine Liste der nach 
damaliger deutscher Kenntnis in alliierter Hand befindlichen deutschen Akten über-
sandt121. Dabei ging er sowohl auf die nach den Vereinigten Staaten oder Großbritan­
nien122 verbrachten Bestände als auch auf die Akten ein, die damals noch in Deutsch-

121 Die Note selbst liegt im Bundesarchiv nicht vor. Auf der in den Dienstakten des Bundesarchivs 
(1620/2) vorhandenen „Liste der zur Zeit in alliierter Hand befindlichen deutschen Akten, Archi­
ve und Bibliotheken" findet sich jedoch der handschriftliche Vermerk von Wilhelm Rohr, daß 
diese Liste als Anlage zu einer Note vom 29. März 1952 übersandt worden ist. 

122 Frankreich wird lediglich mit dem Hinweis erwähnt, daß es über Archivalien des Badischen Gene-
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land von alliierten Stellen verwaltet wurden. Danach befanden sich z. B. im westlichen 
Teil Berlins, vor allem im Gewahrsam der amerikanischen Besatzungsmacht, u. a. Ak­
ten des Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, des 
Reichsjustizministeriums und des Reichsernährungsministeriums. Außerdem verfüg­
ten amerikanische Stellen in der Bundesrepublik Deutschland noch über Akten etwa 
des Reichswirtschafts- und des Reichsverkehrsministeriums sowie des Reichsnähr­
standes. 

Im Mai 1952 genoß die Bundesrepublik Deutschland bei den Amerikanern offen­
bar schon so viel Vertrauen, daß ein Sachbearbeiter des State Department dem deut­
schen Botschafter in Washington Krekeler den Willen seiner Behörde andeutete, 
Sammlungen von Dokumenten der NSDAP, insbesondere der SS, an Deutschland 
zurückzugeben, während die amerikanische Armee „an diesen Dokumenten festhal­
ten" wolle123. Das Auswärtige Amt bat die alliierte Hohe Kommission, die Rückgabe 
der in alliiertem Besitz befindlichen deutschen Akten und Archive zum Gegenstand 
von Sachverständigenbesprechungen zu machen124. Zum Mitglied der deutschen De­
legation wurde u. a. auch der Direktor des Bundesarchivs in Koblenz, Georg Win­
ter125, ernannt. Zu solchen Sachverständigenbesprechungen kam es jedoch mit Aus­
nahme einer erfolglosen Erörterung von Ende Oktober 1952 nicht126. 

Inzwischen hatte das Bundesarchiv auf eine weitere Gefahr aufmerksam gemacht, 
die den deutschen Akten in westalliiertem Gewahrsam drohte. Mit Bericht vom 
29. Juli 1952 an den Bundesminister des Innern äußerte es die Vermutung, daß ange­
sichts der allmählichen Überleitung der Verwaltungsbehörden der Besatzungsmächte 
in diplomatische Vertretungen die seit 1945 von den Besatzungsmächten auf deut­
schem Boden unterhaltenen Sammelstellen für beschlagnahmte deutsche Akten end­
gültig aufgelöst würden. Damit war zu befürchten, daß dann bei den Sammelstellen 
noch verbliebene Akten ebenfalls ins Ausland transportiert oder gar vernichtet wür­
den. Daher bat das Bundesarchiv den Bundesminister des Innern, entsprechende 
Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr zu treffen127. Das Verständnis, welches 
das Bundesministerium des Innern dem Anliegen des Bundesarchivs entgegenbrachte, 
fand darin seinen Ausdruck, daß das Bundesarchiv damit beauftragt wurde, in diesen 
Angelegenheiten auch vertrauliche Kontakte zu Bundestagsabgeordneten zu pfle­
gen128. Die Rückgabebemühungen blieben jedoch zunächst weiter erfolglos, nicht zu-

rallandesarchivs Karlsruhe verfüge, die während des Krieges nach Straßburg evakuiert worden 
seien. Vgl. unten S.606, Anm.202. 

123 Schreiben an das Auswärtige Amt vom 28. Mai 1952 (Bundesarchiv, DA 1620/1). 
124 Schreiben des Auswärtigen Amtes an den Bundesminister des Innern vom 23. Juli 1952 (Bundesar­

chiv, DA 1620/1). 
125 Zu Georg Winter (1895-1961) vgl. die bei Fricke (s. Anm. 10), S. 558 f. zusammengestellte Litera­

tur. 
126 Aktenvermerk Winters über die Verhandlungen bei HICOG in Mehlem am 31. Oktober 1952 

(Bundesarchiv, DA 1620/2). 
127 Bundesarchiv, DA 1620/2. 
128 Bei der Aushändigung seiner Bestallungsurkunde berichtete Direktor Winter am 13. August 1952 

Staatssekretär Bleek vom Bundesministerium des Innern, daß der Abgeordnete Deckert (Bayern-
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letzt, weil sich in der Öffentlichkeit Großbritanniens und der Vereinigten Staaten er­
hebliche Widerstände gegen die Rückgabe der Akten insbesondere aus der Zeit des 
nationalsozialistischen Regimes an die Bundesrepublik Deutschland regten, auch 
wenn man die Aufrichtigkeit der Motive insbesondere von Bundeskanzler Adenauer 
durchaus würdigte. Der deutschen Seite ihrerseits fiel es zunehmend schwerer, der 
nach wie vor zu einem großen Teil von Mißtrauen und Argwohn, namentlich hin­
sichtlich der späteren allgemeinen Benutzbarkeit der Akten, geprägten Haltung der 
Alliierten Verständnis entgegenzubringen129. 

Im weiteren Verlauf der Verhandlungen vertrat die Bundesregierung die Auffas­
sung, daß nach Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Verteidigungs­
gemeinschaft die deutschen Akten in alliierter Hand aufhörten, „Beutegut" zu sein, 
und daher zurückgegeben werden müßten130. In seiner Note an den geschäftsführen­
den Vorsitzenden der alliierten Hohen Kommission vom 29. November 1952 konnte 
Bundeskanzler Adenauer immerhin feststellen, daß die Alliierten zu einer Rückgabe 
gewisser Teile der Akten des Auswärtigen Amtes sofort bereit zu sein schienen131. 
Von den Akten anderer Reichsdienststellen war wiederum nicht konkret gesprochen 
worden. 

Die Rückgabeverhandlungen gingen auch weiterhin so schleppend voran, daß ein 
Beamter des Bundesarchivs im Oktober 1953 beim Institut für Besatzungsfragen in 
Tübingen die Prüfung der Frage anregte, ob es einen Sinn habe, wenn ein deutscher 
Privateigentümer, dessen Akten ins Ausland verbracht worden seien, vor einem aus­
ländischen Gericht Klage führen würde132. Immerhin war im April 1953 dem Freibur­
ger Historiker Gerhard Ritter als wahrscheinlich erstem deutschen Wissenschaftler 
Zugang zu den Akten in Alexandria gewährt worden, auf deren Grundlage Ritters 
Buch über „Carl Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung" entstand133 

partei) angeregt habe, bei den Beratungen über den Deutschlandvertrag die Rückführung der ent­
fremdeten Archivalien im Bundestag zur Sprache zu bringen. Bleek beauftragte Winter daraufhin, 
zunächst mit dem Abgeordneten Kleindinst (CSU) (in den Akten irrtümlich als Kleindienst, 
CDU, bezeichnet) Fühlung aufzunehmen; eine vorherige Absprache etwa mit dem Bundeskanz­
leramt hielt Bleek nach Winters Darstellung „angesichts der Persönlichkeit des Herrn Kleindinst" 
nicht für erforderlich. Der Staatssekretär glaubte, daß von ministerieller Seite vielleicht „mehr auf 
gesellschaftlichem Wege bei Zusammenkünften mit alliierten Persönlichkeiten" über die Rückga­
be der Archivalien gesprochen werden müsse, da amtliche Schritte wegen der noch ausstehenden 
Annahme des Deutschlandvertrages sich „vorläufig verböten" (Vermerk Winters vom 14. August 
1952, Bundesarchiv, DA 1620/2). Bevor Winter mit dem Abgeordneten Kleindinst Kontakt auf­
nehmen konnte, erhielt er am 4. September den Besuch des Fachkollegen und Bundestagsab­
geordneten Ludwig Bergstraeßer (SPD) (vgl. oben S.583, Anm.98), der die Unterstützung der 
SPD und einen entsprechenden Vorstoß beim Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU, Heinrich v. 
Brentano, zusagte (Bericht Winters an Bleek, 6. September 1952, Bundesarchiv, DA 1620/2). 

129 Vgl. Bundesarchiv, DA 1620/2. 
130 Erlaß des Bundesministers des Innern an das Bundesarchiv vom 17. Oktober 1952 (Bundesarchiv, 

DA 1620/2). 
131 Bundesarchiv, DA 1620/2. 
132 Für Amerika wurde diese Frage bejaht. 
133 Vgl. die „Vorrede" in Ritters 1954 in Stuttgart erschienenem Buch (S. 8 f.). 
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Umfangreichere als Ritters Informationen über in Amerika verwahrte Bestände er­
hielt das Bundesarchiv jedoch 1954 durch die Überlassung der ersten im Februar die­
ses Jahres von der Departmental Records Branch in Alexandria erstellten amerikani­
schen Übersicht „General List of Seized Records Available for Unofficial Re­
search"134 seitens des deutsch-amerikanischen Historikers Fritz T. Epstein, der sich -
wie Posner - durch andauernde Unterstützung der deutschen Rückführungsbemü­
hungen auszeichnete135. Er übermittelte später auch die zweite Auflage dieser Liste 
vom November 1955136. Die General List beschrieb Unterlagen des Oberkommandos 
der Wehrmacht, des Oberkommandos des Heeres, der Wehrkreise, der Luftgaukom­
mandos, weiterer Einheiten von Heer, Marine und SS, dann aber auch ziviler Dienst­
stellen wie des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda, des Reichs­
wirtschaftsministeriums, des Reichspostministeriums, des Reichsministeriums für Rü­
stung und Kriegsproduktion, des Reichskommissars für die Festigung deutschen 
Volkstums, des Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft in Serbien, der Organisa­
tion Todt und des bayerischen Innenministeriums. Bedeutsam war, daß auch Unterla­
gen der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände in nicht uner­
heblichem Umfang in die Liste aufgenommen worden waren137. Akten privater Orga­
nisationen einschließlich des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und pri­
vate Nachlässe spielten demgegenüber eine geringere Rolle. Politisch bemerkenswert 
war es, daß in dieser Liste nach 18 Positionen, die ausschließlich deutsche Akten um­
faßten, eine 19. hinzugefügt wurde, in der Hinweise auf das Archiv der Kommunisti­
schen Partei der UdSSR in Smolensk gegeben wurden, das während des Krieges von 
deutschen Stellen beschlagnahmt und dann später von den Amerikanern übernom­
men worden war138. Nicht ohne Bedeutung für das Rückführungsgeschäft war ferner 
die Bemerkung, daß Akten der Bayerischen Staatsregierung, soweit sie sich auf die 
Bayerische Landespolizei in den Jahren 1919 bis 1934 bezogen, bereits ohne Ein­
schaltung der Bundesregierung an den Freistaat Bayern zurückgegeben worden 
seien139. Die zweite Auflage der General List enthielt erstmals umfassendere inhaltli­
che Beschreibungen und nicht nur Bestandsbezeichnungen mit Mengenangaben140. 
Bereits 1952 war eine summarische Übersicht über die deutschen Akten in den Ver-

134 Goldbeck (s. Anm.65), S.51. Die „General List" ist im Bundesarchiv vorhanden (B 198/112). Bei 
einem Besuch im Bundesarchiv am 8. Juni 1954 ergänzte Epstein die Liste durch weitere Angaben 
(Bundesarchiv, B 198/112). 

135 Goldbeck (s. Anm. 65), S. 52; Epstein (s. Anm. 70). Die einschlägige Korrespondenz des Bundesar­
chivs mit Epstein befindet sich im Bestand B 198/112. 

136 Epstein an Winter 15. November 1955 (Bundesarchiv, B 198/112; dort auch die 2. Auflage der Li­
ste). 

137 Zur Geschichte dieser Bestände vgl. die Beständeübersicht des Bundesarchivs (s. Anm. 4). 
138 Guide to the Records of the Smolensk Oblast of the All-Union Communist Party of the Soviet 

Union, 1917-1941, Washington 1980 (Bundesarchiv FA774). 
139 Vgl. Bundesarchiv, B 198/121. 
140 Auch sie umfaßte, wie Oberarchivrat Rohr ausdrücklich bemerkte, jedoch nur die deklassifizier­

ten, d.h. für die private wissenschaftliche Benutzung freigegebenen Bestände (Bundesarchiv, 
B 198/112). 
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einigten Staaten publiziert worden, der 1959 ein umfangreicherer Ergänzungsband 

folgen sollte141. 

Insgesamt war das Bundesarchiv in den ersten Jahren seiner Tätigkeit indessen 

ständig darauf angewiesen, in mühevoller Kleinarbeit sich selbst ein Bild von Art und 

Umfang der in die Hand der westlichen Besatzungsmächte gelangten deutschen Ar­

chivalien zu verschaffen. Zu diesem Zweck hatte der Direktor des Bundesarchivs be­

reits einen Monat nach Aufnahme seiner Geschäfte in Koblenz mit Verfügung vom 

3. Juli 1952 angeordnet, „zur Erfassung aller bekanntwerdenden Nachrichten" über 

deutsches Schriftgut eine „Kartei des Behördenschriftguts" anzulegen. Diese Kartei, 

die unter der Leitung von Wilhelm Rohr erarbeitet wurde, ist auch heute noch als der 

umfassendste Nachweis des Schicksals einzelner Bestände oder Bestandsteile anzuse­

hen142. Für die Öffentlichkeit berichtete Rohr im Jahre 1955 in einer bilanzierenden 

ausführlichen Darstellung über „Schicksal und Verbleib des Schriftguts der obersten 

Reichsbehörden"143. Um die Jahreswende 1954/55 erschienen die Ermittlungen des 

Bundesarchivs so weit abgeschlossen, daß es sich lohnte, den obersten Bundesbehör­

den eine vorläufige Übersicht144 zu übersenden. Gleichzeitig benutzte das Bundesar­

chiv die Gelegenheit, in der Frage der Rückführung neue Initiativen zu entwickeln. 

Es bedauerte, daß die 1952 vom Auswärtigen Amt bestellte deutsche Sachverständi­

genkommission seit der fehlgeschlagenen Besprechung mit der alliierten Hohen 

Kommission vom 31. Oktober 1952 nicht mehr zusammengetreten sei145, und hielt 

angesichts des schleppenden Fortgangs der Kontakte der Bundesregierung mit den 

westalliierten Mächten ständige interministerielle Besprechungen über die Rückge­

winnung des deutschen Schriftguts für erforderlich. Mit dem Hinweis, man müsse 

damit rechnen, daß die deutsche Öffentlichkeit eines Tages Rechenschaft fordern 

werde, welche Maßnahmen zur Vertretung der deutschen Interessen ergriffen wor­

den seien, deutete das Bundesarchiv die politischen Dimensionen dieses auf den er­

sten Blick rein archivisch-historiographischen Problems an. 

Tatsächlich hatte sich am 2. Dezember 1954 der Deutsche Bundestag erneut mit 

der Frage der Rückgabe der Akten beschäftigt und in seinem Büchereibeirat dem 

Vorschlag des Abgeordneten Reiff (FDP) zugestimmt, eine Sekretierung eventuell 

zurückgegebener Akten durch die Bundesregierung zu verhindern. Der Bundestag 

solle sich zum „Anwalt der deutschen Forschung" machen146. Zum ersten Mal seit Be­

ginn der Rückführungsbemühungen schlug die Bundesregierung um die Jahreswende 

1954/55 ebenfalls einen härteren Ton an und stellte mit Befremden fest, daß große 

141 Vgl. oben S.578, Anm.67. 
142 Bundesarchiv, DA 1000/12. 
143 Rohr(s.Anm.6). 
144 „Deutsches Schriftgut in der Hand der westlichen Besatzungsmächte einschl. Holland, Belgien 

und Luxemburg. Zusammenstellung der bisher beim Bundesarchiv vorliegenden Nachrichten. 
Stand: 1. November 1954" (Bundesarchiv, FA 40). 

145 Vgl. oben S. 589. 
146 Kurzprotokoll der 7. Sitzung des Büchereibeirats des Deutschen Bundestags (Bundesarchiv, 

DA 1620/3. 
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Teile deutscher Akten staatlichen Archiven und öffentlichen Bibliotheken in den Län­
dern der Obhutsmächte überlassen worden seien, die zum Teil sogar Reproduktionen 
solcher Akten gegen Bezahlung veräußerten. Das sah man als eine Praxis an, die auch 
bei einer sehr weitgehenden Auslegung nicht mehr unter den Begriff der Obhuts­
pflicht gebracht werden konnte. Es wurde auch daran erinnert, daß der Bundestag die 
Bundesregierung bereits im Mai 1950 ersucht hatte147, eine Rückgabe der deutschen 
Archive schnellstens zu erwirken. Der abschlägige Bescheid, den die alliierte Hohe 
Kommission im Herbst 1954 erteilt hatte, mußte vor diesem Hintergrund nicht nur 
für die Bundesregierung, sondern auch für weitere Kreise der deutschen Öffentlich­
keit entmutigend wirken. Die Bundesregierung unterstrich daher, daß für die Belange 
vieler Bürger und für die Wahrheitsfindung der deutschen Geschichtsforscher unent­
behrliche Akten nicht länger zurückgehalten werden könnten. 

Um diesen als untragbar empfundenen Zustand zu beenden, sollte die Frage der 
Rückgabe der Akten - damit zielte man vorwiegend auf die Unterlagen des Auswärti­
gen Amtes ab - von der Frage der Aktenpublikationen getrennt werden. Diese Argu­
mentation trug der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Walter Hallstein, auf ent­
sprechende Anfrage des SPD-Abgeordneten Arnholz in der Fragestunde des Deut­
schen Bundestages am 4. Mai 1955 öffentlich vor148. Die inzwischen als Botschafter 
amtierenden Hohen Kommissare der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und 
Frankreichs kündigten daraufhin Ende Mai 1955 an, daß Verhandlungen für die Rei­
henfolge der Rückgabe unverzüglich beginnen könnten. Dabei solle mit der Rückga­
be der Akten des Auswärtigen Amtes, insbesondere aus der Zeit der Weimarer Repu­
blik, begonnen werden, ohne daß diese Zusage als Präzedenzfall für eine künftige 
Rückgabe deutscher militärischer149 oder technikgeschichtlich relevanter Materialien 
angesehen werden dürfe. Der Bundesregierung blieb kaum eine andere Möglichkeit, 
als sich diesen, ihren ursprünglichen Vorstellungen nur teilweise entsprechenden 
Vorschlägen zu fügen. Seit Mitte August fanden dann intensive Besprechungen mit 
den Vertretern der drei westalliierten Botschafter in Bonn statt. An deren Ende stand 
eine Vereinbarung vom 14. März und 18. April 1956, der ein Notenaustausch zugrun­
de lag. Dieser seitens der Vereinigten Staaten veröffentlichte Schriftwechsel lautete 
wie folgt:150 

147 Vgl. oben S. 584 f. 
148 Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode 1953, Stenographische Berichte, Band 24, S. 4338 D -

4339 B. 
149 Im Jahre 1955 hatten sich angesichts des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zur Nordatlan­

tischen Verteidigungsgemeinschaft die amerikanische und die britische Regierung grundsätzlich 
über die Rückgabe deutscher Akten militärischer Provenienz an die Bundesregierung geeinigt 
(Pomrenze, Anm. 41, S.27; dort auch weitere Informationen zur Benutzung militärischer 
deutscher Akten). Deutsche Dienststellen hatten bereits zu sie interessierenden militärischen 
Unterlagen Zugang gehabt, die seit 1953 aus Alexandria an amerikanische militärische 
Dienststellen in Europa gelangt waren (Goldbeck, Anm. 65, S. 56). 

150 Transfer of German Archives Agreement between the United States of America and the Federal 
Republik of Germany. Effected by Exchange of Letters Signed at Bonn and Bonn/Bad Godes-
berg. March 14 and April 18, 1956. In: Treaties and other International Acts, Series 3613, Wa­
shington 1956. 
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Der Bundesminister des Auswärtigen Bonn, den 14. März 1956 

Seiner Exzellenz 
dem Botschafter der 
Vereinigten Staaten von Amerika 
Herrn James B. Conant 
Bad Godesberg-Mehlem 

Herr Botschafter! 

Die Bundesregierung beehrt sich, auf das Schreiben der Botschaft der Vereinigten Staa­
ten von Amerika vom 31. Mai 1955 - Nr. 30 - sowie auf die Besprechungen der beider­
seitigen Sachverständigen vom 11 .August 1955, vom 25. Oktober 1955 und vom 13.Ja­
nuar 1956, betreffend die Überführung der Akten und Archive des ehemaligen Auswär­
tigen Amtes, die sich zur Zeit im Bereich des Vereinigten Königreichs befinden, Bezug 
zu nehmen. In den genannten Besprechungen ist Einverständnis darüber erzielt wor­
den, daß sofort in die Bundesrepublik überführt werden sollen: 

[Es folgt eine Aufzählung bestimmter Aktengruppen des Auswärtigen Amtes] 

Es ist ferner Einverständnis darüber erzielt worden, daß sämtliche Akten des früheren 
Auswärtigen Amtes, die nicht gemäß Punkt 1 bis 5 dieser Vereinbarung sofort zurück­
zugeben sind, und sämtliche in dem Verzeichnis zu Anhang 1 der Akten zur Deutschen 
Auswärtigen Politik151 von 1918 bis 1945, Serie D, Band 1, unter b genannten Akten­
gruppen anderer Herkunft als die des Auswärtigen Amtes spätestens zum 31. Dezember 
1958 in die Bundesrepublik überführt werden. 
Die Regierung der Vereinigten Staaten wird aber bemüht bleiben, die Akten oder zum 
mindesten Teile dieser Akten schon zu einem früheren Zeitpunkt der Bundesregierung 
zu übergeben. 
Es wurde ferner vereinbart, daß die Bundesregierung ermächtigt sein soll, durch beson­
dere Beauftragte mit den zuständigen Stellen des Foreign Office sofort in Verbindung 
zu treten, um die technischen Vorbereitungen der Überführung der unter 1 bis 5 ge­
nannten Aktengruppen in Angriff zu nehmen und den Transport so schnell wie möglich 
durchzuführen. 

[Es folgen Verfahrensvorschläge und die Bitte, privaten deutschen Wissenschaftlern in 
besonderen Fällen auf Antrag der Bundesregierung die Benutzung der noch in Whad-
don Hall verbleibenden Akten unter den üblichen Benutzungsbedingungen zu gestat­
ten.] 

Die Bundesregierung würde es sehr begrüßen, wenn das von den Sachverständigen er­
zielte Einverständnis und die von ihnen getroffenen Vereinbarungen möglichst bald be­
stätigt werden könnten. Die Bundesregierung möchte bei dieser Gelegenheit noch ein­
mal ihre wiederholt abgegebene Erklärung erneuern, daß sie die zurückgegebenen Ak-

151 Vgl. oben S. 569, Anm. 50. 



Das Schicksal deutscher Quellen 595 

ten in archivarisch ordnungsgemäßer Weise aufbewahren und in- und ausländischen 
Gelehrten jederzeit Einsicht in die Akten gewähren wird. 

In Vertretung 
Hallstein152 

Mit Schreiben vom 16. April 1956 bestätigte der neue amerikanische Botschafter Wal­

ter Dowling das Einverständnis der Vereinigten Staaten. Der entsprechende Noten­

wechsel mit Großbritannien und Frankreich ist nicht veröffentlicht. Von deutscher 

Seite wurde die Angelegenheit nur ganz knapp im Bulletin der Bundesregierung offi­

ziell erwähnt153. Im Sommer 1956 trafen die Akten des Auswärtigen Amtes aus der 

Zeit von 1867 bis 1913 und 1937 bis 1945 - le tz tere waren inzwischen von den Regie­

rungen der Westmächte für die ersten Bände der englisch- und deutschsprachigen 

Quellenpublikation zur deutschen auswärtigen Politik 1918-1845 ausgewertet wor­

den - aus Whaddon Hall in Bonn ein. Sie gelangten in die Obhut des Auswärtigen 

Amtes und konnten seit 1957 in dessen „Politischem Archiv" benutzt werden154. 

Für das Bundesarchiv in Koblenz, dem die Akten des ehemaligen Auswärtigen Am­

tes weiterhin vorenthalten wurden, kam es nun darauf an, die Rückgabeverhandlun­

gen in bezug auf die Akten anderer deutscher Behörden fortzuführen. Die Bundesre­

gierung erbat im Herbst 1956 die Fortsetzung der Rückgabeverhandlungen mit dem 

Ziel auch der Übernahme der anderen deutschen Akten außerhalb des Geschäftsbe­

reiches des Auswärtigen Amtes. Die Wünsche des Bundesarchivs, die vom Bundesmi­

nister des Innern stets unterstützt wurden, fanden eine indirekte Förderung unter an­

derem dadurch, daß die Sowjetunion und die D D R damals die Rückgabe von Archiv­

materialien vereinbarten. So hatte u. a. das Deutsche Zentralarchiv in Potsdam, mit 

dem das Bundesarchiv damals in nahezu regelmäßigem, noch als selbstverständlich 

angesehenem fachlichen Kontakt stand, unter Hinweis auf sowjetische Rückgaben 

im Jahr 1955 zu entsprechenden Schritten der Westmächte mit der bezeichnenden 

Begründung aufgerufen, daß „die schriftlichen Zeugnisse der deutschen Vergangen­

heit einen unteilbaren Gesamtbestand" bildeten155. Der zu jener Zeit noch offiziell in 

Ost und West betonte Gedanke der Wiederherstellung der Einheit Deutschlands als 

152 Der Schriftwechsel ist auch wiedergegeben bei Charles Kecskeméti und Evert van Laar, die im 
Rahmen des General Information Programme der UNESCO (PGI - 81 /WS/3) unter dem Da­
tum des 4. Mai 1981 ein „Model Bilateral and Multilateral Agreements and Conventions Concer-
ning the Transfer of Archives" entwickelt haben. 

153 Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 77 vom 24. April 1956, hier 
S.711. 

154 Zur archivfachlichen Seite der Rückführung der Akten des Auswärtigen Amtes vgl. im einzelnen 
Philippi (s. Anm. 48). Zur Aktenpublikation vgl. Anm. 50. Bis zum Abschluß der Rückführung la­
gen aus der die Jahre 1937-1945 behandelnden Serie D in englischer Sprache (Documents on 
German Foreign Policy, Series D) zehn, in deutscher Sprache sieben Bände vor. 

155 Helmut Lötzke, Die Bedeutung der von der Sowjetunion übergebenen deutschen Archivbestände 
für die deutsche Geschichtsforschung. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 3 (1955), 
S. 775-779, hier S.779. Vgl. auch die Notiz „Ministerrat der UdSSR beschließt die Rückgabe 
deutscher Archivmaterialien''. In: Archivmitteilungen 5 (1955), H.2, S. 1 f. 
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vornehmliches Ziel jeder Deutschland-Politik - wobei man freilich von jeweils prinzi­
piell verschiedenen Prämissen ausging - fand ihren Niederschlag auch im Gesamtzu­
sammenhang der deutschen Bemühungen um die Rückführung deutscher Akten aus 
alliiertem Gewahrsam. Will man den öffentlichen Verlautbarungen und Erklärungen 
Glauben schenken, so schien die spätere, der politischen Entwicklung folgende Tei­
lung der Zeugnisse der jüngeren deutschen Vergangenheit zwischen Archiven in der 
DDR und in der Bundesrepublik Deutschland noch Mitte der fünfziger Jahre zumin­
dest für archivarische Fachkreise in beiden deutschen Staaten kein unabwendbares 
Schicksal zu sein. 

In zwei Noten um die Jahreswende 1956/57 erklärten sich die westalliierten Regie­
rungen übereinstimmend bereit, mit der Bundesregierung Verhandlungen über die 
Rückgabe weiterer Archivalien zu führen. Ihrer Forderung, jedes Einzelobjekt für die 
Rückführung genau zu bezeichnen, konnte die Bundesregierung nicht entsprechen, 
da sie trotz aller Bemühungen des Bundesarchivs über lückenlose Informationen 
nicht verfügte. Sie beschränkte sich daher darauf, die wesentlichen Verwahrstellen, 
bei denen sie deutsches Archivgut vermuten konnte, zu bezeichnen. Dabei handelte es 
sich sowohl um mehrere alliierte Dienststellen in der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin als auch um die verschiedenen, zum Teil ja auch der Öffentlichkeit be­
kannten Verwahrstellen in den Vereinigten Staaten und Großbritannien. 

Die diplomatischen Kontakte führten längere Zeit wiederum nicht zu greifbaren 
Ergebnissen, so daß die Frankfurter Allgemeine Zeitung im September 1957 von einer 
„schleppenden Rückgabe der Dokumente ' an das Bundesarchiv sprechen mußte156. 
Nach langwierigen Verhandlungen, die erst im Frühjahr 1958 konkrete Formen an­
nahmen, folgten seit Ende jenes Jahres außer den restlichen Akten des Auswärtigen 
Amtes endlich auch umfangreiche Bestände anderer Provenienzen, u.a. Akten der 
Reichskanzlei und anderer Ministerien aus Whaddon Hall und zur gleichen Zeit erst­
mals157 in nennenswertem Umfang auch Schriftgut aus Alexandria im amerikanischen 
Bundesstaat Virginia. Hinzu kamen 1959 - und dann wieder 1962 - aus dem Berliner 
Document Center größere Bestände von Sachakten (Non-biographic material) der 
Reichskulturkammer, anderer Reichsbehörden sowie von mehreren Parteidienststel­
len wie dem Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums, dem SS-
Wirtschafts- und Verwaltungs-Hauptamt, dem SS-Rasse- und Siedlungshauptamt, 
dem „Ahnenerbe", der Partei-Kanzlei, dem Reichsschatzmeister, dem Reichsorgani­
sationsleiter, dem Hauptamt für Kommunalpolitik und dem NS-Lehrerbund158. Ins­
besondere mit den Akten der Reichskanzlei hatte somit auch das Bundesarchiv be­
deutende zusammenhängende Bestandskomplexe erhalten. Dennoch erfüllten sich 

156 Hansjakob Stehle, Geschichte zwischen Staub und Akten. Schleppende Rückgabe deutscher Do­
kumente an das Bundesarchiv. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. September 1957, S.5. 

157 Bereits im Jahre 1951 waren Akten der Dresdner Bank, im Jahre 1954 einige 1945 aus der Nach­
laßabteilung des Heeresarchivs in Potsdam erhaltene und in die USA verbrachte Nachlässe be­
rühmter Militärs wie Boyen, Gneisenau, Moltke und Schlieffen an die Bundesregierung zurück­
gegeben worden (Goldbeck, s. Anm.65). 

158 Vgl. Boberach (Anm.7), Sp. 145 f. 
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damalige Hoffnungen auf eine zügige Rückführung aller Akten nicht, so daß der 
SPD-Abgeordnete Bauer (Würzburg) das Problem in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 18. Mai 1960 erneut anschnitt159. 

Kurze Zeit vorher hatte Alfred Wagner als erster deutscher Archivar Gelegenheit, 
sich für das Bundesarchiv in Washington und Alexandria über die im Gewahrsam der 
Library of Congress, der US-Armee und vor allem des Nationalarchivs lagernden 
deutschen Akten zu orientieren und Prioritäten bei der weiteren Rückführung der 
Alexandria-Bestände festzulegen.160. Verzögerungen bei der praktischen Durchfüh­
rung der Rückgaben konnten u.a. auch deshalb nicht ausbleiben, weil sowohl in 
Whaddon Hall als auch in Alexandria alle wichtigen deutschen Akten - wobei man 
bei der Auslegung des Begriffs „wichtig" sehr großzügig verfuhr - vor deren Rückga­
be verfilmt wurden und das Tempo der Verfilmung natürlich nicht ohne Einfluß auf 
zeitlichen Ablauf und Reihenfolge der Rückführungen blieb. Es zeigte sich bald, daß 
das im wesentlichen vom Nationalarchiv der Vereinigten Staaten und der American 
Historical Association getragene Verfilmungsprogramm nicht so schnelle Fortschritte 
machen konnte, wie man dies in Deutschland hoffen mochte. Im Rahmen dieses Pro­
gramms161 liegen bis heute 79 Übersichten (Guides)162 mit Beschreibungen deutscher 
Aktenbestände vor, die es den Forschern in aller Welt ermöglichen, Mikrofilme beim 
Nationalarchiv der Vereinigten Staaten zu bestellen oder sich auf eine Benutzung der 
Akten selbst im Bundesarchiv vorzubereiten. Das Institut für Zeitgeschichte hat über­
dies mit Hilfe der Thyssen-Stiftung die Guides ihrerseits nach Sachen, Orten und 
Personen erschlossen163. In der Archivverwaltungspraxis erwiesen sich diese amerika­
nischen Bestandsbeschreibungen darüber hinaus deshalb als ausgesprochen nützlich, 
weil sie dem Bundesarchiv den Nachweis solcher Akten ermöglichten, die auch nach 
der Verfilmung in den Vereinigten Staaten verblieben164. Freilich ersetzen, wie noch 
zu zeigen ist, diese Guides nicht eine Durchsicht der inzwischen unter grundsätzli-

159 Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode 1957, Stenographische Berichte, Band 46, S.6449. 
160 Alfred Wagner, Bericht über eine Archivreise in die USA. In: Der Archivar 14 (1961), Sp.52f.; 

Goldbeck (s. Anm. 65), S. 57. 
161 Dagmar Horna, Microfilming of German Records in the National Archives. In: The Ameri­

can Archivist XXII (1959), S.433-443; Wilhelm Rohr, Mikroverfilmung und Verzeichnung 
deutscher Akten in Alexandria, USA. In: Der Archivar 19 (1966), Sp.251-264; Gerhard L. 
Weinberg, German Records Microfilmed at Alexandria, Virginia, in Collaboration with the Ame­
rican Historical Association. In: Captured German and Related Records (s. Anm.8), S. 199-
210. 

162 Guides to German Records Microfilmed at Alexandria, Va., bisher 79 Bände, Washington 1958 ff. 
Vgl. dazu Gerhard L.Weinberg, Zu den deutschen Akten in den Vereinigten Staaten. In: Histori­
sche Zeitschrift 194 (1962), S. 519-526; Gerhard Granier, Verzeichnung der Mikrofilme deut­
scher militärischer Archivalien in Alexandria, USA. In: Der Archivar 25 (1972), Sp. 367-376; Brün 
Meyer, Amerikanische Microfilm Guides und sonstige Findmittel zur Geschichte des Zweiten 
Weltkriegs. In: Der Archivar 34 (1981), Sp. 333-339. 

163 Vgl. Anton Hoch, Das Archiv des Instituts für Zeitgeschichte. In: Der Archivar 26 (1973), 
Sp. 295-308, hier Sp. 306. 

164 Rohr (s. Anm. 161), Sp. 259 f. 
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cher Wahrung bzw. Wiederherstellung des Provenienzprinzips erstellten Findmittel 
des Bundesarchivs165. 

In den folgenden Jahren gelangten dann deutsche Akten aus mehreren amerikani­
schen und britischen Verwahrstellen Zug um Zug in das Bundesarchiv. Durchschnitt­
lich trafen zwei Transporte pro Jahr im Bundesarchiv ein. Den Akten von Ministe­
rien, Zivilbehörden, Dienststellen der NSDAP samt Gliederungen und angeschlosse­
nen Verbänden, Unterlagen privater Herkunft und oberster militärischer Komman­
dobehörden - soweit letztere nicht als Verschlußsachen eingestuft waren - folgten die 
Kriegstagebücher von den Heeresgruppen bis zu den Divisionen mitsamt einigen er­
gänzenden militärischen Sachakten, schließlich die offengelegten („declassified") 
Verschlußsachen. Im einzelnen sind die verschiedenen Stationen der Rückführung 
insbesondere aus den Vereinigten Staaten und Großbritannien hinreichend darge­
stellt worden166. Außer den bereits mehrfach genannten Verwahrstellen in Washing­
ton bzw. Alexandria, in Whaddon Hall und in Berlin (Document Center) ist vor allem 
auch das britische Imperial War Museum zu nennen, aus dem noch zu Beginn der 
siebziger Jahre vor allem Unterlagen aus dem Geschäftsbereich Todt/Speer sowie aus 
dem Reichsluftfahrtministerium bzw. der Luftwaffe in das Bundesarchiv abgegeben 
wurden167. 

Nach den großen Abgaben schien 1968 ein vorläufiger Abschluß erreicht; das Bun­
desarchiv war vor das Problem einer unverzüglichen archivischen Aufarbeitung um­
fangreicher Aktenmassen gestellt168. Als besonders schwerwiegend erwies sich nun­
mehr, daß nur ein Teil der beschlagnahmten deutschen Akten — so die Kriegstagebü­
cher und die Bestände der Reichskanzlei und des Auswärtigen Amtes - in den ameri­
kanischen und britischen Verwahrstellen im eigentlichen Provenienzzusammenhang 
verblieben war, während die Masse des erbeuteten Schriftguts als Folge von Kriegs­
einwirkungen, häufigen Umlagerungen, oft auch von unsachgemäßer Behandlung 
sich mehr und mehr in zahllose Bestandteile aufzulösen begonnen hatte. Zwar hatte 
man in Alexandria ab 1951 durch die Bildung von - den deutschen einzelnen Ressorts 
entsprechenden - Record Groups der weiteren Zersplitterung Einhalt geboten, aber 
innerhalb der Record Groups wurde durch eine rein sachthematische Gliederung auf 
der Grundlage des Einheitsaktenplans der Wehrmacht (EAP) die Provenienzenver­
mischung noch verstärkt und durch die analoge Gliederung der publizierten Guides 
gleichsam festgeschrieben. Nach jeder Aktenabgabe galt es daher, zunächst die ech-

165 Bei der Beschreibung der Provenienzbestände sind in der Beständeübersicht des Bundesarchivs (s. 
Anm. 4) die einschlägigen Guides jeweils angegeben. 

166 Außer dem Überblick bei Boberach (s. Anm. 7), auf den sich die vorhergehenden Angaben stützen 
(s. Sp. 144), vgl. Anm. 10. 

167 Hans Booms, Rückgabe der sogenannten „Speer-Collection" an das Bundesarchiv. In: Der Archi­
var 25 (1972), Sp. 292; vgl. K.Jane Carmichael, Das Imperial War Museum London. In: Der Ar-
chivar31 (1978), Sp.481-486. 

168 Wolfgang Mommsen, The Odyssey of German Records since 1945: A View from the Bundesar­
chiv. In: Captured German and Related Records (Anm. 8), S. 215-222, hier S. 220 ff. Vgl. auch die 
Literatur in Anm. 8 und 10. 
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ten Provenienzen festzustellen und festzuhalten, dann die Provenienzen aus dem Zu­

ständigkeitsbereich des Bundesarchivs zu endgültigen Beständen möglichst nach dem 

ursprünglichen Provenienzzusammenhang zu formieren, schließlich Fremdprove­

nienzen auszusondern und an die jeweils zuständigen Staats- und Kommunalarchive 

bzw. an die früheren Eigentümer weiterzugeben. Daß es heute trotz bestehender 

Verbleibsnachweise, Konkordanzen und sonstiger Hilfsmittel mitunter sehr aufwen­

dig ist, einzelne, nach den überholten amerikanischen Signaturen bezeichnete Doku­

mente zu ermitteln, ist sicherlich begreiflich. Anzustreben ist daher eine Benutzung 

der im Bundesarchiv verwahrten Provenienzbestände ausschließlich nach den eigens 

für diese Bestände nach der Rückführung angelegten Findmitteln, während das von 

den Guides vermittelte Ordnungs- und Signatursystem nach wie vor für die Bestel­

lung und Benutzung der - einen zum Teil völlig anderen Ordnungszustand wieder­

gebenden - Mikrofilme beim Nationalarchiv in Washington Gültigkeit beanspruchen 

mag. 

Der Benutzerdruck unmittelbar nach den Rückführungen kam nicht einmal in er­

ster Linie von der wissenschaftlichen Forschung, die sich Mikrofilme vor allem aus 

den Vereinigten Staaten bereits in größerem Umfang besorgt hatte, sondern in erster 

Linie durch deutsche Behörden, die wegen NS-Gewaltverbrechen ermittelten169. 

Nunmehr waren nach Rückgabe zusammenhängender Aktenkomplexe insbesondere 

aus dem Geschäftsbereich des Reichsführers SS und Chefs der Deutschen Polizei im 

Reichsministerium des Innern, Heinrich Himmler, auch in den alliierten Kriegsver­

brecherprozessen verwandte Schlüsseldokumente in ihrem Registraturzusammen­

hang nachzuweisen und somit die Möglichkeit gegeben, Unterstellungen aus rechts­

radikalen Kreisen zurückzuweisen, die Umdrucke oder Fotokopien z. B. der Nürn­

berger Prozeßakten170 entbehrten der Authentizität171. 

Das zurückgeführte Schriftgut der Wehrmacht und ihrer Teilstreitkräfte gelangte 

zunächst in die Dokumentenzentrale des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes 

und erst nach deren Übernahme durch die 1968 von Koblenz nach Freiburg verlegte 

Abteilung Militärarchiv des Bundesarchivs in das Bundesarchiv172. Eine erwähnens­

werte größere Rückführungsaktion umfaßte dann Ende 1977 einen erheblichen Teil 

der deutschen U-Bootakten, deren Abgabe durch die britische Admiralität auf eine 

gemeinsame Aktion des englischen Unterhausabgeordneten Patrick Wall und des 

CDU-Bundestagsabgeordneten Rembert van Delden zurückzuführen war173. Außer­

dem überstellte die britische Regierung 1978 und 1981 in zwei Abgaben Akten der 

169 Vgl. Booms (s. Anm. 8), S. 22. 
170 Vgl. oben S. 570 ff. 
171 Alfred Wagner, Rückgabe von Quellen zur jüngsten deutschen Geschichte aus Großbritannien 

und den Vereinigten Staaten. In: Der Archivar 15 (1962), Sp. 343-346, hier Sp. 345. 
172 Vgl. Murawski (s. Anm. 19), Sp. 194. 
173 Hans Booms, Die Rückführung der letzten deutschen Marineakten. In: Marine-Rundschau 11 

(1977), S. 612-614; Wolfram Werner, Rückführung deutscher Marineakten. In: Der Archivar 31 
(1978), Sp.98; Gert Sandhofer, Rückführung deutscher Archivalien an das Bundesarchiv. In: Der 
Archivar 32 (1979), Sp.88. 
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Luftwaffe an das Bundesarchiv. Eine weitere nennenswerte Aktenrückführung militä­

rischer Unterlagen erfolgte in jüngerer Zeit auch aus dem Nationalarchiv der Ver­

einigten Staaten, das im Sommer 1980 Akten vor allem der Heeresgruppen zurück­

gab174. 

Als ein im internationalen Vergleich besonders hervorzuhebendes Entgegenkom­

men ist die Entscheidung des niederländischen Rijksinstituuts voor Oorlogsdocu-

mentatie aus dem Jahre 1974 anzusehen, Teile der in diesem Institut verwahrten Ak­

ten zur Geschichte der besetzten Niederlande während des Zweiten Weltkriegs im 

Einvernehmen mit dem niederländischen Reichsarchiv an das Bundesarchiv zurück­

zugeben175. Im August 1982 leitete das belgische Militärmuseum dem Bundesarchiv 

durch Vermittlung von Professor Charles Unterlagen der Auslandsorganisation der 

NSDAP in Belgien zu. Auch das dänische Reichsarchiv hat einen Band aus der Abtei­

lung Wehrmachtpropaganda des Oberkommandos der Wehrmacht dem Bundesar­

chiv überlassen176. 

Was die Haltung der französischen Regierung betrifft, so beteiligte sie sich zwar an 

den Verhandlungen der Bundesregierung mit den westlichen Alliierten über die 

Rückgabe deutscher Archivalien, dies führte aber bisher nur in ganz geringem Um­

fang zu praktischen Konsequenzen. 

Als eine besondere Form der Rückführung ist die Übernahme von Archivalien an­

zusehen, die lange Zeit privat oder von unzuständigen amtlichen Stellen aufbewahrt 

wurden. Oft haben Privatpersonen sich unter großen Mühen um die Rettung von 

Schriftgut verdient gemacht, dann jedoch die Abgabe an die zuständigen Archive un­

terlassen. So konnten die Akten der Publikationsstelle in Berlin-Dahlem, einer nach­

geordneten Stelle des Reichssicherheitshauptamtes, erst in den siebziger Jahren vom 

Bundesarchiv übernommen werden. Inzwischen hat sich auch die Marine-Offiziers-

Vereinigung entschlossen, die von ihr verwahrten Unterlagen der Marinegerichtsbar­

keit an die Abteilung Militärarchiv des Bundesarchivs abzugeben177. 

Abschließend sei noch erwähnt, daß inzwischen die bereits genannte Weitergabe 

der zurückgeführten deutschen Archivalien, für die das Bundesarchiv nicht zuständig 

ist, in manchmal mühevoller Kleinarbeit - in bezug auf regionale Überlieferungen 

z.B. der SS erst in den Jahren 1979/80 — nahezu abgeschlossen wurde. So erhielten 

die Staatsarchive der Länder, einige kommunale Archive, aber auch Verbände, Fir­

men und natürliche Personen seit mehr als zwanzig Jahren ihr Eigentum zurück178, 

das jedoch gemäß der von der Bundesregierung abgegebenen Versicherung der in-

und ausländischen Forschung jederzeit zur Verfügung gestellt werden muß. 

174 Sandhofer (s. Anm. 173), Sp. 88. 
175 Klaus Oldenhage, Rückführung deutscher Akten aus dem Rijksinstituut voor Oorlogsdocumen-

tatiein Amsterdam. In: Der Archivar 28 (1975), Sp. 331. 
176 Es handelte sich um Kriegstagebücher des Grenadierregiments 1018. 
177 Die im Quellen- und Literaturverzeichnis der Arbeit von Alfred M. de Zayas, Die Wehrmacht-

Untersuchungsstelle. Deutsche Ermittlungen über alliierte Völkerrechtsverletzungen im Zweiten 
Weltkrieg, München 1980, S.451, genannten Akten wurden inzwischen vom Bundesarchiv-Mili­
tärarchiv übernommen. 

178 So hat das Generallandesarchiv Karlsruhe die aus Alexandria zurückgegebenen Akten seines 
Sprengels 1974 in einem besonderen Findbuch nachgewiesen (Bundesarchiv, FA 577). 
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8. Offene Fragen 

Im Rückblick auf die 25jährige Tätigkeit des Bundesarchivs, deren Ergebnisse u. a. in 
der dritten Auflage der Beständeübersicht sichtbar wurden, konnte der Präsident des 
Bundesarchivs im Frühsommer 1977 feststellen, daß die Aufbereitung deutschen Ar­
chivguts aus der Zeit vor 1945 im wesentlichen abgeschlossen ist179. Wenn man heute 
feststellt, daß die Archive, insbesondere das Bundesarchiv, und die historische For­
schung in der Bundesrepublik Deutschland vor allem den Vereinigten Staaten von 
Amerika180 und Großbritannien eine letztlich doch großzügige Rückführung deut­
scher Archivalien verdanken, so sollte doch nicht unerwähnt bleiben, daß auf einigen 
Gebieten berechtigt erscheinende deutsche Wünsche unerfüllt geblieben sind. Ob dies 
auch für das Verhältnis der DDR zur Sowjetunion gilt, kann mangels zuverlässiger 
Informationen nicht geklärt werden. 

Die Frage, ob das für die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges verantwortliche 
Deutschland das Recht habe, alle Archivalien deutschen Ursprungs zurückzuverlan­
gen, ist nicht nur völkerrechtlicher, sondern sicherlich auch moralischer Art. Man 
wird auch dann, wenn man sie in dieser umfassenden Form nicht stellt und aus­
schließlich nach rechtlichen Kriterien vorgeht, einräumen müssen, daß die deutschen 
- wie immer gearteten - Ansprüche unterschiedlicher Natur und Bedeutung sind181. 
Bei den Archivalien deutscher zentraler wie regionaler Provenienz, die heute noch in 
mehreren europäischen und einigen außereuropäischen Staaten verwahrt werden, ist 
grundsätzlich wohl nach sieben Gruppen zu unterscheiden. Dabei sind auch die re­
gionalen Unterlagen aus Deutschland oder den besetzten Gebieten und den vormali­
gen deutschen Kolonien berücksichtigt, um die unterschiedlichen Ansprüche der 
Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang darstellen zu können. Die Frage der 
Rückführung privater Unterlagen bleibt unerörtert. 

a) Schriftgut aus deutscher Kolonialverwaltung vor 1919 
Ein Anspruch auf Rückgabe von Archivalien, die in den ehemaligen deutschen 
Schutzgebieten entstanden sind, besteht nicht, würde überdies auch aus politischen 
Gründen nicht geltend zu machen sein. Da das fachliche Interesse an Archivalienre­
produktionen aus diesem Bereich besonders groß ist, bemüht sich das Bundesarchiv 
seit längerem, entsprechende Materialien durch Austausch oder gegen Bezahlung 
u. a. aus Tansania, Kamerun, Togo, Süd(west)Afrika, Australien und Neuseeland zu 
erwerben182. Soweit deutsche Akten in ehemaligen Kolonien vor 1918 in das Reichs-

179 Booms(s.Anm.8). 
180 Dies fand Ausdruck u.a. in der Verleihung des Verdienstkreuzes I.Klasse des Verdienstordens 

der Bundesrepublik Deutschland an Robert Wolfe (s. Anm. 8), den Leiter der Modern Military 
Branch des Nationalarchivs der Vereinigten Staaten, am 15. März 1979 in Washington (Der Ar­
chivar 32/1979/, Sp. 420). 

181 Vgl. Klaus Oldenhage, Archivrecht? Überlegungen zu den rechtlichen Grundlagen des Archivwe­
sens in der Bundesrepublik Deutschland. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), 
S. 187-207, hier S. 205 f. 

182 Wolf Buchmann, Die Sicherung und Erschließung von Schriftgut deutscher Kolonialbehörden in 
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archiv gelangten, befinden sie sich ebenso wie die Unterlagen des Reichskolonialam­
tes im Zentralen Staatsarchiv der DDR in Potsdam183. 

b) Schriftgut deutscher Besatzungsbehörden bzw. -einbetten aus dem Ersten und Zweiten 
Weltkrieg 
In der Frage, ob Archivgut von Besatzungsbehörden von Archiven des besetzten oder 
des besetzenden Landes zu verwalten sind, besteht international weder in rechtlicher 
noch in fachlicher Hinsicht Einvernehmen184. 

Gegenüber den osteuropäischen Staaten Rückgabeforderungen in bezug auf sol­
che Akten zu erheben, erscheint als aussichtslos und als politisch unklug. Vielmehr 
wird es darauf ankommen, die archivwürdigen Teile dieser Akten zugunsten des 
Bundesarchivs zu verfilmen. Entsprechende Schritte sind vor allem gegenüber Po­
len185, Ungarn, Rumänien186 und Jugoslawien187 eingeleitet, waren zum Teil auch be­
reits erfolgreich. 

Eine archivalische Flurbereinigung zwischen Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland wird aus einer ganzen Reihe von politischen und administrativen Grün­
den derzeit noch nicht ins Auge gefaßt. Darin ist de facto jedoch kein Problem zu se­
hen, da Benutzer wechselseitig zugelassen und bereitwillig Auskünfte erteilt werden. 
Ein erster Schritt wurde jedoch insoweit getan, als das Bundesarchiv im Jahre 1974 
Akten des Reichskommissars für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deut­
schen Reich an das Österreichische Staatsarchiv abgegeben und seinerseits aus Wien 
Akten der deutsch-italienischen Offizierskommissionen zur Durchführung des sog. 
Wiener Schiedsspruches von 1940 erhalten hat188. 

afrikanischen Archiven. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), S. 62-68. Zu den Akten 
in Tansania vgl. Das Deutsche Ostafrika-Archiv. Inventar der Abteilung „German Records" im 
Nationalarchiv der Vereinigten Republik Tansania, bearbeitet von Eckhart G. Franz und Peter 
Geißler, 2 Bände, Marburg/Lahn 1972; zu Kamerun vgl. Eldrigde Mohamadou, Catalogue des 
Archives Coloniales Allemandes du Cameroun, Yaounde 1972; zu Togo vgl. Jürgen Real, Ver­
waltung des Deutschen Schutzgebietes Togo. Findbuch zu Akten der deutschen Behörden in 
Togo. Koblenz/Lome 1980; zu Südwestafrika vgl. DJ.Pieterse/A.C.Sten, Inventar der Akten 
des Zentralbureaus des Kaiserlichen Gouvernements 1884-1915, Pretoria 1973 (unveröffentlicht, 
Kopie im Bundesarchiv, Bestand R 151 F, vorhanden). 

183 Vgl. oben Anm. 45, S. 53 ff. 
184 Vgl. Oldenhage (s. Anm. 181), S.206. Vgl. die Rezension aus polnischer Sicht von Czeslaw Bier-

nat. In: Archeion LXIX (1979), S. 330-336, hier S. 332 f. 
185 Vgl. unten S. 604 u. 620. 
186 Mit Rumänien wurde eine förmliche „Archivvereinbarung" am 1. März 1977 abgeschlossen 

(Klaus Oldenhage, Deutsch-rumänische Archivvereinbarung. In: Der Archivar31/1978/, 
Sp.95 f.). 

187 Mikrofilmaustauschvereinbarungen bestehen mit dem Militärhistorischen Institut im Ministerium 
für Volksverteidigung in Belgrad und dem Institut für die Geschichte der Arbeiterbewegung in 
Laibach. Entsprechende Findmittel sind im Bundesarchiv vorhanden (Klaus Oldenhage, Mikro­
filmaustausch im Rahmen des deutsch-jugoslawischen Kulturabkommens. In: Der Archivar 29/ 
1976/, Sp. 79). 

188 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm. 4), S. 145, 187. 
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Auch die meisten westlichen kontinentaleuropäischen Staaten (Frankreich, Lu­
xemburg, Norwegen, Dänemark und Italien) dürften sich nur in Ausnahmefällen be­
reit finden, auf ihrem Territorium entstandenes deutsches Schriftgut der Kriegszeit 
im Original zurückzugeben. Immerhin hat — wie bereits erwähnt — das niederländi­
sche Rijkinstituut voor Oorlogsdocumentatie 1974 auch Akten von Besat­
zungsdienststellen dem Bundesarchiv überlassen189. Hinsichtlich der dort noch ver­
bliebenen deutschen Akten aus dem Zweiten Weltkrieg steht in wenigen Jahren eine 
abschließende Vereinbarung in Aussicht. Mit der Mehrzahl der genannten Staaten 
bestehen Kontakte, die zu einem geringen Teil zu einer Rückführung von Origi­
nalakten, vor allem aber zu einer Verfilmung entsprechender Unterlagen geführt 
haben. 

Bei allen diesen Bemühungen ist stets zu berücksichtigen, daß umgekehrt auch in 
der Bundesrepublik Deutschland Archivalien regionaler Provenienz verwaltet wer­
den, auf deren Herausgabe insbesondere die UdSSR, die DDR, aber z. B. auch Polen, 
Österreich, die CSSR, Jugoslawien und einige westeuropäische Staaten bestehen 
könnten. Ein politisch wie fachlich besonders interessanter Aspekt ergibt sich, wenn 
man nicht nur die Frage der vorwiegend deutschen Besatzungsakten aus den beiden 
Weltkriegen diskutiert, sondern auch darüber nachdenkt, wo die Akten verwahrt 
werden sollen, die bei den Besatzungsbehörden nach Beendigung der beiden Kriege 
entstanden sind. Bisher ist man allzu selbstverständlich davon ausgegangen, daß die 
Unterlagen der amerikanischen, französischen, englischen und belgischen Besat­
zungsbehörden nach dem Ersten Weltkrieg ebenso in den Archiven dieser Länder zu 
verbleiben haben wie die Akten der Besatzungsbehörden der vier alliierten Groß­
mächte nach dem Zweiten Weltkrieg. Obwohl in diesem Zusammenhang deutsche 
Ansprüche - rein fachlich gesehen - gut begründbar wären, ist es sicherlich nicht 
zweckmäßig, hier die Herausgabe von Originalunterlagen offiziell zu fordern. Anzu­
streben, auch mit gewissem politischen Nachdruck, ist dagegen, der deutschen For­
schung diese Unterlagen mindestens zugänglich zu machen, noch besser aber ihr Re­
produktionen zur Verfügung zu stellen. Dies ist seitens der Vereinigten Staaten in 
großzügig zu nennender Weise bereits geschehen190; Großbritannien ist bereit, dem­
nächst zu folgen191. Versuche, mit Frankreich zu einem entsprechenden Einverneh­
men zu gelangen, erscheinen zur Zeit wenig aussichtsreich192. Sich um die Akten der 

189 Vgl. oben Anm. 175. 
190 Josef Henke, Das amerikanisch-deutsche Gemeinschaftsprojekt einer Beschreibung und Verfil­

mung der Akten der amerikanischen Militärregierung in Deutschland 1945-1949 (OMGUS-
Projekt). In: Der Archivar 35 (1982), Sp. 149-158.; ders., Economic Reconstruction in Europe: 
The Reintegration of Western Germany - Report on the Relevant Historical Material in the Bun­
desarchiv. In: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 137 (1981) S. 469-490, hier 
S. 470-480. 

191 Gemäß Mitteilung des Public Record Office, London, vom 17.September 1981 unterliegen die 
Akten der Control Commission for Germany, British Element, inzwischen der 30-Jahresfrist und 
sind damit für die wissenschaftliche Forschung frei benutzbar. 

192 Die Akten befinden sich im „Archives de l'Occupation" in Colmar, das dem französischen Außen­
ministerium untersteht. 
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sowjetischen Besatzungsbehörden in ähnlicher Weise zu kümmern, wäre sinnvoller­

weise Sache des Zentralen Staatsarchivs der DDR. 

c) Schriftgut deutscher regionaler Provenienz aus Gebieten außerhalb des Territoriums 

der heutigen Bundesrepublik Deutschland 

Sofern es sich um Schriftgut regionaler Provenienz handelt, das außerhalb der Gren­
zen des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 entstanden ist, 
kann von einem deutschen Anspruch auf Rückgabe mit Sicherheit nicht die Rede sein. 
Handelt es sich dagegen um regionale Unterlagen, die innerhalb der genannten 
Grenzen des Deutschen Reiches, aber außerhalb des Territoriums der heutigen Bun­
desrepublik Deutschland - z.B. in den deutschen Reichsgebieten jenseits von Oder 
und Neiße - erwachsen sind, so wird sich ein unter Umständen erhebbarer Rechtsan­
spruch - z. B. nach § 2 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Preußischer Kul­
turbesitz" und zur Übertragung von Vermögenswerten des ehemaligen Landes 
Preußen auf die Stiftung vom 25. Juli 1957193 - nicht durchsetzen lassen, zumal die 
U N E S C O eine grundsätzliche Empfehlung verabschiedet hat, nach der Archivalien 
dieser Art den territorialen Veränderungen folgend den (Vor-)Eigentümern nicht zu­
rückgegeben werden müssen. Durchaus mögliche und fachlich auch vertretbare Be­
denken gegen eine solche Empfehlung können dann zurückgestellt oder gar ausge­
räumt werden, wenn wechselseitige historisch-fachliche Interessen durch den Aus­
tausch von Archivalienreproduktionen ausgeglichen werden können. Ein solcher 
Austausch erfolgt insbesondere zwischen den polnischen Archiven und dem Bundes­
archiv bzw. dem Geheimen Staatsarchiv der Stiftung Preußischer Kulturbesitz194. Ei­
nen Überblick über deutsches Schriftgut in Polen bietet unabhängig davon, ob es sich 
um Besatzungsakten oder Unterlagen regionaler Provenienz (preußische Behörden 
und Einrichtungen, Reichsgaue, NSDAP) handelt, die von der Generaldirektion der 
polnischen Archive herausgegebene Beständeübersicht195. Sie umfaßt Archivalien so­
wohl der Warschauer Zentralarchive als auch der regionalen "Wojewodschaftsarchi­
ve. Nicht erfaßt sind die Unterlagen des auf die Erforschung der deutsch-polnischen 
Beziehungen spezialisierten Instytut Zachodni (Westinstitut) in Posen, das dem Bun­
desarchiv in erbetenem Umfang Archivalienreproduktionen zur Verfügung stellt, so­
wie die z. B. in den Staatlichen Museen Auschwitz und Majdanek196 erhaltenen Akten 
von Konzentrationslagern. Unter den polnischen Verwahrstellen außerhalb der staat­
lichen Archivverwaltung ist die zum Geschäftsbereich des Justizministeriums gehö-

193 BGB1.IS.841. 
194 Am 14. September 1977 wurde eine Vereinbarung zwischen der Generaldirektion der polnischen 

Archive und dem Bundesarchiv unterzeichnet, über das der damalige polnische Generaldirektor 
Tadeusz Walichnowski in der Zeitschrift „Organizacja Metody Technika" 12 (1977) ausführlich 
berichtet hat. Vgl. unten S. 620, Anm. 278. 

195 Katalog Inwentarzy Archiwalnych, Warschau 1971 (Bundesarchiv, FA 506). 
196 Anna Palarzcykowa, Die Nazibehörden des Konzentrationslagers Auschwitz, deren Kanzleien 

und ihr Aktennachlaß. In: Archivmitteilungen 15 (1965), S. 44-53; Fr. Marciakówna und J. Mars-
zalek, Akta Archiwum Panstwowego na Majdanku. In: Archeion 37 (1962), S. 207-228. 
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rende Kommission zur Verfolgung von Hitlerverbrechen in Polen besonders zu nen­
nen. Das Bundesarchiv hat von dieser Behörde Kopien von Unterlagen vor allem zu 
NS-Verbrechen in Polen - u. a. auch aus dem Nachkriegsprozeß gegen den Staatsse­
kretär Bühler —, aber auch Reproduktionen von Materialien oberster Reichsbehörden 
erhalten, z.B. von Akten des Reichsministeriums des Innern zur Sterilisierung der 
sog. Rheinlandbastarde197. 

d) Schriftgut regionaler Provenienz aus dem Territorium 
der Bundesrepublik Deutschland 
Die historisch bedeutsamsten, vielleicht auch mengenmäßig umfangreichsten Archi­
valien regionaler Provenienz aus dem Bereich der Bundesrepublik Deutschland wer­
den wahrscheinlich in der UdSSR und der DDR verwahrt. Beide Staaten verfügen 
über Archivalien der drei Hansestädte Lübeck, Bremen und Hamburg198 - die Rei­
henfolge entspricht dem jeweiligen Anteil - , wobei erst kürzlich festgestellt werden 
konnte, welche dieser einstmals von der UdSSR erbeuteten Unterlagen an die DDR 
gelangt sind und welche noch in der UdSSR verwahrt werden. Sowjetische Stellen 
haben nämlich dem Bundesarchiv bestätigt, daß die Vermutungen, nicht alle Hanse­
akten und -Urkunden seien der DDR übergeben worden, tatsächlich zutreffen. Aus 
fachlicher Sicht besteht zwischen den Archivverwaltungen der UdSSR und der Bun­
desrepublik Einvernehmen darüber, daß diese Akten zurückzugeben sind. Ebenso ist 
man sich auf der Fachebene einig, daß die von der Bundesrepublik Deutschland treu­
händerisch im Bundesarchiv verwalteten Akten des ehemaligen Stadtarchivs Reval an 
ihren Ursprungsort zurückgelangen sollten. Diese Absicht war bisher aus einer Reihe 
von Gegengründen nicht zu realisieren. 

Die Frage, wann sich die DDR bereit erklären könnte, den drei genannten Städten 
deren bedeutsame historische Bestände zurückzugeben, hängt im wesentlichen davon 
ab, ob es gelingen wird, ein Kulturabkommen zwischen beiden deutschen Staaten zu 
schließen. Der Vollständigkeit halber sei auch erwähnt, daß in der DDR noch Archi­
valien der Stadt Mainz, insbesondere aus der Zeit vor 1789, zurückgehalten werden. 
Ebensowenig ist allerdings zu verschweigen, daß auch in der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere mit Beständen des Staatsarchivs Schwerin und des anhalti-
nischen Landesarchivs Oranienbaum Schriftgut verwahrt wird, auf das die DDR aus 
fachlicher Sicht einen Anspruch erheben könnte199. 

197 Bundesarchiv, R18/1271, 3828-3842. 
198 Lübecker und Kieler Nachrichten vom 9.2.1980; Tagesspiegel, Berlin, vom 10.2.1980. Vgl. auch 

oben S. 582. 
199 Hier handelt es sich um Bestände, die das Bundesarchiv 1978 aus dem Staatlichen Archivlager 

Göttingen in treuhänderischer Verwaltung übernommen hat. Vgl. dazu Dietrich Kausche, Meck­
lenburgische Archivalien in Göttingen (jetzt Koblenz). In: Aus tausend Jahren mecklenburgischer 
Geschichte. Festschrift für Georg Tessin ( = Schriften zur mecklenburgischen Geschichte und 
Landeskunde 4), Köln/Wien 1979, S. 197-205, und die auf S. 198, Anm.2, zitierte ältere Litera­
tur; zu den Militaria vgl. Bernhart Jähnig, Militärgeschichtliche Quellen des Staatsarchivs 
Schwerin im Staatlichen Archivlager Göttingen. In: Militärgeschichtliche Mitteilungen 19 (1976), 
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Es ist mit einiger Sicherheit davon auszugehen, daß mit dem Niederländischen 

Reichsarchiv und dem bereits erwähnten Rijksinstituut voor Oorlogsdocumentatie in 

Amsterdam eine Einigung über die Rückführung von gewissen personenbezogenen 

Akten insbesondere an das Hauptstaatsarchiv Düsseldorf und an baden-württember­

gische Staatsarchive erzielt werden wird200. Schwieriger dürften sich auch in der Zu­

kunft Verhandlungen mit Frankreich gestalten. Hierbei ginge es zum Beispiel um Ak­

ten der Staatspolizeistelle Koblenz201, für die das Landeshauptarchiv des Landes 

Rheinland-Pfalz in Koblenz zuständig ist, um Akten des NSDAP-Gaues Baden, auf 

die das Generallandesarchiv in Karlsruhe einen Anspruch erheben könnte, und 

schließlich um Unterlagen der Gauwaltung Kurhessen der Deutschen Arbeitsfront, 

die in die Zuständigkeit des Staatsarchivs Marburg fallen202. 

Der Vollständigkeit halber sind schließlich noch Schriftgutsplitter regionaler Pro­
venienz zu erwähnen, die noch in den Vereinigten Staaten und Großbritannien ver­
wahrt werden und gegen deren Rückführung Einwände eigentlich nicht bestehen 
sollten. 

e) Schriftgut oberster und oberer Reichsbehörden, 

der NSDAP sowie militärischer Verbände und Einheiten 

Schriftgut oberster und oberer Reichsbehörden, der NSDAP sowie militärischer Ver­
bände und Einheiten wird in zum Teil beträchtlichem Umfang noch in der UdSSR, 
der CSSR, in Polen, Jugoslawien, Frankreich, den Niederlanden, Großbritannien, 
den USA und in Berlin (insbesondere im US Document Center und in der Deutschen 
Dienststelle203) verwahrt. 

Von den größeren bekannten Verwahrstellen hat sich die Library of Congress in 
Washington kürzlich entschlossen, in größerem Umfang bisher von ihr verwahrte 
deutsche Archivalien dem Bundesarchiv anzubieten. In den vergangenen Jahren hatte 
sie sich zu solchen Aktionen nur in - zumeist unbedeutenden - Ausnahmefällen204 

verstanden, so daß mit einer Rückgabe der deutschen Materialien kaum noch gerech-

S. 181-187. Zum Landesarchiv Oranienbaum vgl. Hartmut Ross, Entwicklung, Aufbau und Auf­
gaben des Landesarchivs Oranienbaum. Zum 90jährigen Bestehen des Archivs. In: Archivmittei­
lungen 13 (1963), S. 59-64, hier S.63, Anm.30. Daneben befindet sich noch Schriftgut regionaler 
staatlicher parteiamtlicher (SS, SD) Dienststellen vorwiegend aus Thüringen (vgl. oben S. 569, 
Anm. 44) im Bundesarchiv. Zum Revaler Stadtarchiv vgl. zuletzt Wilhelm Lenz, Das Revaler 
Stadtarchiv. Bemerkungen zu seiner Geschichte, seinen Archivaren und seinen Beständen. In: Re-
val und die baltischen Länder. Festschrift für Hellmuth Weiss zum 80. Geburtstag, Marburg/Lahn 
1980, S. 233-242. 

200 Vgl. oben S.600, Anm. 175. 
201 Boberach (s. Anm. 7), Sp. 142. 
202 Vgl. Inventaire AJ 40 des Archives Nationales, Paris (Bundesarchiv, FA 756, 5 Bände). Vgl. auch 

oben S. 588, Anm. 122. 
203 Zum Document Center vgl. unten S.608, Anm.215, zur Deutsche Dienststelle vgl. unten S.609, 

Anm. 225. 
204 Im Jahre 1973 übergab die Library of Congress der Botschaft der Bundesrepublik in Washington 

Unterlagen der Akademie für Deutsches Recht (Walter Werhan/Elsa Fensch, Akademie für 
Deutsches Recht, Findbücher zu Beständen des Bundesarchivs 9, Koblenz 1976, S. XXI). 
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net werden konnte205. Erst das Angebot des Bundesarchivs im Jahre 1980, der Library 
of Congress kostenlos Mikrofilme von den bisher noch von ihr verwahrten Unterla­
gen zur Verfügung zu stellen, führte zu einer Änderung des bisherigen Standpunk­
tes206. Hinzu kam sicherlich auch der Umstand, daß der konservatorische Zustand 
der deutschen Materialien sich zusehends verschlechterte. 

Nunmehr wird man feststellen können, daß die staatlichen Stellen in den USA -
von geringen Ausnahmen abgesehen - die erbeuteten deutschen Archivalien und Be­
hördenakten zurückgegeben haben207. Allerdings ist insoweit eine Einschränkung zu 
machen, als bestimmte - nicht immer in amerikanische Unterlagen eingegangene -
deutsche Aktenstücke insbesondere aus den Bereichen des Reichssicherheitshauptam­
tes und der „Abwehr" von den USA aus nachrichtendienstlichen Interessen noch zu­
rückgehalten werden. Deren Rückführung stellt nicht nur ein politisches, sondern 
wegen ihres teilweise hochinteressanten Charakters auch ein historisch-wissenschaft­
liches Problem dar. Solche Unterlagen wurden in den USA vielfach für geheim er­
klärt, so daß ihrer Rückgabe ein langwieriges Herabstufungsverfahren vorangehen 
müßte. Auf diesem Gebiet werden nach und nach noch kleinere Rückführungsaktio­
nen möglich sein, was sich zuletzt 1980 an dem Beispiel des Aktenbandes gezeigt hat, 
der die Auseinandersetzungen zwischen dem Chef des Reichssicherheitshauptamtes 
Heydrich und dem Chef der Abwehr Admiral Canaris belegt208. 

So günstig die Situation hinsichtlich der Bestände ist, die von staatlichen Stellen in 
den USA verwaltet werden, so wenig realisierbar erscheinen Hoffnungen, von pri­
vaten Einrichtungen in Amerika, insbesondere von der Hoover Institution209 in Stan­
ford, Cal., dem YIVO Institute for Jewish Research in New York210 oder dem Leo-
Baeck-Institut211, ebenfalls in New York, staatliche Akten oder Unterlagen der 
NSDAP zurückzuerhalten, die diesen Einrichtungen nach dem Kriege größtenteils 
von der amerikanischen Regierung zur Verfügung gestellt wurden. Der Nachteil, der 
für die deutsche bzw. europäische Forschung dadurch entsteht, daß diese Unterlagen 
im Original wahrscheinlich niemals zurückgegeben werden können, erscheint - aus 
rein praktischer Sicht - insoweit tragbar, als diese Einrichtungen seit langem bereit 
sind, Verfilmungswünsche des Bundesarchivs gegen Bezahlung zu erfüllen. Außer­
dem sind diese Bestände durch veröffentlichte Übersichten seit Jahrzehnten der For­
schung bekannt und stehen ihr ohne besondere Einschränkung zur Auswertung zur 
Verfügung. Zu erwähnen ist schließlich die Tatsache, daß einige amerikanische Uni­
versitätsbibliotheken splitterhafte Unterlagen deutscher Herkunft verwalten, so zum 

205 Vgl. Boberach (s. Anm.7), S.58. 
206 Mit der Durchführung der Rückgabe kann demnächst gerechnet werden. 
207 Vgl. Booms im Vorwort (S.V) zu der Übersicht über die Bestände des Bundesarchivs (s. Anm.4). 
208 Die Signatur des Bundesarchivs-Militärarchiv lautet: RW 5/v. 690; der Verfasser bereitet zusam­

men mit Klaus Oldenhage eine Quellenedition vor. 
209 Vgl. oben S. 579, Anm. 72. 
210 Vgl. oben S.579, Anm. 71. 
211 Vgl. die Besprechung von E.G. Lowenthal zu: Leo Baeck Institute New York. Bibliothek und Ar­

chiv. Katalog Band I, Tübingen 1970. In: Der Archivar 25 (1972), Sp. 208-210. Vgl. auch Benz (s. 
Anm. 5), S. 59 f. 
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Beispiel die Alderman-Bibliothek212 der Universität von Virginia in Charlottesville -

hier befinden sich u.a. Hitlers Steuerakten aus den Jahren 1925 bis 1935 - , die Yale 

University Library in New Haven, Connecticut, mit der „Stutz Collection", die 

Schriftwechsel u. a. zwischen führenden Persönlichkeiten des NS-Regimes enthält213, 

und die dortige Bibliothek des Trinity College, die Akten der deutschen Botschaft in 

Peking verwahrt214. 

In diesem Zusammenhang nach wie vor von besonderer Bedeutung ist das - in der 

Fragestunde des Deutschen Bundestages in den letzten Jahren vor allem von dem Ab­

geordneten Hansen angeschnittene - Problem des Berlin Document Center, das bis­

lang noch nicht in deutsche Verwaltung übergegangen ist215. Ob und gegebenenfalls 

in welchem Umfang die nach archivfachlichen Gesichtspunkten prinzipiell notwendi­

ge Aufgabe, die getrennten, ja in der Regel heillos zersplitterten Provenienzen in die­

sem rein nach personenbezogenen Gesichtspunkten zusammengestellten Pertinenz-

archiv wiederherzustellen, gelöst werden kann, ist nicht nur ein Sachproblem216, son­

dern auch eine politische Frage. Zudem werden diese Unterlagen217 nicht nur für die 

Verfolgung von NS-Gewaltverbrechen, sondern auch für die Berechnung von Ren­

ten, Wiedergutmachungsansprüchen und in Einbürgerungsangelegenheiten so häufig 

und intensiv für Verwaltungszwecke benötigt218, daß ein Erlöschen des Verwaltungs­

interesses abzuwarten ist, bevor entschieden werden kann, welche Unterlagen in ei­

nen Provenienzbestand einzugliedern sind, welche in der nun einmal vorgegebenen 

Dokumentation verbleiben müssen und welche vernichtet werden können. 

Die noch von Großbritannien, vor allem im Imperial War Museum219 und in der 

National Lending Library in Boston/Spa220, verwahrten Akten sind überwiegend 

technisch-wissenschaftlichen Inhaks und kommen insbesondere aus den Bereichen 

der Luftwaffe, des Reichsministeriums für Rüstung und Kriegsproduktion und des 

Reichspatentamtes. Ihr wissenschaftlicher Wert ist vergleichsweise gering. Im übrigen 

wurden Teile des Schriftguts des Reichspatentamtes inzwischen für Zwecke des 

Deutschen Patentamtes in München verfilmt, so daß auch von daher der Rückfüh-

212 Weinberg, Supplement (s. Anm.67), S.69. 
213 Vgl. Bundesarchiv, FA 134. 
214 Boberach (s. Anm.7), S.58, Anm.37. 
215 Der Abgeordnete Hansen hat in der 6. Wahlperiode des Deutschen Bundestages (Drucksache VI/ 

2680) einmal, in der 7. Wahlperiode (Registerband I: Sachregister, S.740) viermal und in der 
8. Wahlperiode (Drucksache 08/328) einmal, damit insgesamt sechsmal, entsprechende Anfragen 
an die Bundesregierung gerichtet. Im weiteren Verlauf der 8. Wahlperiode erkundigten sich dann 
Abgeordnete der CDU/CSU-Bundestagsfraktion insgesamt viermal nach dem Stand der Angele­
genheit (Registerband, Sachregister A-J, S.735). 

216 Vgl. Jaeger (s. Anm. 3), Sp. 277 ff. 
217 Eine Inhaltsübersicht bietet Benz (s. Anm. 5), S. 46 ff. 
218 Vgl. Ernst Ritter, Erfahrungen bei der „Bewältigung der Vergangenheit". Die private und amtli­

che Benutzung von Archiven. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), S. 218-226, hier 
S.223. 

219 Vgl. oben S. 598, Anm. 167. 
220 Boberach (s. Anm.7), S.58. 
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rung der Originale keine besondere Priorität zukommt. Kurz zu erwähnen sind 
Schriftgutsplitter deutscher Provenienz im wesentlichen aus dem SD- und Gestapo-
Bereich, die bisher von der Wiener Library221 in London verwaltet und kürzlich nach 
Israel überführt wurden. Von Teilen dieses Materials hat das Bundesarchiv Mikrofil­
me erworben222. 

Frankreich verwahrt neben - inzwischen ebenfalls für das Bundesarchiv verfilmten 
- Verfahrensakten aus Prozessen gegen Franzosen vor dem Volksgerichtshof223 vor 
allem noch deutsche militärische Akten224. Im Hinblick auf eine Rückführung in das 
Bundesarchiv scheinen Lösungsmöglichkeiten in letzter Zeit nicht mehr ganz ausge­
schlossen zu sein. Mit der in Berlin gelegenen Deutschen Dienststelle225, die dem 
französischen Stadtkommandanten untersteht, ist vor einigen Jahren eine Vereinba­
rung getroffen worden, nach der alle Personalvorgänge, insbesondere von Offizie­
ren, dann an das Militärarchiv des Bundesarchivs abgegeben werden, wenn feststeht, 
daß sie für Pensions- oder Rentenzwecke nicht mehr benötigt werden226. Die Abgabe 
von Unterlagen des Krankenbuchlagers227 in Berlin an das Militärarchiv ist ebenfalls 
in die Wege geleitet. 

Wie in den Vereinigten Staaten, so gibt es auch in Frankreich eine jüdische For­
schungseinrichtung, das Centre de Documentation Juive Contemporaine228, das in 
beträchtlichem Umfang deutsche Archivalien insbesondere von Dienststellen der SS 
und Polizei sowie aus der Kanzlei und dem gesamten Geschäftsbereich des Reichslei­
ters Rosenberg verwahrt. Für die Möglichkeit einer Rückgabe an deutsche Archive 
gibt es derzeit keine Anhaltspunkte. 

Andere nord-, west-, ost- und südosteuropäische Staaten verwahren splitterhafte 
Unterlagen von Akten oberster Reichsbehörden und militärischer Einrichtungen, die 
sich auf die Besatzungspolitik gegenüber dem jeweils betroffenen Land beziehen. 

221 Benz (s. Anm.5), S. 38 ff.; Boberach (s. Anm.7), Sp.148. 
222 So hat das Bundesarchiv 1981 Mikrofilme von Unterlagen der Auslandsorganisation der NSDAP, 

Landesgruppe Spanien, erworben (Bestand NS 9). 
225 Vgl. oben S. 568, Anm. 40. 
224 Vgl. oben S. 606, Anm. 202. 
225 Neben den jährlichen „Arbeitsberichten" der Deutschen Dienststelle vgl. Benz (s. Anm.5), 

S. 48 ff., sowie vor allem Hans Schmitz, Gesamtrepertorium der Deutschen Dienststelle (WASt). 
In: Der Archivar 24 (1971), Sp.237f. 

226 Gerhard Granier, Übernahme von Personalakten der Marine durch das Bundesarchiv-Militärar­
chiv. In: Der Archivar 30 (1977), Sp. 196. 

227 Vgl. Benz (s. Anm.5), S. 135; Friedrich Schneider, 40 Jahre Krankenbuchlager. Die Aufbewah­
rung der Krankenurkunden der ehemaligen Wehrmacht. In: Der deutsche Soldat 21 (1957), 
S. 199-201 und 230-232. 

228 Lucien Steinberg, Les autorités allemandes en France occupée. Inventaire commenté de la collecti-
on de documents conservés au Centre de Documentation Juive Contemporaine provenant des ar-
chives de l'Ambassade d'Allemagne, de ['Administration Militaire allemande et de la Gestapo en 
France, Paris 1966; Josef Billig, Alfred Rosenberg dans l'action idéologique, politique et admini­
strative du Reich hitlérien. Inventaire commenté de la collection de documents conservés au Cen­
tre de Documentation Juive Contemporaine provenant des archives du Reichsleiter et ministre 
A. Rosenberg, Paris 1963. 
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Rückgabeansprüche deutscher Stellen wären sicherlich rein theoretischer Natur, ins­
besondere wenn die Archivalien grundsätzlich für wissenschaftliche Forschungen zu­
gänglich sind. Dies kann allerdings nicht für das von der Tschechoslowakei verwahrte 
(Teil-)Archiv der Waffen-SS gelten, das im Schloß Zasmucky bei Kolin verwahrt 
wird229. Es ist anzunehmen, daß die CSSR derartige Unterlagen nicht an die Bundes­
republik Deutschland, sondern an die DDR zurückgeben würde; in jedem Falle wün­
schenswert, ja mit Nachdruck zu fordern ist jedoch, daß die CSSR diese Bestände 
nun endlich der wissenschaftlichen Forschung in aller Welt zur Verfügung stellt und 
sich auch zur Abgabe von Archivalienreproduktionen bereit erklärt. Nur unzurei­
chende Informationen liegen darüber vor, welche Akten oberster und oberer Reichs­
behörden noch in der UdSSR vorhanden sind. Offizielle Stellungnahmen der Archiv­
verwaltung der DDR erwecken den Eindruck, als sei deren Rückführung bereits ab­
geschlossen; dies ist offensichtlich jedoch nicht in vollem Umfang der Fall. So wurde 
1970 im Zusammenhang mit einem NS-Gewaltverbrechen-Verfahren in der Bundes­
republik bekannt, daß im Archiv der Oktoberrevolution u. a. Unterlagen des Reichssi­
cherheitshauptamtes, des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda 
sowie der Präsidialkanzlei vorhanden sind230. 

In die Systematik der Darstellung ausländischer Verwahrungsorte, die noch über 
deutsches Archivgut verfügen, sind Einrichtungen in Israel nur schwer einzuordnen. 
Es ist nicht bekannt, daß - abgesehen von den Unterlagen der Deutschen Akade­
mie231, von denen das Bundesarchiv Mikrofilme erhielt, und Splittern aus dem SD-
Hauptamt232 - Originalakten oberster oder oberer Reichsbehörden bzw. zentraler 
Einrichtungen der NSDAP in Israel verwahrt werden. Legt man den Schwerpunkt 
der Ermittlungen auf amtliches Schriftgut des Deutschen Reiches, so nehmen die Un­
terlagen der deutschen Konsulate in Palästina233 aus der Zeit bis 1939 im israelischen 
Staatsarchiv einen besonderen Rang ein. Von diesem Provenienzbestand erhielt das 
Bundesarchiv im Austauschwege umfangreiche Reproduktionen. Versprengte Split­
ter von deutschen Konsulatsakten in der Türkei hat das israelische Staatsarchiv im 
Original dem Bundesarchiv überlassen234. Bei einer Darstellung, die sich im wesentli­
chen mit der Geschichte des Nationalsozialismus befassen würde, müßte man dage­
gen in erster Linie auf die Bestände und - wohl in größerem Umfang vorhandenen -
Sammlungen und Dokumentationen verweisen, die bei Yad Vashem - The Martyrs' 
and Heroes' Remembrance Authority - in Jerusalem und in mehreren anderen Ein­
richtungen außerhalb des israelischen Staatsarchivs vorhanden sind. Dabei befinden 
sich umfangreiche Bestände des Konzentrationslagers Dachau. Hervorzuheben ist 
ferner, daß das Archiv von Yad Vashem die umfassenden Sammlungen jüdischer hi-

229 Boberach (s. Anm.7), Sp. 148. 
230 Boberach (s. Anm.7), S.60. 
231 Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm.4), S.71. 
232 Boberach (s. Anm.7), Sp. 148. 
233 Vgl. das Findbuch The German Consulates in Palestine 1842-1939 (Record Group 67), hrsg. vom 

Prime Minister's Office-State Archives, Jerusalem 1976. 
234 Bundesarchiv, DA 1154/32. 
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storischer Kommissionen und Dokumentationszentren übernehmen konnte, die nach 
1945 von den Überlebenden des Holocaust in vielen Ländern Europas errichtet wor­
den waren235. Aus deutscher Sicht am bedeutendsten sind die Materialien der bis 1948 
in München bestehenden Zentralen Jüdischen Kommission. 

f) Deutsche Akten als Beweismittel in alliierten Kriegsverbrecherprozessen 
Von der Rückgabe in der Regel ausgenommen blieben bisher - wie oben im einzelnen 
geschildert- deutsche Dokumente, die im Original in Unterlagen alliierter Prozesse -
in und außerhalb Nürnbergs - gegen deutsche Kriegsverbrecher bzw. entsprechend 
angeklagte Personen gelangten236. Sie befinden sich vor allem im Nationalarchiv der 
Vereinigten Staaten in Washington237, im Public Record Office bei London238, in den 
Archives de l'Occupation239 in Colmar sowie im Depot Central d'Archives de la 
Justice Militaire240 in Meaux in Frankreich. Hinzu kommen Archive der Sowjetunion 
und weitere Verwahrstellen in allen Ländern Europas, in denen entsprechende Pro­
zesse stattgefunden haben. Die Gründe, aus denen derartige Unterlagen in einigen 
Ländern noch heute vollständig gesperrt sind, liegen vorwiegend wohl in der innen­
politischen Situation des jeweiligen Landes, verständlich erscheinen sie dennoch 
nicht. Dies ist um so deutlicher hervorzuheben, als die Vereinigten Staaten ein um­
fangreiches Angebot an Mikrofilmen zu diesen Unterlagen unterbreiten und Groß­
britannien seit Jahren freien Zugang zu dem Material gewährt. Überdies liegen in der 
Bundesrepublik Deutschland und anderswo an mehreren Stellen Umdrucke241 der 
Nürnberger Verfahrensakten vor, die von Anfang an zugänglich waren, ja deren 
möglichst umfassende Verbreitung im Sinne einer breitgestreuten Information über 

235 Benz (s. Anm. 5), S. 60 ff. 
236 Vgl. oben S. 567, Anm. 37, sowie die Literaturangaben in: Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. 

Anm.4), S.709. 
237 Vgl. die summarische Beschreibung der „National Archives Collection of World War II Crimes 

Records" (Record Group 238). In: Guide to the National Archives of the United States. Washing­
ton 1974 (erweiterte Fassung aus dem Jahre 1976 im Bundesarchiv, FA219, Bd.3). Zu den um­
fänglichen Mikrofilmpublikationen vgl. den jeweils neuesten „Catalog of National Archives Mi­
crofilm Publications". Vgl. auch die Findmittel aus der Reihe „Special Lists", bisher insbesondere 
die von John Mendelsohn besorgten Nos. 38 und 42. Vgl. oben S. 570 ff. und Henke (s. Anm. 37). 

238 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm. 4), S. 710. Die dort erwähnten Akten des Jud-
ge Advocate General sind inzwischen ebenfalls vom Public Record Office übernommen worden. 

239 Dort befinden sich die Beweisdokumente, die in die Unterlagen der Tribunaux du Gouvernement 
Militaire, also der Gerichte der französischen Militärregierung in Deutschland (1945-1949), vor 
allem des ausschließlich für Kriegsverbrecherprozesse zuständigen Tribunal General (später: Su-
périeur) in Rastatt, gelangt sind. 

240 In Meaux werden die in Frankreich selbst entstandenen Verfahrensakten der „ordentlichen" Mili­
tärgerichtsbarkeit einschließlich der Kriegsverbrecherprozesse nach 1945 verwahrt (vgl. oben 
S. 568, Anm. 39). 

241 Verwahrorte in der Bundesrepublik Deutschland sind vor allem das Staatsarchiv Nürnberg, das 
Institut für Zeitgeschichte in München, das Institut für Völkerrecht an der Universität Göttingen 
sowie auch das Bundesarchiv. Vgl. auch die von John Mendelsohn (s. Anm. 37) in Kap. V gegebe­
ne detaillierte Beschreibung über die Verteilung der Mehrfach-Umdrucke der Prozeßunterlagen 
auf die einzelnen in- und ausländischen Verwahrstellen. 
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die Verbrechen des NS-Regimes von den Gerichtsbehörden bzw. Besatzungsdienst­
stellen ausdrücklich angestrebt worden war. 

g) Audiovisuelles Archivgut 
Die Rückführung beschlagnahmten audiovisuellen Materials, insbesondere von Do­
kumentar- und Spielfilmen242, war bereits in der Vergangenheit insoweit wenig pro­
blematisch, als durch eine Kopierung dieser Unterlagen sowohl den Interessen der 
alliierten Verwahrstellen als auch des Bundesarchivs entsprochen werden konnte. An­
gesichts der Tatsache, daß die Filmproduktion aus der Zeit vor 1945 zu wesentlichen 
Teilen auf leicht entflammbarem Nitrofilmmaterial dokumentiert war, bot es sich 
an, mit der in diesem Zusammenhang wichtigsten Stelle, der Library of Congress in 
Washington, dahingehend übereinzukommen, daß auf deutsche Kosten Azetat­
kopien dieser Mikrofilme für beide Seiten hergestellt wurden. Unter beträchtlichen 
finanziellen Leistungen der Bundesregierung konnte so deutsches Filmgut in erhebli­
cher Menge, insbesondere auch aus dem reichseigenen Spielfilmvermögen, für 
das Bundesarchiv gesichert werden243. Diese Bemühungen sind noch nicht abge­
schlossen. 

Was das Bildgut angeht, so verfügt vor allem das Nationalarchiv der Vereinigten 
Staaten über umfangreiche Bestände, unter denen die sogenannten Hoffmann-Col-
lection des ehemaligen Photographen Hitlers besondere Hervorhebung verdient244. 
Da die Benutzung von Bildgut insbesondere für publizistische Zwecke für alle Archi­
ve auf der Welt eine beachtliche Einnahmequelle darstellt, ist das sonst dem Bundes­
archiv gegenüber recht zuvorkommende Nationalarchiv auf diesem Gebiet deutlich 
zurückhaltender. Immerhin konnten in letzter Zeit umfangreiche Findmittel in Mi-
crofiche-Form aus Washington käuflich erworben werden, so daß die Benutzer des 
Bundesarchivs nunmehr gezielt auf die in Washington verwahrten Bildbestände auf­
merksam gemacht werden können245. 

Eine im Vergleich zum Film- und Bildgut geringere Rolle spielen die Tonüberliefe­
rungen, die aus deutscher Produktion im amerikanischen Nationalarchiv vorhanden 
sind. Hier wäre eine Herstellung von Doppeln zu Gunsten des Bundesarchivs oder 
des Deutschen Rundfunkarchivs246 sicherlich fachlich wie technisch kein besonderes 

242 Hans Barkhausen, Deutsche Filme in den USA. Rückführung im Austausch. In: Der Archivar 19 
(1966), Sp. 259-263. Zum Schicksal des Reichsfilmarchivs vgl. dens. Zur Geschichte des ehemali­
gen Reichsfilmarchivs. In: Der Archivar 13 (1960), Sp. 1-14, hier insbesondere Sp. 13 f. 

243 Jan-Christopher Horak, Filmarchive in den Vereinigten Staaten unter Berücksichtigung ihrer 
deutschen Überlieferung. In: Der Archivar 32 (1979), Sp. 187-192, hier Sp. 189. 

244 Guide to the National Archives of the United States (s. Anm. 237), S. 737. 
245 Finding Aids to the National Archives Photographs Relating to the Third German Reich (M 1137) 

(Bundesarchiv, FA 782, Bde. 1-7). 
246 In seiner Rezension der Publikation „Tondokumente zur Zeitgeschichte 1939-1945", hrsg. von 

Walter Roller, Frankfurt am Main 1975, stellte Thomas Trumpp u.a. fest, daß nicht erkennbar 
sei, welche Tondokumente im Deutschen Rundfunkarchiv auch als Ausgangsmaterialien und 
nicht nur in Form von Kopien vorlägen. In: Der Archivar 31 (1978), Sp. 124 f. 
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Problem. Der Umfang der in Washington verwahrten Tonunterlagen ist im übrigen 
durch eine kleine Publikation des Nationalarchivs im wesentlichen bekannt247. 

Daß entsprechende Kontakte, insbesondere auf dem Gebiet des Films, auch mit 
britischen Stellen und mehreren anderen Staaten in West und Ost bestehen, sei der 
Vollständigkeit halber noch erwähnt. 

9. Ersatzüberlieferungen 

Angesichts der erheblichen Archivalienverluste durch Krieg und Nachkriegsereignis­
se hat man sich in Archiven, aber auch Forschungsinstituten mehrfach mit Erfolg be­
müht, Überlieferungslücken durch eine Rekonstruktion bestimmter Registraturen, 
insbesondere anhand erhaltener Empfängerüberlieferungen, zu schließen248. So hat 
das Bundesarchiv die im Zentralen Staatsarchiv der DDR lange Zeit unzugänglichen 
Unterlagen des Reichskommissars für Überwachung der öffentlichen Ordnung 
(1920-1929) aus den Registraturen derjenigen Landespolizeibehörden durch Kopie­
rung rekonstruiert, die Empfänger von allgemeinen Lageberichten und Rundschrei­
ben des Reichskommissars waren249. In einem zweiten größeren Projekt hat die Ab­
teilung Militärarchiv des Bundesarchivs eine Dokumentation von Unterlagen der 
Luftwaffe in Beständen vor allem des Heeres, aber auch der Wehrmachtführung und 
der Marine systematisch erstellt250. Kleinere Rekonstruktionsvorhaben251 des Militär­
archivs versuchten u.a., Ersatzüberlieferungen für die vernichteten Unterlagen des 
preußischen Heeres aus in- und ausländischen Archiven zusammenzustellen; dies ge­
schah zum Beispiel in Finnland auch dadurch, daß Archivalienkopien, welche die fin­
nische Seite vor dem Zweiten Weltkrieg aus deutschen Archiven erworben hatte, 
nunmehr dann ihrerseits reproduziert wurden, da die Originalvorlagen inzwischen 
durch Kriegseinwirkung verlorengingen. 

Das Institut für Zeitgeschichte ist seit Jahren damit beschäftigt, für die verloren­
gegangenen Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP insoweit Ersatz zu schaffen, als es 
die Schreiben der Partei-Kanzlei in Überlieferungen der jeweiligen Empfängerbehör-

247 Vgl. das Leaflet des Nationalarchivs „Captured German Sound Recordings". Vgl. auch oben 
Anm.244. 

248 Vgl. grundsätzlich Heinz Boberach, Dokumentation im Archiv. In: Der Archivar 16 (1963), 
Sp. 209-218; dens. (s. Anm.7), S.60. 

249 Ernst Ritter, Reichskommissar für Überwachung der öffentlichen Ordnung und Nachrichtensam­
melstelle im Reichsministerium des Innern. Lageberichte (1920-1929) und Meldungen 
(1929-1933), München/New York/London/Paris 1979, S. XXIV f. 

250 Wulf-Dietrich Noack, Die Schließung von Überlieferungslücken am Beispiel des Schriftgutes der 
Luftwaffe 1933-1945. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), S. 369-378. 

251 Hans-Heinrich Fleischer, Möglichkeiten und Grenzen einer Ersatzdokumentation für die verlo­
rene Überlieferung der preußischen Armee am Beispiel der Quellen zur Geschichte der Militär­
luftfahrt bis zum Ende des 1. Weltkrieges. In: Aus der Arbeit des Bundesarchivs (s. Anm. 1), 
S. 322-335. 
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den systematisch kopiert252. In diesem Zusammenhang zu nennen sind auch zwei 
Projekte zur Auffindung regionalen Schriftgutes der NSDAP bzw. zur Geschichte 
der NS-Zeit in staatlichen wie nichtstaatlichen Archiven der Länder Bayern und 
Nordrhein-Westfalen253. 

Schließlich sind Bemühungen zu erwähnen, Ersatzüberlieferungen für Bereiche zu 
schaffen, in denen aus historischen Gründen, insbesondere infolge der Kriegs- und 
unmittelbaren Nachkriegsereignisse, dokumentarische Unterlagen nicht entstehen 
konnten, bzw. zu denen amtliche Akten entweder nicht zugänglich sind oder keine 
hinreichende Aussagekraft besitzen können. Dies gilt vor allem für die Vertreibung 
der Deutschen aus Ost- und Ostmitteleuropa gegen und nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges. Die inzwischen in das Bundesarchiv übernommene sogenannte Ost-
Dokumentation254 enthält in bedeutendem Umfang Zeugenschrifttum und Befra­
gungsberichte Vertriebener sowie darüber hinaus Tätigkeitsberichte von Beamten 
und Amtsträgern über die allgemeine politische, wirtschaftliche und kulturelle Ent­
wicklung, über Zustände und besondere Ereignisse in den reichsdeutschen Gebieten 
jenseits von Oder und Neiße, in den deutschen Siedlungsgebieten Ostmittel- und 
Südosteuropas sowie in den während des Zweiten Weltkrieges von Deutschland an­
nektierten oder besetzten Gebieten. 

10. Die deutsch-deutsche Problematik 

Eine möglichst detaillierte Darstellung der Geschichte der Rückführung deutscher 

Akten aus alliiertem oder sonstigem ausländischen Gewahrsam kann bei einer grund­

sätzlichen Betrachtung der Quellenlage zur Zeitgeschichte in Deutschland nicht den 

Blick dafür verstellen, daß die Historiker auch heute noch vor allem die Folgen der 

Teilung der Archivbestände des Deutschen Reiches zwischen dem Bundesarchiv in 

Koblenz und dem Zentralen Staatsarchiv der D D R in Potsdam zu tragen haben. 

Wenngleich man derzeit davon ausgehen kann, daß Benutzungsgenehmigungen sei­

tens der D D R für Themen aus der Zeit bis 1918 im Normalfall erteilt werden, so 

kann dies für die Jahre der Weimarer Republik von 1919 bis 1933 noch nicht als si­

cher gelten. Anzeichen deuten darauf hin, daß für Forschungsprojekte über die 

12 Jahre der nationalsozialistischen Herrschaft die Entwicklung der Benutzungspra­

xis der D D R wiederum optimistischer beurteilt werden kann. Daß die vorsichtige bis 

restriktive Haltung in bezug auf Akten aus der Zeit der Weimarer Republik mit dem 

besonderen Interesse der D D R an der Geschichte der K P D zusammenhängt, kann 

nur vermutet werden. 

252 Veröffentlichte Ergebnisse dieser von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Arbeit 
liegen bisher noch nicht vor. 

253 Hermann Rumschöttel, Inventarisierung von Schriftgut der NSDAP und ihrer Gliederungen aus 
Empfängerüberlieferungen. In: Mitteilungen für die Archivpflege in Bayern 24 (1978), S. 52-58; 
Wisotzky (s. Anm. 4). 

254 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm.4), S. 713-717, Literaturangaben S.713. 
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Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungswerte dürfte es von einigem Interesse sein, 
summarisch zu beschreiben, wie die Überlieferungsschwerpunkte zwischen dem Bun­
desarchiv in Koblenz, dessen Militärarchiv in Freiburg sowie dem Auswärtigen Amt 
in Bonn einerseits und dem Zentralen Staatsarchiv der DDR und deren Militärarchiv 
andererseits hinsichtlich der Akten oberster und oberer Reichsbehörden, der Streit­
kräfte und zentraler Dienststellen und Einrichtungen der NSDAP verteilt sind. 

Entscheidender Einschnitt für die Übernahme zeitgeschichtlich relevanter Quellen 
in das Reichsarchiv in Potsdam war die Zusammenfassung der Reichsministerien mit 
den preußischen Ministerien im Jahre 1934. Durch die große Masse der nunmehr von 
den Reichsbehörden mit zu übernehmenden preußischen Verwaltungsakten waren 
vor allem die klassischen Ministerien gezwungen, sich von umfangreichen Schriftgut­
mengen zu trennen und diese an das Reichsarchiv abzugeben255. Daher ist festzuhal­
ten, daß die meisten Akten oberster Reichsbehörden aus der Zeit vor 1934, soweit sie 
den Krieg überdauert haben, heute im Zentralen Staatsarchiv der DDR in Potsdam 
liegen, wohin sie, wie gezeigt, im wesentlichen über die Auslagerungsplätze in den 
Stollen von Staßfurth und Schönebeck gelangt sind. Doch gibt es von dieser Faustre­
gel einige nicht unerhebliche Ausnahmen. So ist das Schriftgut des Heeres, für das das 
Reichsarchiv keine Zuständigkeit besaß, durch den Brand des Heeresarchivs vom 
April 1945 fast vollständig vernichtet, so gelangten die Akten der Kaiserlichen Mari­
ne, der Reichsmarine und der Kriegsmarine - ebenfalls außerhalb der Zuständigkeit 
des Reichsarchivs - auf vielen Umwegen schließlich in das Bundesarchiv-Militärar­
chiv nach Freiburg, so hatte die Reichskanzlei als die „vornehmste" der Reichsbehör­
den sich 1934 dem allgemeinen Trend zur Abgabe an das Reichsarchiv nicht ange­
schlossen, so daß westliche Alliierte deren westwärts ausgelagerte Akten aus der Zeit 
seit 1919 beschlagnahmen konnten und die Akten der Reichskanzlei daher für die 
Jahre von 1919 bis 1945 in das Bundesarchiv nach Koblenz gelangten. Durch einen 
Mikrofilmaustausch gelang es dem Bundesarchiv, auch die Akten der Reichskanzlei 
von 1877 bis 1918 sowie einige Spezialregistraturen aus späterer Zeit, die bereits in 
das Reichsarchiv gelangt waren, der Forschung in der Bundesrepublik Deutschland 
auf Mikrofilm zugänglich zu machen256. Splitterhafte Teile der Akten der Reichs­
kanzlei aus der Zeit vor 1918 waren in den 50er Jahren vom Zentralen Parteiarchiv 
der SED im Institut für Marxismus-Leninismus als Depositum des damaligen Deut­
schen Zentralarchivs übernommen worden; auch davon konnten Mikrofilme erwor­
ben werden. Im Gegenzug gab das Bundesarchiv Mikrofilme der Akten der Reichs­
kanzlei aus den Jahren 1919 bis 1945 an die DDR ab. Insgesamt stehen daher durch 
diese Tauschaktion die Akten der historisch bedeutsamsten obersten Reichsbehörde 
in beiden deutschen Staaten vollständig der wissenschaftlichen Forschung zur Verfü­
gung. 

Ein besonderes Kapitel nehmen die ebenfalls nicht an das Reichsarchiv abgegebe­
nen Akten des Auswärtigen Amtes ein. Der große, ebenfalls nach Westen ausgelager-

255 Vgl. oben S. 559 ff. 
256 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm.4), S.26-28. 
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te Teil dieser Überlieferung wurde - wie bereits geschildert257 - von den Westalliier-
ten beschlagnahmt und gelangte im Rahmen der Rückführung in die Bundesrepublik 
Deutschland. Auf Grund der Entscheidung des Auswärtigen Amtes, das die Rückga­
beverhandlungen mit den Alliierten federführend betrieb, blieben diese Unterlagen in 
dessen „Politischem Archiv". Dieses entschloß sich zwar, offenbar als weniger wichtig 
angesehene Akten der Handelspolitischen Abteilung und der Rechtsabteilung aus der 
Zeit bis 1920 an das Bundesarchiv abzugeben258, will aber im übrigen auf seiner „Ar­
chivhoheit" bestehen. Oft wird in diesem Zusammenhang vergessen, daß es eine drit­
te Verwahrstelle gibt, die wesentliche Teile der diplomatischen Überlieferung des 
Deutschen Reiches verwahrt: das Zentrale Staatsarchiv der DDR in Potsdam259. 

Für die Jahre von 1934 bis Kriegsbeginn wird eine quantifizierende Aussage dar­
über, ob das Bundesarchiv in Koblenz oder das Zentrale Staatsarchiv der DDR in 
Potsdam über mehr oder bedeutendere Akten verfügt, kaum möglich sein. Immerhin 
kann festgestellt werden, daß so wesentliche Ressorts wie das Reichsjustizministe­
rium und das Reichsfinanzministerium, aber auch das Reichsministerium für Volks­
aufklärung und Propaganda oder das Reichsministerium für Rüstung und Kriegspro­
duktion mit bedeutsamen Überlieferungsteilen im Bundesarchiv vertreten sind260. Zu 
den im Zentralen Staatsarchiv in Potsdam verwahrten Unterlagen aus der Zeit seit 
1934 gehören Akten erst nach 1933 geschaffener Ministerien wie zum Beispiel des 
Reichsministeriums für die kirchlichen Angelegenheiten261. Diese für die Geschichte 
des Kirchenkampfes bedeutsamen Unterlagen konnten, soweit bekannt, vor wenigen 
Monaten erstmals von einem Forscher aus der Bundesrepublik benutzt werden. Auf­
schlußreich ist auch die Behandlung der Akten des Reichsministeriums für Wissen­
schaft, Erziehung und Volksbildung. Dessen Materialien sind einerseits zwischen 
dem Bundesarchiv in Koblenz und dem Zentralen Staatsarchiv der DDR in Potsdam 
aufgeteilt262, andererseits hat die Stiftung Preußischer Kulturbesitz alle Unterlagen, 
die sich auf preußische Hochschulen beziehen, für sich beansprucht, konnte sich je­
doch mit diesem Anspruch nicht überall durchsetzen. Die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen hat „ihren Anteil" inzwischen dem sicherlich unzuständigen 
Hauptstaatsarchiv Düsseldorf überlassen263. 

Für die Zeit nach 1939 liegt der Schwerpunkt der Überlieferung oberster und 

257 Vgl. oben S. 569 f. u. 577. 
258 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm.4), S. 30-31. 
259 Vgl. Irmtraut Schmid, Der Bestand des Auswärtigen Amtes im Deutschen Zentralarchiv Potsdam. 

In: Archivmitteilungen 12 (1962), S. 71-79 und 123-132. 
260 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm.4). S.72ff., 80 ff., 63 E , 120E 
261 In der Übersicht über die Bestände des Deutschen Zentralarchivs Potsdam (s. Anm. 45) ist ledig­

lich eine Beschreibung der Zuständigkeiten dieses Ministeriums und eine Umfangsangabe der Ak­
ten (etwa 1050 Bände) enthalten, nicht aber eine Darstellung des wesentlichen Inhalts der Über­
lieferung (S. 112 f.). 

262 Vgl. Das Bundesarchiv und seine Bestände (s. Anm. 4), S. 58 ff. und die Übersicht über die Bestän­
de des Deutschen Zentralarchivs Potsdam (s. Anm. 45), S. 110 f. 

263 Vgl. Die Bestände des Hauptstaatsarchivs Düsseldorf. Kurzübersicht, Düsseldorf 1974, 
S.212-214. 
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oberer Reichsbehörden, vor allem aber der Wehrmacht und der NSDAP wohl ein­
deutig im Bundesarchiv. Akten aus dieser Zeit dürften nur in ganz geringem Umfang 
an das Reichsarchiv abgegeben und damit im Zentralen Staatsarchiv der DDR in 
Potsdam zu erwarten sein. Die heutige Situation ist u. a. aber auch Folge der zwischen 
dem Geheimen Staatsarchiv der Stiftung Preußischer Kulturbesitz und dem Bundes­
archiv gegen Ende der 60er Jahre getroffenen Vereinbarungen, sämtliche Archivalien 
von obersten und oberen Reichsbehörden im Bundesarchiv, die Akten preußischer 
Zentralbehörden und solcher Lokalbehörden in Preußen, für die kein Landesarchiv 
in der Bundesrepublik Deutschland zuständig ist, im Geheimen Staatsarchiv der Stif­
tung Preußischer Kulturbesitz zu vereinigen264, was eine umfängliche „archivalische 
Flurbereinigung" zwischen beiden Archiven zur Folge hatte. 

1978/79 wurden zudem die preußischen Bestände, insbesondere aus dem ehemali­
gen Staatsarchiv Königsberg, die vorher im Staatlichen Archivlager Göttingen ver­
wahrt wurden, in das Geheime Staatsarchiv in Berlin-Dahlem übernommen265, wäh­
rend das Bundesarchiv die Verwaltung solcher Archivalien treuhänderisch übernahm, 
die östlich der Elbe, nicht aber in Preußen entstanden sind. Zu nennen sind hier er­
neut das Stadtarchiv Reval266 sowie Teile des Staatsarchivs Schwerin (Mecklenburg) 
und des Landesarchivs Oranienbaum (Anhalt)267. Auf das aus fachlicher Sicht wün­
schenswerte Ziel, diese Bestände möglichst bald gegen die Archivalien der Hanse­
städte Lübeck, Bremen und Hamburg durch Vereinbarungen mit der DDR und der 
UdSSR auszutauschen, ist bereits hingewiesen worden268. Zu einem ersten Aus­
tauschprojekt - das allerdings keine staatlichen Archivalien betraf - kam es im De­
zember 1981, als Akten der Brüdergemeinen in Neuwied bzw. Herrnhut/Dresden 
auf Grund innerkirchlicher Vereinbarungen an ihren jeweiligen Ursprungsort zu­
rückgeführt wurden269. Es wäre jedoch verfrüht, aus dieser Aktion bereits Schlüsse 
auf die Aussichten eines umfassenderen Austausches auch von staatlichen Unterlagen 
zu ziehen. 

264 Hans Booms, Archivalienaustausch zwischen Bundesarchiv und Geheimem Staatsarchiv. In: Der 
Archivar 23 (1970), Sp. 100 f. Den Umfang der vormals im Geheimen Staatsarchiv verwahrten Be­
stände von Einrichtungen des Deutschen Reiches beschreiben Hans Branig/Winfried Bliß/ 
Werner Petermann, Übersicht über die Bestände des Geheimen Staatsarchivs in Berlin-Dahlem, 
Teil 2, Köln/Berlin 1967. 

265 Vgl. die Notiz „Verlegung der Bestände des historischen Staatsarchivs Königsberg". In: Der Ar­
chivar 32 (1979), Sp. 280. 

266 Vgl. Lenz (s. Anm. 199). 
267 Vgl. oben S.605, Anm. 199. 
268 Vgl. oben S. 582 u. 605. 
269 Rainer F. Raillard, Archivalienaustausch zwischen den Evangelischen Brüdergemeinen Neuwied 

und Dresden. In: Der Archivar 35 (1982), Sp.343. 
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11. Zukunftsperspektiven 

Vor allem die Betrachtung der Rückführungsmöglichkeiten bei Besatzungsakten und 
bei audiovisuellem Archivgut hat gezeigt, daß es aus fachlicher Sicht letztlich nicht 
darauf ankommen kann, über die Rückgabe von Originalen auf Dauer zu streiten270. 
Vielmehr gilt es, u. a. durch Vereinbarungen über den Austausch von Reproduktio­
nen, den Ausgleich wechselseitiger Interessen zu ermöglichen. Die U N E S C O hat im 
Juni 1981 den Bericht eines ungarischen Archivars vorgelegt, der sich mit der Frage 
beschäftigt, ob ein international finanzierter und verwalteter Fonds zur Erleichterung 
von Mikrofilmaustauschprojekten bilaterale Streitigkeiten über Archivbestände auf 
Dauer lösen kann271. Es bleibt abzuwarten, ob dieser zu vorsichtigem Optimismus 
Anlaß gebende Vorschlag auch konkrete Konsequenzen haben wird. 

Die in diesem Zusammenhang zu erörternden politischen, rechtlichen und histo­
risch-archivischen Fragen hatten die U N E S C O seit längerem beschäftigt und zur An­
nahme einer Resolution durch deren Generalversammlung 1979 geführt272. Dieser 
Resolution waren eingehende Erhebungen vorausgegangen, die auf dem Gebiet des 
Archivwesens seitens des Internationalen Archivrats vorgenommen wurden. Bei der 
Beantwortung einer entsprechenden Umfrage hat sich das Bundesarchiv grundsätz­
lich mit generellen multinationalen Lösungen einverstanden erklärt, die bestimmte 
fachliche Gesichtspunkte als international verbindlich erklären wollen. Vorausset­
zung sei allerdings, daß diese Prinzipien gegenüber allen Staaten und von allen Staa­
ten angewandt werden. Für den Fall, daß solche Vereinbarungen nicht zustande 
kommen, machte das Bundesarchiv seinen Standpunkt deutlich, daß Archivgut deut­
scher oberster und oberer Reichsbehörden und solcher Einrichtungen regionaler und 
lokaler Provenienz aus der Zeit vor 1945, die ihren Sitz im Gebiet der heutigen Bun­
desrepublik Deutschland hatten, an die zuständigen Stellen in der Bundesrepublik 
zurückzugeben sind273. Bei Besatzungsakten scheint es dagegen nicht entscheidend 
darauf anzukommen, ob sie im besetzenden oder im besetzten Land verwahrt wer­
den. Sicherlich unbefriedigend wäre es jedoch auf Dauer, wenn z. B. Frankreich dar­
auf bestehen sollte, Besatzungsakten aus der Zeit vor 1945, die sich auf Frankreich 
beziehen, ebenso zu behalten wie Besatzungsakten aus der Zeit nach 1945, die in der 
früheren französischen Zone Deutschlands entstanden sind. Vielleicht ergeben sich 
hier aus der aktuellen innerfranzösischen Diskussion über die algerische Forderung 
nach Abgabe entsprechender Akten274 französischer Dienststellen in Algerien oder 

270 Vgl. oben S. 602 ff. und 612 f. 
271 Feasibility Study on the Creation of an internationally financed and managed microfilming assi-

stance fund to facilitate the Solution of problems involved in the international transfer of archives 
and in obtaining access to sources of national history located in foreign archives by Ivan Borsa 
(PGI-81/WS/7). 

272 Vgl. Kecskeméti/van Laar (s. Anm. 152), hier S. 5. 
273 Oldenhage (s. Anm. 181), S. 205 f. 
274 Vgl. z. B. Thankmar von Münchhausen, Umstrittenes Erbe. Verzichtet Frankreich auf die Archi­

valien seiner Kolonialverwaltung? In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. November 1981, 
S.25. 
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sogar von Algerien betreffenden Unterlagen in den Beständen zentraler französischer 

(Kolonial)Behörden neue Gesichtspunkte. 

Bei all diesen Überlegungen ist zu berücksichtigen, daß eine puristische Anwen­

dung archivfachlicher Grundsätze nicht nur nicht möglich, sondern auch nicht 

zweckmäßig sein wird. Eine archivische Umsetzung der ständigen territorialen Ver­

änderungen, die sich in nahezu allen Teilen Europas, insbesondere für die Zeit vom 

Westfälischen Frieden bis zur Gegenwart, ergeben haben, würde einen unvertretba­

ren Verwaltungsaufwand erfordern. Konstruktiver erschienen dagegen Bemühun­

gen, durch Reproduktionen oder Rekonstruktionen von Archivalien Konflikte zu be­

seitigen. 

Da aber gigantische Verfilmungsprojekte nicht in jedem Fall die beste Lösung dar­

stellen, besonders wenn die zu verfilmenden Archivalien ohnehin der allgemeinen Be­

nutzung zugänglich sind, bietet sich auch die Möglichkeit, besonders wichtige Be­

stände gerade auch regionaler und lokaler Dienststellen so zu erfassen und zu er­

schließen, daß sie für die Geschichte auch des jeweiligen Gesamtstaates mit Gewinn 

herangezogen werden können. Einen ersten Schritt in diese Richtung hat man im 

Bundesarchiv dadurch versucht, daß die Quellen zur Geschichte der NS-Zeit in sämt­

lichen staatlichen und einigen kommunalen Archiven im Rahmen des Programms der 

Bundesregierung zur Förderung der Information und Dokumentation mit der damit 

verbundenen finanziellen Unterstützung durch den Bundesminister für Forschung 

und Technologie systematisch erfaßt wurden275. 

So sehr man hinsichtlich des Verwahrungsortes von Originalakten zu Kompromis­

sen bereit sein kann, so wenig ist es allerdings vertretbar, daß selbst bloße Informatio­

nen über den Verwahrungsort bestimmter Archivalien noch immer zurückgehalten 

werden. Es ist daher vom archivfachlichen und wissenschaftlichen Standpunkt aus 

nicht nur wünschenswert, sondern eine selbstverständliche Forderung, daß möglichst 

alle bedeutenden in- und ausländischen Archive ihre Bestände transparent machen. 

Als Beispiel mögen die Bestandsübersichten zentraler Nationalarchive - bislang be­

zeichnenderweise ausschließlich aus der westlichen Welt - angeführt werden, wie die 

Beständeübersicht des Bundesarchivs276, in der versucht wurde, die bislang gesammel­

ten Erkenntnisse hinsichtlich der Akten des Deutschen Reiches bis 1945 offenzule­

gen. Diese Unterlagen sind der in- und ausländischen Forschung - unter Wahrung 

der Persönlichkeitsschutzrechte277, im übrigen uneingeschränkt - zugänglich. Es 

bleibt zu hoffen, daß auch in allen anderen Staaten, die in amtlichen oder privaten 

Verwahrungsorten über derartige Materialien verfügen, sich die Erkenntnis durch­

setzt, daß eine offene Informations- und eine liberale Benutzungspolitik geeignete 

275 Eine entsprechende Publikation durch das Bundesarchiv wird vorbereitet. 
276 Vgl.oben S.558,Anm.4. 
277 Die Behauptung von Gerlinde Grahn, Probleme der Benutzung von Archivgut. In: Archivmittei­

lungen 31 (1981), S. 168-173, hier S. 169, „auch der Persönlichkeitsschutz" schränke „in den kapi­
talistischen Ländern" die Benutzung von Archivalien „im Interesse der herrschenden Klasse we­
sentlich ein", ist ebenso unbegründet wie die übrigen in diesem Aufsatz vorgetragenen Angriffe 
gegen die staatlichen Archive in der Bundesrepublik Deutschland. 
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Mittel sind, um zumindest einen Teil der Schäden zu heilen, die der Zweite Weltkrieg 

auf dem Gebiet des Archivwesens angerichtet hat. Anzustreben ist daher in allererster 

Linie der freie Zugang zu jedem Dokument, das historische Aussagekraft hat, unab­

hängig davon, wo es verwahrt wird. Daß die hier geäußerten Hoffnungen zumindest 

in Einzelfällen keine Wunschträume bleiben müssen, zeigen die Vereinbarungen, die 

1977 zwischen der Generaldirektion der Archive Polens und dem Bundesarchiv ge­

troffen worden sind. Sie wurden in dem polnischen Parteiorgan Trybuna Ludu als 

hervorragendes Beispiel für die Verwirklichung der Grundsätze der Schlußakte von 

Helsinki gewertet und auch in den Fachzeitschriften anderer Staaten zustimmend 

kommentiert278. Im Hinblick auf die künftige Entwicklung ist es sicherlich ermuti­

gend, daß es - wie dieses und weitere Beispiele zeigen - durchaus gelingen kann, die 

Förderung der Wissenschaft und nicht nationalen oder institutionellen Eigennutz in 

den Mittelpunkt der Bemühungen zu stellen. 

278 Trybuna Ludu Nr. l66 vom 15.Juli 1977;F.C.J.Ketelaar und B. Woelderink, Verslag van de 17de 
Table Ronde des Archives te Cagliari 5 tot 8 Oktober 1977. In: Nederlands Archievenblad 82 
(1978), S.243. Vgl. oben S.604, Anm. 194. 


